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Geschiftsbereich des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und In-
tegration

1. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, ob fiir bayerische Ermittlungsbe-

Benjamin horden die Moglichkeit besteht, IT-Sicherheitsliicken, iber die
Adjei sie Kenntnis erlangt haben, nicht an die entsprechenden Her-
(BUNDNIS steller weiterzuleiten, ob bayerische Ermittlungsbehdrden in
90/DIE GRU-  den zuriickliegenden 5 Jahren IT-Sicherheitsliicken erwor-
NEN) ben/angekauft haben, um diese fir Ermittlungszwecke zu nut-

zen, und wie sie den Ankauf und das Offenhalten von IT-Si-
cherheitsliicken aus Sicht der Sicherheit und des Schutzes von
Kritischer Infrastruktur bewertet?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Nach Auffassung der Staatsregierung ist die Nutzung von allgemein noch unbe-
kannten Sicherheitsliicken in Programmen oder sonstigen informationstechnischen
Systemen, die den Systemherstellern noch nicht bekannt sind (sogenannte Zero-
Day-Schwachstellen) zur Durchfiihrung polizeilicher MalRnahmen, wie beispiels-
weise einer Quellen-Telekommunikationsiiberwachung, auch im Lichte des Urteils
des Bundesverfassungsgerichts vom 08.06.2021 (1 BvR 2771/18), grundsatzlich
zulassig. Es besteht kein verfassungsrechtlicher Anspruch, jede unerkannte Sicher-
heitsliicke sofort und unbedingt dem Hersteller zu melden. Gleichzeitig muss aller-
dings auch die Erflllung des staatlichen Schutzauftrages zur Gewahrleistung der
Vertraulichkeit und Integritat informationstechnischer Systeme gewahrleistet wer-
den.

Unter Wahrung dieser Vorgaben besteht fur polizeiliche Ermittlungsbehdrden recht-
lich die Moglichkeit, Sicherheitsliicken, von denen sie Kenntnis erlangt haben, tem-
pordr zu nutzen. Unter diesen Voraussetzungen sind auch Ma3hahmen zur Ge-
wahrleistung der Sicherheit und des Schutzes von Kritischer Infrastruktur mdglich.

Nach Beteiligung der Verbande der Polizei ist festzustellen, dass in den letzten funf
Jahren durch Dienststellen der Polizei in keinem Fall Zero-Day-Schwachstellen er-
worben bzw. angekauft wurden, um diese fur Ermittlungszwecke zu nutzen.
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2. Abgeordneter

Horst
Arnold
(SPD)

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Derzeit (23. November 2022, 10:00 Uhr) befinden sich 20 Personen in PAG-Ge-
wahrsam im Justizvollzug, samtlich untergebracht in der Justizvollzugsanstalt Miin-
chen. Sie sind 19, 20, 23 (3x), 24, 25, 28, 29, 30, 31, 37 (2x), 42, 44, 48, 55, 59, 63

weiligen JVA)?

und 67 Jahre alt.

Zu den vorstehend aufgefiihrten 20 Personen ist der Zeitraum der Gewahrsam-

Ich frage die Staatsregierung, in wie vielen Fallen in Bayern seit
der aktuellen Anderung des Polizeiaufgabengesetzes Préaven-
tionshaft beantragt wurde (bitte mit genauer Angabe der einzel-
nen polizeilichen Dienststellen), gerichtlich angeordnet wurde
(bitte mit Angabe der jeweiligen Haftdauer und des einzelnen
Gerichts) und wie viele Personen sich derzeit in Justizvollzugs-
anstalten (JVA) in Praventionshaft befinden (bitte mit Angabe
des jeweiligen Lebensalter der Personen und Nennung der je-

nahme der nachfolgenden Tabelle zu entnehmen.

Lfd. Nr. Alter Gewahrsam von Gewahrsam bis
1 42 03.11.2022 02.12.2022
2 63 03.11.2022 02.12.2022
3 25 03.11.2022 02.12.2022
4 29 03.11.2022 02.12.2022
5 23 03.11.2022 02.12.2022
6 28 03.11.2022 02.12.2022
7 23 03.11.2022 02.12.2022
8 48 07.11.2022 02.12.2022
9 20 03.11.2022 02.12.2022
10 30 03.11.2022 02.12.2022
11 19 03.11.2022 02.12.2022
12 37 03.11.2022 02.12.2022
13 31 03.11.2022 02.12.2022
14 24 22.11.2022 27.11.2022
15 44 22.11.2022 02.12.2022
16 55 22.11.2022 02.12.2022
17 37 22.11.2022 26.11.2022
18 67 22.11.2022 02.12.2022
19 23 22.11.2022 29.11.2022
20 59 22.11.2022 24.11.2022




Drucksache 18/25364 Bayerischer Landtag 18. Wahlperiode Seite 3

Im Ubrigen liegen die angefragten Daten dem Staatsministerium des Innern, fir
Sport und Integration sowie dem Staatsministerium der Justiz nicht vor. Insoweit ist
eine automatisierte Erhebung der Daten im Sinne der Fragestellungen aufgrund der
Erfassungs- und Speicherungskriterien nicht méglich. Zur Beantwortung der gegen-
standlichen Fragestellungen missten somit bayernweit bei allen Polizeiprasidien
und Amtsgerichten umfangreiche manuelle (Einzel-)Auswertungen polizeilicher und
gerichtlicher Akten bzw. Datenbestande erfolgen. Dies wiirde bei den einzubinden-
den Polizeidienststellen zu einem erheblichen, insbesondere in der vorliegenden
konkreten Einsatzsituation nicht vertretbaren zeitlichen und personellen Aufwand
fuhren und die Aufrechterhaltung der effektiven Erflllung von Kernaufgaben der Po-
lizei und damit den ebenfalls verfassungsrechtlich garantierten Schutzauftrag des
Staates gegeniber seinen Blrgerinnen und Blrgern beeintrachtigen. Entsprechen-
des gilt auch fur die ggf. zu beteiligenden Gerichte.

Auch unter Berticksichtigung der Bedeutung des sich aus Art. 13 Abs. 2, 16a Abs. 1
und 2 Satz 1 der Bayerischen Verfassung ergebenden parlamentarischen Frage-
rechts der Abgeordneten des Landtags kann daher eine Beantwortung der Frage-
stellungen aus Griinden der VerhaltnismaBigkeit nicht erfolgen.
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3. Abgeordneter Nachdem Medien von schwerer Brandstiftung am 31. Okto-

Cemal ber 2022 in einem Flichtlingsheim in Krumbach ausgehen,
Bozoglu frage ich die Staatsregierung, welche Informationen ihr diesbe-
(BUNDNIS zuglich vorliegen, welche Ergebnisse die Kripo-Ermittlungen
90/DIE GRU- bisher gebracht haben und ob es Hinweise auf einen rassisti-
NEN) schen bzw. rechtsextremen Hintergrund der Tat gibt?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Die Anfrage bezieht sich auf den Brand am 23.10.2022 in einer Arbeiter- und Asyl-
bewerberunterkunft in 86381 Krumbach. Dabei handelt es sich um ein noch nicht
abgeschlossenes Ermittlungsverfahren der Kriminalpolizeiinspektion Memmingen
unter Sachleitung der Staatsanwaltschaft Memmingen. Trotz der grundsatzlichen
verfassungsrechtlichen Pflicht, Informationsanspriiche des Landtags zu erfullen,
tritt hier nach sorgfaltiger Abwagung der betroffenen Belange im Einzelfall das In-
formationsinteresse des Parlaments hinter den berechtigten Interessen bei der
Durchfiihrung strafrechtlicher Ermittlungen zurtick. Das Interesse der Allgemeinheit
an der Gewahrleistung einer funktionstichtigen Strafrechtspflege leitet sich aus
dem Rechtsstaatsprinzip ab und hat damit ebenfalls Verfassungsrang.
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4. Abgeordneter In Bezug auf die Regionalliga-Bayern-Begegnung zwischen

Maximilian Tarkglcl Munchen und FC Bayern Munchen Il im Sportpark
Deisenhofer = Heimstetten (19.11.2022) frage ich die Staatsregierung, welche
(BUNDNIS Anzeichen der Eskalation die Polizeieinsatzkrafte wahrgenom-
90/DIE GRU-  men hatten, die einen Zugriff und in diesem Zusammenhang
NEN) einen Einsatz von Pfefferspray und Schlagstécken angeblich

erforderlich machten, wie viele der Verletzten (bitte nach Stadi-
onbesucherinnen bzw. Stadionbesucher und Einsatzkraften
aufschlisseln) durch Einwirken der Polizei (z. B. durch Reiz-
gas- und Schlagstockeinsatz) verletzt wurden und ob sie das
gewaltsame Aneignen der Zaunfahne, die aus strafrechtlicher
Sicht keine verbotenen Inhalte enthalt, fur angemessen befin-
det?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Am Samstag, den 19. November 2022, um 14:00 Uhr fand die Ful3ball-Spielbegeg-
nung der Regionalliga Bayern zwischen den Vereinen Turkguci Minchen und dem
FC Bayern Minchen Il im Sportpark Heimstetten statt.

Die Sport-Veranstaltung wurde von insgesamt 530 Personen besucht, wovon 380
der Heim- sowie 150 der Gastmannschaft (hierunter auch 15 polizeilich bekannte
gewaltbereite Problempersonen) zuzurechnen waren.

Bereits im Vorfeld der Spielbegegnung wurde der Fan-Szene des FC Bayern Miin-
chen durch den Heimverein Tarkglcli Minchen mitgeteilt, dass die Verwendung
von Fanutensilien mit Bezug zu kurdischen Symboliken bzw. Slogans aufgrund der
einhergehenden hohen Sensibilitdt im Zusammenhang mit dem Anschlag in Istan-
bul am 13. November 2022 ausdriicklich nicht erwinscht sei.

Mit Beginn des Fuf3ballspiels entrollten Personen aus der Anhangerschaft des FC
Bayern Miinchen Il ein ca. sieben Meter langes Banner mit der Aufschrift ,FC Bay-
ern Fan-Club Kurdistan® sowie einer graphischen Implementierung der kurdischen
Fahne anstelle der ansonsten ublichen weil3-blauen Rauten im Vereinsemblem des
FC Bayern. Das Banner wurde offensichtlich von den Einlasskontrolleuren unbe-
merkt ins Stadion verbracht. Das Entrollen des Banners fihrte unmittelbar zu einer
emotional-aggressiven Reaktion der Fan-Szene des Heimvereins.

Die verantwortlichen Fans des FC Bayern |l wurden durch den Stadionsprecher
aufgefordert, das Banner einzurollen. Zu diesem Zweck traten auch Ordner an den
Gasteblock heran. Das Banner wurde daraufhin von den betreffenden Fans nach
oben gerafft und in voller Lange an der Bandenbristung ausrollbereit fest- und be-
reitgehalten. Als die Ordner versuchten, auf das Banner zuzugreifen, wurden sie
durch mehrere Anhanger des FC Bayern Il attackiert. Ein Ordner wurde dabei ver-
letzt. Auch Versuche des Kapitans der Mannschaft des FC Bayern Minchen I, die
Fans zur Entfernung des Banners zu bewegen, blieben ohne Erfolg, woraufhin die
Begegnung durch den Schiedsrichter unterbrochen werden musste.

Um eine weitere Eskalation der Situation und in der Folge ein unkontrolliertes Auf-
einandertreffen der Fanlager auf dem Spielfeld zu unterbinden, wurde seitens der
polizeilichen Einsatzleitung eine Sicherstellung des Banners angeordnet. Auch
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nach Ankindigung der MafRnahme der Sicherstellung sowie der mehrmaligen An-
drohung einer zwangsweisen Durchsetzung erfolgte keine Herausgabe des Gegen-
standes durch die verantwortlichen Storer. Bei dem Versuch der eingesetzten Poli-
zeibeamten, die MalRnahme der Sicherstellung durchzusetzen, wurden sie durch
die Anhanger des FC Bayern Munchen angegriffen bzw. attackiert. In der Folge
musste unmittelbarer Zwang in Form des Einsatzes von Pfefferspray und des
Schlagstockes eingesetzt werden.

Insgesamt wurden wahrend der FuBball-Veranstaltung 20 Personen verletzt, hier-
unter zehn Polizeibeamte sowie ein Ordner. Ursachlich fiir die Verletzungen waren
der Einsatz von Pfefferspray, aber auch insbesondere die Angriffe durch die Storer
aus der Anhangerschaft des FC Bayern Miinchen. Seitens der Stérer wurden neun
Personen verletzt, nach derzeitigem Kenntnistand Gberwiegend durch den Einsatz
von Pfefferspray.

Die Ermittlungen und Nachbereitungen des Polizeiprasidiums Minchen dauern an.
Es wird wegen des Verdachts der Korperverletzung sowie Sachbeschadigung ge-
gen sieben Anhanger des FC Bayern Minchen ermittelt.
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5. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, mit wie vielen Personen das An-

Katrin ker-Zentrum Deggendorf (einschlief3lich Auflenstellen) zum
Ebner-Stei- Stichtag 20.11.2022 belegt ist (bitte nach jeweiliger Einrich-
ner tung/Aullenstelle aufschlisseln), fir wie viele Personen diese
(AfD) Einrichtungen jeweils Platz bieten und aus welchen Herkunfts-

landern die dort Untergebrachten stammen (bitte nach Staats-
angehdrigkeit aufschliisseln)?
Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

In der ANKER-Einrichtung Deggendorf samt Unterkunfts-Dependancen stellt sich
die Unterbringungssituation aktuell (Stand 21.11.2022) wie folgt dar.

ANKER-Einrichtung Deggendorf

regelmaRig belegbare Bet-
o REls TOP 5
tenkapazitat (Regel-Ober-
gung Herkunftslander
grenze)
Syrien, Moldau, Aser-
501 810 baidschan, Ukraine,
Eritrea

Die ANKER-Einrichtung Deggendorf ist derzeit hoher belegt als zwischen Freistaat,
der Stadt und dem Landkreis Deggendorf fiir Zeiten geregelter Zugange politisch
vereinbart (501 Platze).

Aufgrund von Faktoren, auf die der Freistaat Bayern keinen Einfluss hat, stehen wir
alle derzeit vor der Herausforderung, die kontinuierlich hohen Zugangszahlen von
Asylbewerbern zu bewaltigen. Dadurch sind die bayerischen ANKER bereits fast
vollstandig ausgelastet, was die Notwendigkeit der vollumfanglichen bzw. tatsach-
lich vorhandenen Kapazitatenausnutzung zur Folge hat. Die Lander sind verpflich-
tet, ihren Anteil an Asylbewerbern aufzunehmen.

Diese erhodhte Nutzung der vorhandenen Kapazitaten betrifft alle ANKER-Stand-
orte, bei denen politisch vereinbarte Obergrenzen existieren, die tatsachlich nutz-
bare Kapazitat der Liegenschaft aber héher ist. Selbstverstandlich wird zu der zu-
gesagten Regel-Obergrenze zurtickgekehrt, sobald das Zugangsgeschehen sowie
die Auslastung der ANKER und der Anschlussunterbringung dies wieder zulassen.

Unterkunfts-Dependance Hengersberg

regelmaRig belegbare

Bettenkapazitit Belegung | TOP Herkunftslander

133 118 Syrien, Aserbaidschan
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Unterkunft-Dependance Stephansposching

regelmaRig belegbare

Bettenkapazitit Belegung TOP Herkunftsland

187 168 Syrien

Unterkunftsdependance Osterhofen

regelmaRig belegbare

Bettenkapazitit Belegung | TOP Herkunftslander

Syrien, Aserbaidschan,

164 147 Moldau

Die Anzahl der untergebrachten Personen nach deren Staatsangehdrigkeit wird
nicht fir jede Unterkunft statistisch auswertbar erfasst und kann in der zur Beant-
wortung der Anfrage zum Plenum zur Verfiigung stehenden Zeit auch nicht durch-
geflhrt werden. Daher wird auf die Hauptherkunftslander abgestellt.

Zur Einordnung der Zahlen: Die ,regelmafig belegbare Bettenkapazitat” entspricht
80 Prozent der maximalen Belegung. Hintergrund: In Ubereinstimmung mit dem
Bayerischen Obersten Rechnungshof wird ab einer Belegung von 80 Prozent der
maximalen Kapazitat von einer Vollbelegung einer Unterkunft ausgegangen. Der
Grund hierfur ist, dass nicht jedes theoretisch verfiigbare Bett in jeder Situation
nutzbar ist (z. B. Belegung in Familienzimmern, Renovierungen etc.).
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6. Abgeordneter  Vor dem Hintergrund der anhaltenden Massenmigration nach

Richard Bayern frage ich die Staatsregierung, in welchen Gemeinden
Graupner sich samtliche Gemeinschaftsunterkiinfte und Aufnahmeein-
(AfD) richtungen zur Unterbringung von Asylbewerbern befinden, in

welchen Gemeinden die Errichtungen solcher Unterkiinfte und
Einrichtungen geplant sind und wie der Planungsstand der Er-
richtung einer solchen Unterkunft respektive Einrichtung im
Markt Waal, Bezirk Schwaben, ist?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Der Freistaat Bayern unterhalt in jedem Regierungsbezirk einen ANKER. Die AN-
KER bestehen jeweils aus einer ANKER-Einrichtung/einem Behdrdenzentrum und
in funf Regierungsbezirken noch weiteren Unterkunfts-Dependancen. Insgesamt
gibt es im bayerischen ANKER-System aktuell 40 Standorte. Des Weiteren existie-
ren rund 370 Gemeinschaftsunterkiinfte sowie rund 4 500 Unterkunfte der dezent-
ralen Unterbringung. Aufgrund des aktuell hohen Zugangsgeschehens und der star-
ken Auslastung der Kapazitaten in der Anschlussunterbringung ist eine laufende
Akquise weiterer Unterkunftsplatze erforderlich, um die staatliche Unterbringungs-
verpflichtung erfiillen zu kénnen. Eine genaue Auflistung aller Standorte ist in der
Kurze der Zeit nicht darstellbar.

Die dezentrale Unterkunft des Landratsamts Ostallgau mit rund. 25 Platzen in einem
ehemaligen Gasthof im Markt Waal ist noch in Planung. Ein Zeitpunkt fir die Inbe-
triebnahme kann noch nicht genannt werden.
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7. Abgeordneter  Hiermit frage ich die Staatsregierung, wie viele Kommunen in

Ludwig Bayern aktuell keinen genehmigungsfahigen Haushalt aufstel-
Hartmann len konnten, da ihre Schuldenlast so hoch war, dass sie ihre
(BUNDNIS Pflichtaufgaben nicht mehr ausreichend finanzieren konnten,
90/DIE GRU-  und wie hoch die durchschnittliche Schuldenlast und die durch-
NEN) schnittliche Schuldenquote aller bayerischen Kommunen sind?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Nach Informationen des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration
befinden sich zum Stichtag 30. Juni 2022 bayernweit drei kreisangehorige Stadte
bzw. Gemeinden (von insgesamt 2 056) voraussichtlich Gber das gesamte Haus-
haltsjahr 2022 hinweg in vorlaufiger Haushaltsfiihrung bzw. ist in diesen Fallen nach
Einschatzung der zustandigen Rechtsaufsichtsbehdrde mit hoher Wahrscheinlich-
keit damit zu rechnen, dass ein genehmigungsfahiger Haushalt 2022 nicht mehr
aufgestellt werden kann. Grund hierfur ist jeweils, dass der in der Haushaltssatzung
festgesetzte Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen fir Investitionen und Investitions-
férderungsmalnahmen von der zustandigen Rechtsaufsichtsbehdrde nicht geneh-
migt wurde, weil die vorgesehenen Kreditverpflichtungen in Gesamtschau aller Um-
stédnde vor Ort mit der dauernden Leistungsfahigkeit der betreffenden Kommune
nicht im Einklang stehen. Soweit im weiteren Verlauf des Haushaltsjahres nicht an-
derweitig ein genehmigungsfahiger Haushalt aufgestellt werden kann, verbleiben
die betreffenden Gemeinden damit in vorlaufiger Haushaltsfiihrung. Art. 69 Abs. 1
Nr. 1 der Bayerischen Gemeindeordnung stellt klar, dass die Gemeinde in vorlaufi-
ger Haushaltsfiihrung u. a. finanzielle Leistungen erbringen darf, zu denen sie recht-
lich verpflichtet ist oder die fur die Weiterfihrung notwendiger Aufgaben unauf-
schiebbar sind.

Die weit Uberwiegende Mehrzahl der Kommunen kann auch in 2022 weiterhin ihren
Haushalt im Rahmen einer geordneten Haushaltsfihrung und ohne Gefahrdung der
dauernden finanziellen Leistungsfahigkeit abwickeln.

Die Schuldenlast der Kommunen in den Kernhaushalten stellt sich wie folgt dar:

e bei den kreisfreien Stadten und Gemeinden im Jahr 2021 847 Euro/Einwohner
und im Jahr 2020 848 Euro/Einwohner,

e bei den Landkreisen im Jahr 2021 168 Euro/Einwohner und im Jahr 2020 167
Euro/Einwohner,

e bei den Bezirken im Jahr 2021 4 Euro/Einwohner und im Jahr 2020 4 Euro/Ein-
wohner und

e insgesamt im Jahr 2021 970 Euro/Einwohner und im Jahr 2020 970 Euro/Ein-
wohner.

Die Schuldenlast der Kommunen bei Eigenbetrieben (einschlief3lich Krankenhau-
sern) und Beteiligungen stellt sich im Jahr 2021 wie folgt dar:

e bei den kreisfreien Stadten und Gemeinden 288 Euro/Einwohner bzw. 15
Euro/Einwohner,

e bei den Landkreisen 13 Euro/Einwohner bzw. 16 Euro/Einwohner,

e bei den Bezirken 1 Euro/Einwohner bzw. 17 Euro/Einwohner und
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e insgesamt 298 Euro/Einwohner bzw. 15 Euro/Einwohner.

(Quelle fiir die Daten ist das Bayerisches Landesamt fiir Statistik, aktuelle Ubersicht
zum Schuldenstand der bayerischen Gemeinden/Gemeindeverbande fir die Jahre
2020 und 2021")

Eine durchschnittliche Schuldenquote, also dem Verhaltnis zwischen den Schulden
und dem nominalen Bruttoinlandsprodukt der Gemeinden, wird anlassunabhangig
bzw. standardmafig nicht ermittelt.

1 https://www.statistik.bayern.de/mam/statistik/haushalte steuern/oeffentliche haus-

halte/schu2021_schulden _nach_gemeindegréssenklassen_und_regionen_ 2022-07-08.pdf



https://www.statistik.bayern.de/mam/statistik/haushalte_steuern/oeffentliche_haushalte/schu2021_schulden_nach_gemeindegrössenklassen_und_regionen_2022-07-08.pdf
https://www.statistik.bayern.de/mam/statistik/haushalte_steuern/oeffentliche_haushalte/schu2021_schulden_nach_gemeindegrössenklassen_und_regionen_2022-07-08.pdf
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8. Abgeordneter Nachdem in Drs. 15/7629 in der Antwort auf Frage 7.c) ge-

Christian schrieben wurde, ,Die Zweckbindungsfrist fir die Nutzung leis-
Hierneis tungssportlicher Anlagen betragt 25 Jahre®, frage ich die
(BUNDNIS Staatsregierung, was ,Zweckbindungsfrist® konkret bedeutet
90/DIE GRU-  (bitte genaue Definition) und ob ,Zweckbindungsfrist* z. B. be-
NEN) deutet, dass der Zweck der Férderung 25 Jahre lang umgesetzt

werden muss (also z. B. bei Férderungen fiir den Skipistenaus-
bau muss die geforderte Skipiste verpflichtend 25 Jahre lang
genutzt und deshalb jedes Jahr wieder prapariert und bei
Schneemangel mit Schneekanonen beschneit werden etc.,
sonst endet die Forderung sofort und auch fir die Zukunft
und/oder die Férderung muss zurtickgezahlt werden, wenn die
geférderte Skipiste z. B. einen Winter lang nicht prapariert/be-
schneit etc. wird), oder ob ,Zweckbindungsfrist“ z. B. bedeutet,
dass die Forderung nur fur den geférderten Zweck ausgegeben
werden darf und die Férderung unabhangig davon, ob die Ski-
piste jahrlich genutzt/prapariert/beschneit etc. wird, 25 Jahre
lang bezahlt wird?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Nach bayerischem Haushaltsrecht ist fiir staatlich geférderte Objekte und dafiir be-
schaffte Gegenstande grundsatzlich der staatlich geférderte Zuwendungszweck fiir
die gesamte Dauer der Verwendung sicherzustellen. Der Zuwendungsbescheid
muss eine hinreichend genaue Bezeichnung des Zuwendungszwecks und — wenn
mithilfe der Zuwendung Gegenstande erworben oder hergestellt werden — regelma-
Rig die Angabe, wie lange diese fir den Zuwendungszweck gebunden sind, enthal-
ten (vgl. VV Nr. 4.2.3 zu Art. 44 Bayerische Haushaltsordnung — BayHO).

Wird eine Leistung nicht oder nicht mehr fir den im Verwaltungsakt bestimmten
Zweck verwendet, kann der Zuwendungsbescheid ganz oder teilweise widerrufen
werden (Art. 49 Abs. 2a Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz — BayVwVfG).
Bei dem Widerruf handelt es sich um eine Ermessensentscheidung. Nahere Hin-
weise zur Ermessensausubung sind fir das Zuwendungsrecht in den Verwaltungs-
vorschriften (VV) Nrn. 8.2.3 und 8.2.4 zu Art. 44 BayHO geregelt. So kann die Be-
willigungsbehoérde bei Grundstiicken einschlieRlich Gebauden z. B. von dem Wider-
ruf absehen, wenn seit der Zuwendung 25 Jahre vergangen sind. Bei beweglichen
Gegenstanden gilt eine Frist von 10 Jahren (vgl. VV Nr. 8.2.4 zu Art. 44 BayHO).
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9. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, ob es zutrifft, dass die Formulie-

Jurgen rung der Fragestellung des Birgerbegehrens der CSU im
Mistol Landkreis Regensburg (,Sind Sie dafir, dass im Landkreis Re-
(BUNDNIS gensburg ein Holsystem zur Sammlung von Leichtverpackun-
90/DIE GRU-  gen (zum Beispiel Gelbe Tonne) unter Beibehaltung der Wert-
NEN) stoffhofe eingefiihrt wird?“) vor Beginn der Unterschriften-

sammlung zur Prifung auf RechtmaRigkeit an das entspre-
chende Staatsministerium eingereicht wurde?’, in welchem Um-
fang haben Staatsministerien in der aktuellen Legislaturperiode
vergleichbare Priifauftrage fir Formulierung von Biirgerbegeh-
ren durchgefiihrt und durch wen wurden diese Prifauftrage je-
weils eingereicht?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Die Regelungen zu Burgerbegehren nach Art. 18a der Gemeindeordnung und
Art. 12a der Landkreisordnung fallen in den Geschéftsbereich des Staatsministeri-
ums des Innern, fir Sport und Integration (StMl).

Zur RechtmaRigkeit von Fragestellungen einzelner Blirgerbegehren dullert sich das
StMI grundsatzlich nicht. Und dies unabhangig davon, ob die entsprechende An-
frage von Burgerinnen und Birgern, von Medien oder aus dem politischen Raum
stammt. Denn die Entscheidung Uber die Zulassigkeit eines Blrgerbegehrens ob-
liegt dem Gemeinderat bzw. bei einem Kreisbegehren dem Kreistag. Deren rechts-
aufsichtliche Beratung ist bei kreisangehérigen Gemeinden Sache der Landratsam-
ter und bei kreisfreien Stadten und Landkreisen der Regierungen. Das StMI be-
schrankt sich bei Anfragen zu Birgerbegehren daher grundsatzlich darauf, auf
diese Entscheidungs- und Beratungszustandigkeiten zu verweisen sowie allenfalls
allgemeine Hinweise zur Rechtslage zu geben, ohne aber das einzelne Burgerbe-
gehren zu bewerten.

So auch in dem Fall, auf den sich die Anfrage zum Plenum bezieht: Eine Abgeord-
nete, die sich jederzeit mit Fragen und Auskunftsersuchen an die Staatsregierung
wenden kann, hatte dem StMI eine Unterschriftenliste fir ein mdgliches Burgerbe-
gehren Ubersandt und gebeten, den Vordruck auf seine Richtigkeit zu prifen. Auf
eine inhaltliche bzw. politische Bewertung hatte sie ausdricklich verzichtet. Das
StMI nahm keine inhaltliche Prufung vor, sondern wies abstrakt auf allgemeine
rechtliche Rahmenbedingungen hin. In Hinblick auf formale Anforderungen stellte
das StMI lediglich fest, dass sich die Unterschriftenliste der Form nach eng an ein
Merkblatt des ,Mehr Demokratie e. V.“ anlehne, dass die Voraussetzungen fir eine
Unterschriftenliste gut zusammenfasse. Zur Rechtmafigkeit oder Rechtswidrigkeit
des Birgerbegehrens, auf das sich die Unterschriftenliste bezog, traf das StMI da-
gegen keine Aussage.

https://www.mittelbayerische.de/region/regensburg-land-nachrichten/vernichtenderechtsauffassung-
hat-die-csu-fuer-die-gelbe-tonne-geflunkert-21364-art2170008.html



https://www.mittelbayerische.de/region/regensburg-land-nachrichten/vernichtenderechtsauffassung-hat-die-csu-fuer-die-gelbe-tonne-geflunkert-21364-art2170008.html
https://www.mittelbayerische.de/region/regensburg-land-nachrichten/vernichtenderechtsauffassung-hat-die-csu-fuer-die-gelbe-tonne-geflunkert-21364-art2170008.html
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10. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, wie der Stand der strafrechtlichen

Jan Ermittlungsverfahren gegen die einzelnen mutmalflichen Tater
Schiffers ist, wie sie den Vorwurf der CSD-Organisatoren, die am Tatort
(AfD) erschienenen Polizeibeamten hatten sich ,rassistisch® verhal-

ten, bewertet und ob im Rahmen des CSD in Bamberg weitere
Straftaten begangen worden sind, die zu strafrechtlichen Ermitt-
lungsverfahren gefiihrt haben?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Die strafrechtlichen Ermittlungen im in Frage stehenden Verfahren dauern an. Zwi-
schenzeitlich wurde die Akte durch die zustandige Kriminalpolizeiinspektion des Po-
lizeiprasidiums Oberfranken an die zustandige Staatsanwaltschaft Bamberg Uber-
sandt. Das Verfahren ist aber bislang noch nicht bei der Staatsanwaltschaft Bam-
berg anhangig.

Zu den Vorwiirfen, dass sich Polizeibeamte vor Ort ,rassistisch“ verhalten hatten,
liegen der Staatsregierung keine Erkenntnisse vor.

Weder bei den mit dem gegenstandlichen Sachverhalt betrauten Polizeidienststel-
len des Polizeiprasidiums Oberfranken noch bei der zustandigen Staatsanwalt-
schaft Bamberg wurden weitere Straftaten mit Bezug zum Christopher Street Day
(CSD) in Bamberg bekannt.
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11. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, ob es die europaischen Regelun-

Stephanie gen ihrer Auslegung nach zulassen, dass ein in einem anderen
Schuhknecht Land schutzberechtigter Gefliichteter (z. B. in Griechenland)
(BUNDNIS auch nach einem nur sehr kurzen Aufenthalt im Schutzland mit-
90/DIE GRU- tels eines Arbeits- oder Ausbildungsvisums legal nach
NEN) Deutschland oder in ein anderes EU-Land kommt und damit

das nach den Dublin-Regeln vorgesehene Land einfach ,wech-
selt” (vorausgesetzt es besteht keine Einreisesperre in das
Wunschland, die Identitat ist geklart und es liegen keine Straf-
taten vor), auf welche obergerichtliche Rechtsprechung zur
Frage von Ruckfihrungen in Deutschland befindlicher Gefliich-
teter mit Schutzstatus in Griechenland nach Griechenland be-
zieht sich sie bei ihren Entscheidungen ggf. und wie rechtfertigt
sie, dass sie sich weiterhin an der Rickflihrung von Gefliichte-
ten mit Schutzstatus in Griechenland nach Griechenland betei-
ligt, obwohl gerade die Lage von zurtickgekehrten Schutzbe-
rechtigten dort aulRert prekar ist (bitte ausfihrlich begriinden)?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Unbeschadet einer Priifung eines Asylantrags nach den geltenden asylrechtlichen
Vorschriften bzw. von der Feststellung, welcher Mitgliedsstaat im Einzelfall fir die
Prifung des Asylverfahrens zustandig ist, steht es einer oder einem auslandischen
Staatsangehorigen grundsatzlich frei, das fir einen langerfristigen Aufenthalt in der
Bundesrepublik Deutschland erforderliche nationale Visum (bspw. zum Zweck der
Ausbildung, des Studiums oder der Erwerbstatigkeit) bei der zustandigen deutschen
Auslandsvertretung im Geschéaftsbereich des Auswartigen Amtes (z. B. Deutsche
Botschaft Athen) zu beantragen. Die Erteilung eines nationalen Visums setzt regel-
mafig insbesondere voraus, dass gegen die Person kein Einreise- und Aufenthalts-
verbot und kein Ausweisungsinteresse besteht, Identitat und Staatsangehdrigkeit
geklart sind, die Passpflicht erfullt wird und der Lebensunterhalt der Person fir die
Dauer des beabsichtigten Aufenthalts ohne Inanspruchnahme 6ffentlicher Mittel ge-
sichert ist. Das Verfahren und der Ablauf von Visaverfahren obliegt ausschlief3lich
den Auslandsvertretungen. Vorsorglich und auRerhalb der Zustandigkeit der Staats-
regierung wird darauf hingewiesen, dass gemaf den einschldgigen Bestimmungen
des im Internetauftritt des Auswartigen Amtes abrufbaren Visumhandbuchs 6rtlich
zustandig fur die Annahme eines Visumantrags die fir den gewdhnlichen Aufent-
haltsort der Person zustandige Auslandsvertretung ist. Fiir die Bestimmung des Auf-
enthaltsorts kommt es dabei insbesondere nicht darauf an, ob der Aufenthalt frei-
willig besteht oder ob die Person polizeilich gemeldet ist, sondern vielmehr auf eine
gewisse Verfestigung des Aufenthalts. Zudem kann ein Visum mit Ermachtigung
der zustandigen Auslandsvertretung oder des Auswartigen Amts ausnahmsweise
auch von einer anderen als der fur den gewdhnlichen Aufenthaltsort des Auslanders
zustandigen Auslandsvertretung erteilt werden.

Fur die gerichtlich Gberprifbare Entscheidung Uber Asylantrdge von in Griechen-
land anerkannten Schutzberechtigten ist das Bundesamt fir Migration und Flicht-
linge (BAMF) zustandig.

Das BAMF behalt sich weiterhin in begriindbaren Einzelfallen vor, Asylantrage als
unzuldssig gemaR § 29 Abs. 1 Nr. 2 des Asylgesetzes (AsylG) abzulehnen, sollte
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den Antragstellenden entsprechend der Entscheidungen des Europaischen Ge-
richtshofs aus individuellen Griinden keine Gefahr nach Art. 3 der Europaischen
Menschenrechtskonvention, Art. 4 EU-Grundrechte-Charta drohen. An diese Ent-
scheidungen und die sich daraus ergebende vollziehbare Ausreisepflicht nach Grie-
chenland sind die bayerischen Auslanderbehoérden, die die Rickfihrungen durch-
fuhren, nach §§ 6, 42 AsylG gebunden.
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12. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, ob die Regelungslage fir die Re-

Stefan gelfalle zur Anordnung von Trauerflor gedndert wurde, sodass

Schuster bei tddlichen Unglicksfallen von Polizeibeamtinnen und Poli-

(SPD) zeibeamten der Polizei im Einsatz Trauerflor angeordnet wer-
den kann?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Im Rahmen der Anfrage zum Plenum des Abgeordneten Stefan Schuster (SPD) zur
Plenarsitzung am 30.03.2022, Drs. 18/22114 vom 26.05.2022, betreffend ,Trauer-
flor bei Tod von Polizistinnen und Polizisten® wurde dargelegt, dass aktuell geprift
wird, die Regelungslage fir die Regelfélle zur Anordnung von Trauerflor zu erwei-
tern. Wie dort bereits dargelegt, werden hierbei ausdricklich auch die Fallkonstel-
lationen bei tédlichen Ungliicksfallen von Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten
der Polizei im Einsatz in Erwagung gezogen. Die entsprechende Prifung ist nach
wie vor nicht abgeschlossen, da neben der gegenstandlichen Fragestellung weite-
rer Klarungsbedarf im Zusammengang mit dem umfassenden Gesamtkomplex
» 1 rauerflor/-beflaggung® besteht und aktuell noch Gegenstand der Fortschreibung
der Regelungslage ist. Allerdings weisen wir darauf hin, dass die Anordnung von
Trauerflor an uniformierten Dienstfahrzeugen und Halbstock bzw. Trauerflor an
Streifenbooten bereits jetzt ,in besonderen Einzelfallen® moglich ist. Der Anord-
nungs- und Entscheidungsvorbehalt hierfir liegt nach wie vor beim Landespolizei-
prasidenten.
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13. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung vor dem Hintergrund, dass die

Arif Botschaft der Islamischen Republik Afghanistan in einer Verbal-
Tagdelen note vom 28. Juli 2022 (AF/2022/110) das Auswartige Amt dar-
(SPD) Uber informierte, dass derzeit die Botschaft und die General-

konsulate in Deutschland grundséatzlich keine neuen Passan-
trage annehmen kdnnen, eine Ausstellung von neuen Passen
nur in Ausnahmefallen erfolgen kann und es nicht absehbar ist,
wann Antrage zur Ausstellung neuer Passe wieder entgegen
genommen und bearbeitet werden kénnen (inkl. der Ausstel-
lung und Korrektur von Tazkiras), und aufgrund der daraus
moglichen negativen Auswirkungen fir afghanische Gefllich-
tete, wie viele afghanische Geflichtete sich derzeit im Freistaat
Bayern aufhalten (bitte aufgeschlisselt nach aufenthaltsrechtli-
chem Status inkl. Aufenthaltstitel nach Ortskrafteverfahren so-
wie nach Regierungsbezirk, Alter und Geschlecht angeben) und
wann die bayerischen Auslanderbehérden uber den Inhalt der
Verbalnote (der Botschaft der Islamischen Republik Afghanis-
tan) in Kenntnis gesetzt wurden?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Bezliglich der Frage, wie viele afghanische Gefliichtete sich derzeit im Freistaat
Bayern aufhalten (aufgeschlisselt nach aufenthaltsrechtlichem Status, Regierungs-
bezirk, Alter und Geschlecht), wird auf die Anlagen (Statistiken aus dem Auslander-
zentralregister zum Stichtag 31.10.2022) verwiesen. *1) — 8)

Die Anzahl der gem. § 22 Satz 2 Aufenthaltsgesetz (AufenthG) im Rahmen des
Ortskrafteverfahrens aufgenommenen Personen, unterteilt nach Regierungsbezirk,
Alter und Geschlecht, konnte nicht in der gegebenen Zeit ermittelt werden. Ergan-
zend kann mitgeteilt werden, dass fir den Zeitraum ab Beginn des Ortskraftever-
fahrens (erster Einzug laut integrietem Migrantenverwaltungssystem am
27.08.2012) bis zum Stichtag 31.10.2022 in ganz Bayern insgesamt 4 947 Perso-
nen afghanischer Herkunft nach § 22 Satz 2 AufenthG aufgenommen und unterge-
bracht wurden. Darunter befinden sich 674 Ortskrafte und 3 304 Familienangeho-
rige (Gesamtsumme 3 978 Personen) sowie 237 besonders gefahrdete afghani-
sche Staatsangehorige und 732 Familienangehdrige (Gesamtsumme 969 Perso-
nen).

Die Information der Auslanderbehérden Gber die Verbalnote der Botschaft der Isla-
mischen Republik Afghanistan in Berlin vom 28. Juli 2022 erfolgte tber die jeweili-
gen Regierungen, welche ihrerseits durch das Staatsministerium des Innern, fir
Sport und Integration am 9. September 2022 Gber die Verbalnote informiert wurden.

*1) Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Anlage ist als pdf-Dokument hier
einsehbar.

*2) Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Anlage ist als pdf-Dokument hier
einsehbar.


https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000015500/0000015744_Tasdelen_ANL_1.pdf
https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000015500/0000015744_Tasdelen_ANL_2.pdf
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*3) Von einem Abdruck wurde abgesehen.
einsehbar.

*4) Von einem Abdruck wurde abgesehen.
einsehbar.

*8) Von einem Abdruck wurde abgesehen.
einsehbar.

*6) Von einem Abdruck wurde abgesehen.
einsehbar.

*7) Von einem Abdruck wurde abgesehen.
einsehbar.

*8) Von einem Abdruck wurde abgesehen.
einsehbar.

Die Anlage ist als pdf-Dokument hier

Die Anlage ist als pdf-Dokument hier

Die Anlage ist als pdf-Dokument hier

Die Anlage ist als pdf-Dokument hier

Die Anlage ist als pdf-Dokument hier

Die Anlage ist als pdf-Dokument hier


https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000015500/0000015744_Tasdelen_ANL_3.pdf
https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000015500/0000015744_Tasdelen_ANL_4.pdf
https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000015500/0000015744_Tasdelen_ANL_5.pdf
https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000015500/0000015744_Tasdelen_ANL_6.pdf
https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000015500/0000015744_Tasdelen_ANL_7.pdf
https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000015500/0000015744_Tasdelen_ANL_8.pdf
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Geschaftsbereich des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

14. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, wie hoch sie den Fehlbetrag bei

Dr. Markus der Bayerischen Eisenbahngesellschaft (BEG) zur Bezahlung
Buchler der Bestellentgelte fir die gemeinwirtschaftlichen SPNV-Leis-
(BUNDNIS tungen nach Abzug der Zuweisungen des Bundes nach dem
90/DIE GRU-  Regionalisierungsgesetz (Regionalisierungsmittel) schatzt, in-
NEN) wieweit plant die BEG u. a. wegen gestiegener Energiekosten,

der Corona-Epidemie, gestiegener Baukosten fir die 2.
Stammstrecke in Miinchen oder der Einnahmeausfalle infolge
des 9-Euro-Tickets, Zige zu streichen, und welche Strecken
und Zugleistungen waren betroffen?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

Es besteht kein Fehlbetrag bei der Bayerischen Eisenbahngesellschaft (BEG) zur
Bezahlung der Bestellentgelte.

Die vom Bund zugestandene Erhdhung der Regionalisierungsmittel reicht insge-
samt jedoch bei weitem nicht zur Deckung des Bedarfs aus. Die Lander fordern
deshalb ein deutlich starkeres finanzielles Engagement des Bundes.

Der Erhalt des Status Quo im SPNV ist fiir die Jahre 2022 und 2023 allerdings ge-
sichert. Die Staatsregierung stellt fir den Mittelmehrbedarf beim SPNV im Jahr
2023 62,6 Mio. Euro zusatzliche Landesmittel zur Verfigung.
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15. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, welche Griinde gegen eine Um-

Sebastian setzung der Elektrifizierung der Franken-Sachsen-Magistrale
Korber aus bayerischen GVFG-Mitteln (GVFG = Gemeindeverkehrsfi-
(FDP) nanzierungsgesetz) bzw. anderweitigen Vorfinanzierungsmit-

teln sprechen, welche Initiativen hat der Freistaat Bayern ergrif-
fen, um die Realisierung einzelner Elektrifizierungsabschnitte
(z. B. durch den Einsatz alternativer Antriebstechnologien wie
Batteriehybridtriebziige) zu ermdglichen und wie hat sie bei der
Erarbeitung der aktuellen Nutzen-Kosten-Untersuchung zur
2. S-Bahn-Stammstrecke in Miinchen konkret mitgewirkt (bitte
um Darstellung sowohl der passiven als auch der aktiven
Rolle)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

Bei der rund 180 km langen und weitestgehend zweigleisigen Hauptstrecke Nurn-
berg — Marktredwitz — Hof/Schirnding Grenze, der so genannten Franken-Sachsen-
Magistrale, handelt es sich um eine internationale und Uberregional bedeutsame
Eisenbahnstrecke, die auch Bestandteil des Kernnetzes der EU ist. Der Ausbau
bzw. die Elektrifizierung der Franken-Sachsen-Magistrale féllt in die alleinige Zu-
standigkeit des Bundes, zumal der Hauptzweck die Wiedereinfliihrung durchgangi-
ger Schienenpersonenfernverkehrsverbindungen von Nirnberg nach Dresden und
Prag sowie die Ertiichtigung fir den Schienenglterverkehr ist. Eine Finanzierung
des Ausbaus der Franken-Sachsen-Magistrale aus bayerischen Nahverkehrsmit-
teln ist angesichts dieser Rahmenbedingungen nicht sachgerecht. Der Bund hat
sich in den letzten Jahren auch stets strikt gegen Vorfinanzierungen von Bedarfs-
planstrecken durch die L&nder ausgesprochen.

Nachfolgende Aktivitadten des Bundes in den vergangenen Jahren haben deutlich
zum Ausdruck gebracht, dass es sich nicht um den Ausbau einer Nahverkehrsstre-
cke handelt. Exemplarisch sind zu nennen:

— Der Bund hat 1995 ein Abkommen mit der Tschechischen Republik abgeschlos-
sen, in welchem der Ausbau der Bahnstrecke Nurnberg — Pilsen Gber Marktred-
witz und Cheb beiderseits der Grenze geregelt wird.

— Der Bund hat 1992 den Streckenausbau zwischen Reichenbach und Nurnberg
gesamthaft in den Bundesverkehrswegeplan aufgenommen und bis 2013 die
Strecke zwischen Reichenbach und Hof von der DB Netz AG als ersten Ab-
schnitt realisieren lassen.

— Die Elektrifizierung des verbleibenden Abschnitts Nirnberg — Hof/Schirnding
Grenze hat der Bund 2016 erneut als Projekt des Vordringlichen Bedarfs in den
aktuellen Bundesverkehrswegeplan (BVWP 2030) aufgenommen. Auch im Be-
darfsplan Schiene des Bundesschienenwegeausbaugesetzes befindet sich das
Projekt im Vordringlichen Bedarf.

— Der Bund hatte die inzwischen abgeschlossene Vorentwurfsplanung fiir den Ab-
schnitt Nirnberg — Hof/Schirnding Grenze bei der DB Netz AG als Bedarfsplan-
mafinahme beauftragt.
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Hinsichtlich der Initiativen des Freistaates fir Teilelektrifizierungsmaf3nahmen zu-
gunsten moglicher Akku-Hybrid-Netze im bayerischen Schienenpersonennahver-
kehr wird auf die Beantwortung der Anfrage zum Plenum des Abgeordneten
Thomas Gehring vom 8. November 2022 (Drs. 18/25070, Nummer 11) verwiesen.

Die Nutzen-Kosten-Untersuchung fur die Franken-Sachsen-Magistrale wurde vom
Bund beauftragt, da es sich um ein Bedarfsplanprojekt des Bundes handelt.

Bei der 2. S-Bahn-Stammstrecke in Minchen hat der Bund den Freistaat aufgefor-
dert, zur Sicherstellung der GVFG-Bundesforderung die Nutzen-Kosten-Untersu-
chung zu aktualisieren. Entsprechend hat der Freistaat die Untersuchung beauf-
tragt.
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16. Abgeordneter
Hep
Monatzeder
(BUNDNIS
90/DIE GRU-
NEN)

Ich frage die Staatsregierung, welche MaRnahmenpakete der
Kommunen im Rahmen des EU-Sonderfonds ,Innenstadte be-
leben® vonseiten der Staatsregierung geférdert wurden, gibt es
vonseiten der Staatsregierung vorgeschriebene Hoéchstférder-
mengen fir die in den Paketen enthaltenen EinzelmafRnahmen
und zugehorigen Projekte/Ausschreibungen und welche weite-
ren formalen und inhaltlichen Vorgaben gibt es vonseiten des
Freistaates fir durch den Sonderfonds ermdglichte Projektaus-
schreibungen, die von den Kommunen derzeit vielerorts durch-
geflihrt werden?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

36 bayerische Gemeinden erhalten fur die Umsetzung ihrer Projekte Finanzhilfen

der Europaischen Union aus der EU-Innenstadt-Forderinitiative:

Nr. Reg.-Bez. Gemeinde Finanzhilfen
1 Oberbayern Stadt Beilngries 247.500 Euro
2 Oberbayern Stadt Eichstatt 252.000 Euro
3 Oberbayern Stadt Freising 883.300 Euro
4 Oberbayern Stadt Grafing 193.500 Euro
5 Oberbayern Landeshauptstadt Miinchen 5.357.000 Euro
6 Oberbayern Stadt Neuburg a.d. Donau 225.000 Euro
7 Oberbayern Markt Peifenberg 373.500 Euro
8 Oberbayern Stadt Schongau 184.500 Euro
9 Oberbayern Stadt Traunreut 329.400 Euro
10 Oberbayern Stadt Traunstein 378.000 Euro
11 Niederbayern Stadt Landshut 1.125.000 Euro
12 Niederbayern Stadt Pfarrkirchen 333.000 Euro
13 Oberpfalz Stadt Parsberg 4.382.100 Euro
14 Oberpfalz Stadt Regensburg 3.955.500 Euro
15 Oberpfalz Stadt Schwandorf 1.039.500 Euro
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16 Oberpfalz Stadt Sulzbach-Rosenberg 261.000 Euro
17 Oberpfalz Stadt Waldmiinchen 1.336.500 Euro
18 Oberfranken Stadt Kulmbach 360.000 Euro
19 Oberfranken Stadt Miinchberg 225.000 Euro
20 Oberfranken Stadt Pegnitz 361.800 Euro
21 Oberfranken Stadt Hof 229.500 Euro
22 Mittelfranken Stadt Ansbach 475.200 Euro
23 Mittelfranken Stadt Dinkelsbuhl 421.200 Euro
24 Mittelfranken Stadt Erlangen 1.080.000 Euro
25 Mittelfranken Stadt Nirnberg 561.600 Euro
26 Mittelfranken Stadt Treuchtlingen 515.700 Euro
27 Unterfranken Stadt Bad Kissingen 1.323.000 Euro
28 Unterfranken Stadt Gerolzhofen 367.200 Euro
29 Unterfranken Stadt Kitzingen 544.500 Euro
30 Schwaben Stadt Donauwérth 1.593.000 Euro
31 Schwaben Stadt lllertissen 414.000 Euro
32 Schwaben Stadt Immenstadt 720.000 Euro
33 Schwaben Stadt Kempten 1.053.000 Euro
34 Schwaben Stadt Memmingen 540.000 Euro
35 Schwaben Stadt Senden 639.000 Euro
36 Schwaben Stadt Sonthofen 720.000 Euro

Gegenstand der Férderung sind MalRnahmenbtindel. Diese durfen ausschlielich

folgende Mallinahmenarten enthalten:

+ Stadtebauliche Konzepte zur Weiterentwicklung der Innenstadte

» Fachkonzepte und Gutachten zur Weiterentwicklung der Innenstadte

+ Stadtebauliches Innenstadtmanagement
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+ Bauliche, investitionsvorbereitende und investitionsbegleitende Kleinmaf3nah-
men

+ Erstellung lokaler Online-Plattformen als digitaler Zwilling der Innenstadt
« Erstellung eines digitalen Leerstandskatasters der Innenstadt

* Machbarkeitsstudien, MaRnahmenkonzepte und Vorhabenentwicklungen zur
Wiedernutzbarmachung leerstehender Geschaftsflachen, Gebaudeteile oder
Gebaude in den Innenstadten

» Voribergehende Anmietung leerstehender Raumlichkeiten durch die Ge-
meinde

» Bauliche Investitionen fiir Zwischennutzungen

Jede Gemeinde legt individuell fest, welche Einzelmalinahmen sie zu einem strate-
gisch wirksamen MaRRnahmenpaket bindelt.

Vonseiten der Staatsregierung wurden fur die in den Paketen enthaltenen Einzel-
malinahmen keine Bagatell- oder Hochstgrenzen festgelegt.

Die EU-Innenstadt-Foérderinitiative wird aus Mitteln der Europaischen Union aus der
Aufbauhilfe fir den Zusammenhalt und die Gebiete Europas (REACT-EU) finan-
ziert. Fur die Abwicklung der Initiative sind daher die Vorgaben der EU maf3geblich,
die durch bayerische Vorgaben lediglich konkretisiert werden. Fir die Durchfiihrung
von Vergabe- bzw. Ausschreibungsverfahren ist das europaische Vergaberecht zu
beachten.
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17. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, wie sich die Wohneigentums-

Ruth bzw. Mieterquote in den Regierungsbezirken entwickelt hat und
Miiller wie viele Wohnungsgenossenschaften mit welchem Mitglieder-
(SPD) bestand es in Bayern gibt (bitte auflisten pro Regierungsbezirk

und fur Bayern insgesamt mit prozentualer Entwicklung der
Jahre 2017 bis 2022)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

Miet- und Eigentimerwohnungsquoten werden alle vier Jahre im Rahmen der Mik-
rozensus-Zusatzerhebung zur Wohnsituation, zuletzt 2018, erhoben. In der nach-
folgenden Tabelle sind die Anteile der Miet- und Eigentimerwohnungen nach den
Ergebnissen der Mikrozensus-Zusatzerhebungen zur Wohnsituation 2014 und
2018 dargestellt:

Anteil der Mietwoh- | Anteil der Eigentimer- Entwicklung Eigen-
Gebiet nungen in Prozent wohnungen in Prozent | tymsquote in Prozent-

2014 | 2018 2014 2018 Punkten
Oberbayern 56,5 56,6 43,5 43,4 -0,1
Niederbayern 39,8 38,4 60,2 61,6 1,4
Oberpfalz 40,0 40,6 60,0 59,4 -0,6
Oberfranken 45,3 43,3 54,7 56,7 2,0
Mittelfranken 53,5 50,3 46,5 49,7 3,2
Unterfranken 46,2 43,7 53,8 56,3 2,5
Schwaben 43,6 44,4 56,4 55,6 -0,8
Bayern 49,4 48,6 50,6 51,4 0,8

Die erfragten Daten zur Zahl der Wohnungsgenossenschaften und ihrem Mitglie-
derbestand liegen nicht vor, da im Rahmen des Unternehmensregisters der amtli-
chen Statistik die Eigenschaft Wohnungsgenossenschaft sowie Mitgliederbe-
stéande nicht erhoben werden.

Die Zahl der Wohnungsgenossenschaften wurde vom Landesamt fiir Statistik na-
herungsweise ermittelt, indem die Zahl der rechtlichen Einheiten ber den Wirt-
schaftszweig 68.20.1 ,Vermietung, Verpachtung von eigenen oder geleasten
Wohngrundstiicken, Wohngebauden und Wohnungen“ und die Rechtsform 46 ,Ein-
getragene Genossenschaften“ ausgezahlt wurde. Die Ergebnisse sind in nachfol-
gender Tabelle dargestellt:
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Bayerisches Landesamt fir Statistik

Unternehmensregister

Rechtliche Einheiten” in Bayern von 2019 bis 2020 in der Rechtsform 46 ,Eingetragene
Genossenschaften” und im Wirtschaftszweig 68.20.1 ,Vermietung, Verpachtung von ei-
genen oder geleasten Wohngrundstiicken, Wohngeb&uden und Wohnungen*

Rechtliche Einheiten

Gebiet 2019 2020

Anzahl Anzahl
09 Bayern 242 249
091 Oberbayern 77 82
92 Niederbayern 20 20
93 Oberpfalz 30 28
94 Oberfranken 28 29
95 Mittelfranken 33 34
96 Unterfranken 22 22
97 Schwaben 32 34

" Rechtliche Einheiten mit sozialversicherungspflichtig und geringfligig Beschaftigten sowie Einbetriebs-
unternehmen mit sozialversicherungspflichtig und geringfligig Beschaftigten und/oder steuerbarem Um-
satz aus Lieferung und Leistung im Berichtsjahr

A Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 2008 (WZ2008), Wirtschaftsabschnitte B~ N und P — S.

© Bayerisches Landesamt fur Statistik 2022

Hinweis:

Da die Rechtsform 46 ,Eingetragene Genossenschaften“ erst ab dem Jahr 2019
gefuhrt wird, kann die Zeitreihe erst ab diesem Jahr beginnen. Angaben zum Be-
richtsjahr 2021 liegen aktuell noch nicht vor, sie werden ab Mitte Dezember 2022

verflgbar sein.
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18. Abgeordneter  Vor dem Hintergrund des im Rahmen des ersten Entlastungs-

Tim pakets der Bundesregierung beschlossenen Heizkostenzu-
Pargent schusses frage ich die Staatsregierung, wann dieser nach ihrer
(BUNDNIS Kenntnis an die Empfangergruppen in Bayern ausgezahlt
90/DIE GRU-  wurde, ob es einen einheitlichen Auszahlungstermin gab und,
NEN) falls nein, wie hoch die aktuelle Auszahlungsquote ist (bitte pro-

zentual und absolut angeben)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr im Einverneh-
men mit dem Staatsministerium fiir Unterricht und Kultus, dem Staatsminis-
terium fiir Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie, dem Staatsministe-
rium fiir Wissenschaft und Kunst sowie dem Staatsministerium fiir Familie,
Arbeit und Soziales.

a) Fur Beziehende von Wohngeld

Anspruch auf einen Heizkostenzuschuss haben gemaR § 1 Abs. 1 Heizkostenzu-
schussgesetz Personen, denen Wohngeld fiir mindestens einen Monat im Zeitraum
1. Oktober 2021 bis 31. Marz 2022 bewilligt wurde. Fur Beziehende von Wohngeld
wird der Heizkostenzuschuss durch die zustadndige Wohngeldbehdrde ausgezahit.
Es gab keinen einheitlichen Auszahlungstermin.

Erste Auszahlungen erfolgten im Juni 2022. Zum Stand 31. Oktober 2022 wurden
fir den ersten Heizkostenzuschuss an Wohngeldbeziehende 22.887.672,00 Euro
ausbezahlt. Die Wohngeldbehérden vollziehen die Bewilligung des Heizkostenzu-
schusses in eigener Zustandigkeit. Eine Aussage dariber, zu welchen Anteilen der
Heizkostenzuschuss bereits ausgezahlt wurde, ist fir das Bauministerium daher
nicht moglich.

b) Fur mit einem Unterhaltsbeitrag nach dem Aufstiegsfortbildungsférderungsge-
setz (Aufstiegs-BAf6G) im Bereich des Staatsministeriums fiir Unterricht und Kultus
Geforderte

Der Heizkostenzuschuss wird durch die Amter fir Ausbildungsférderung ausge-
zahlt.

Die Auszahlung erfolgte am 28. Oktober 2022. Insgesamt wurde in 17 514 Fallen
4.028.220 Euro ausgezahlt.

Eine Auszahlungsquote kann nicht ermittelt werden, da der Heizkostenzuschuss
aulRerhalb des reguléaren Verarbeitungsprogramms fur die Auszahlung der Férder-
leistungen abgewickelt wurde und diese Berechnung nicht vorgesehen ist. Die ge-
nannten Zahlen entstammen einer Auswertung durch die Anstalt fir kommunale
Datenverarbeitung (AKDB), die fur die programmtechnische Umsetzung der Aus-
zahlung des Heizkostenzuschusses mit einer eigens daflir geschaffenen Software
der Firma Datagroup zustandig ist.

c) Fur mit einem Unterhaltsbeitrag nach dem Aufstiegsfortbildungsforderungsge-
setz (Aufstiegs-BAf6G) Geférderte im Bereich des Staatsministeriums fir Wirt-
schaft, Landesentwicklung und Energie

Die Auszahlung erfolgte im Wesentlichen im November 2022. Die Wertstellung er-
folgte am 28. Oktober 2022. Zahlungen laufen also derzeit noch.
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d) Fir mit Ausbildungsférderung (BAf6G) Geforderte im Bereich des Staatsministe-
riums fur Wissenschaft und Kunst

Anspruch auf einen Heizkostenzuschuss haben gemal § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1
Heizkostenzuschussgesetz nicht bei den Eltern wohnende Auszubildende, denen
Leistungen nach dem Bundesausbildungsférderungsgesetz flir mindestens einen
Monat im Zeitraum 1. Oktober 2021 bis 31. Marz 2022 bewilligt wurden. Der Perso-
nenkreis umfasst damit sowohl Studierende wie auch Schiilerinnen und Schiler,
denen im entsprechenden Zeitraum Leistungen nach dem BAfOG bewilligt wurden.

Die folgende Tabelle zeigt die jeweiligen Auszahlungstermine und die Zahl der Be-
rechtigten, die bereits einen Zuschuss erhalten haben:

Berechtigtenkreis Anzahl HKZ-Empfangerlnnen Auszahll:lngs-

und -Empfanger termin
Studierende 31084 04.10.2022
Studierende 41 15.10.2022
Schdlerinnen und 10 076 27.10.2022
Schler

Damit haben bereits ca. 98 Prozent der nach § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Heizkostenzu-
schussgesetz Berechtigten in Bayern einen Heizkostenzuschuss erhalten.

e) Fir Beziehende von Berufsausbildungsbeihilfe und Ausbildungsgeld

Bei der Berufsausbildungsbeihilfe handelt es sich um eine Arbeitsférderungsmaf3-
nahme der Bundesagentur fir Arbeit, deren Vollzug in der Hand der jeweils zustan-
digen ortlichen Agentur fir Arbeit liegt. Erkenntnisse darlber, ob, wann und in wel-
cher Hohe Auszahlungen an Empfanger von Berufsausbildungsbeihilfe erfolgt sind,
liegen der Staatsregierung nicht vor.
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19. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, welche Foérdermittel (bzw. For-

Ursula derquote) fir die geplante Ortsumfahrung um Geisfeld
Sowa (Lkr. Bamberg, Verbindung der Staatsstrallen St 2276 Bg und
(BUNDNIS St 2210) zu erwarten sind, auf Basis welcher Kriterien die ge-
90/DIE GRU-  plante Ortsumfahrung aus Sicht der Staatsregierung zuschuss-
NEN) wurdig ist und inwieweit kann bzw. muss eine Fdrderungszu-

sage widerrufen werden, wenn sich darstellt, dass nétige Vo-
raussetzungen fir die Férderungen bereits bei Antragstellung
nicht vorlagen?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

Die Gemeinde Geisfeld strebt fiir den Bau der Ortsumfahrung Geisfeld eine Forde-
rung in kommunaler Baulast nach Art. 13f Bayerisches Finanzausgleichsgesetz an.
Ortsumfahrungen in kommunaler Sonderbaulast werden derzeit bei Vorliegen der
Fordervoraussetzungen mit einem Regelférdersatz zwischen 80 Prozent und
85 Prozent der zuwendungsfahigen Baukosten geférdert.

Zur Beurteilung der Zuschusswiurdigkeit gelten die einschlagigen Regelungen der
,Richtlinien fur Zuwendungen des Freistaates Bayern zu Straf3en- und Brickenbau-
vorhaben kommunaler Baulasttrager® (RZStra Nr. 4.2).

Eine Férderzusage wurde bisher mangels Antragstellung nicht erteilt.
Erstattungen von Zuwendungen sind in den ,Allgemeinen Nebenbestimmungen fir

Zuwendungen zur Projektférderung an kommunale Korperschaften® (AN-Best-K)
unter Nr. 8 geregelt.
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Geschiftsbereich des Staatsministeriums der Justiz

20. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, ob bei der Erweiterung und Sa-

Paul nierung des Justizzentrums in Schweinfurt die Installation von
Knoblach Photovoltaikanlagen Uberprift wurde, falls ja, wird eine Photo-
(BUNDNIS voltaik installiert und falls nein, wie ist das mit der Aussage des
90/DIE GRU-  Staatsministers fir Wohnen, Bau und Verkehr Christian Bern-
NEN) reiter vom 06.04.2022 ,Wir stehen klar zu dem Ziel, auf so vie-

len staatlichen Dachern wie moglich Photovoltaikanlagen zu
bauen® in Einklang zu bringen?

Antwort des Staatsministeriums der Justiz im Einvernehmen mit dem Staats-
ministerium fiir Wohnen, Bau und Verkehr wird die Anfrage wie folgt beant-
wortet:

Bei der Erweiterung und Sanierung des Justizzentrums in Schweinfurt wurde die
Errichtung einer Photovoltaik-Anlage zur HU-Bau geprift. Insbesondere aufgrund
der hohen Installationsdichte der Heizung-Klimatechnik-Liftung und Sanitar-Ge-
werke auf dem Dach des Neubaus konnte keine Photovoltaik-Anlage errichtet wer-
den.

Auf den Bestandsgebauden ist aus Denkmalschutzgriinden keine Photovoltaik-An-
lage maoglich. Das Ziel, auf allen geeigneten Gebauden Photovoltaikanlagen zu in-
stallieren, wird weiterhin verfolgt.

Im Ubrigen wird auf die gemeinsame Pressemitteilung des Staatsministeriums der
Justiz und des Staatsministeriums fir Wohnen, Bau und Verkehr zur Erweiterung
und Sanierung des Justizzentrums in Schweinfurt vom 6. Oktober 2021 Bezug ge-
nommen: ,Der Bau wird neuesten technischen Standards entsprechen, Energie und
Ressourcen schonen. So sind Elektrotankstellen in der Tiefgarage geplant. Der ge-
samte Komplex wird an das Fernwarmenetz angeschlossen. Durch den Bau werden
zukinftig pro Jahr rund 290 Tonnen CO: eingespart.”
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21. Abgeordneter Aus Anlass der DurchsuchungsmalRnahme der Arbeitsrdume

Gerd der AfD-Fraktion im Landtag am 10.11.2022 aufgrund eines
Mannes langst vom Videokanal der AfD-Fraktion geldschten Videos des
(AfD) Abgeordneten Prof. Dr. Ingo Hahn vom 10.01.2021 frage ich die

Staatsregierung, ob sie einen weiteren Beispielfall benennen
kann, wonach die Fraktionsraume einer parlamentarischen Op-
positionspartei nicht aufgrund Verdachts auf Hoch- oder Lan-
desverrat, sondern aufgrund eines angeblichen, nahezu zwei
Jahre zurickliegenden Privatklagedelikts, das zudem noch
dazu sofort wieder riickgangig gemacht wurde, behdrdlich
durchsucht und deren Unterlagen beschlagnahmt und unter-
sucht wurden, ist die Staatsregierung bereit einzurdumen, dass
die Ermittlungen der Staatsanwaltschaft (StA) Midnchen | aus-
weislich der Begriindung des Durchsuchungsbeschlusses vom
01.08.2022 von vornherein gemaf § 152 der Strafprozessord-
nung (StPO) von einer Verdachtslage in Richtung des nament-
lich genannten Prof. Dr. Ingo Hahn ausgehen, sodass das Ver-
fahren gemaR § 8 der Aktenordnung (AktO) regular als AR-Vor-
gang registriert und gemaf Art. 28 der Bayerischen Verfassung
(BV) und der Nrn. 192, 192a Abs. 2 Buchst. d der Richtlinien fiir
das Strafverfahren und das Buligeldverfahren dem Immunitats-
ausschuss des Landtages zur Genehmigung von beabsichtig-
ten Ermittlungen zur Aufkldrung der naheren Umstande und
weiterer Beteiligter hatte vorgelegt werden missen, und ist sie
bereit einzurdumen, dass in der soeben beschriebenen Vorge-
hensweise — namlich das Verfahren trotz eines bekannten Ver-
dachtigen entgegen § 152 StPO und § 47 Abs. 1 der AktO an-
statt eines VR-Vorgangs als ,UJs-Verfahren® zu fiihren — die Ab-
sicht lag, missbrauchlich und manipulativ die verfassungsrecht-
lichen (Art. 16a und 28 BV) Schutzvorschriften fur Abgeordnete
und Opposition auszuhebeln, um mit einem bisher nur von tota-
litdren Staaten bekannten GroRaufmarsch von Polizei und Jus-
tiz die Opposition auszuforschen und zugleich die Mitglieder
und Wahler der AfD als demokratisch-politischen Gegner einzu-
schuchtern?

Antwort des Staatsministeriums der Justiz

Weder in der Strafverfolgungsstatistik noch in den Geschaftsstatistiken bei den
Staatsanwaltschaften sind explizite, valide Rechercheparameter vorhanden, die
eine automatisierte statistische Auswertung im Hinblick auf Beispielfalle im Sinne
der Fragestellung ermoglichen wirden.

Gleiches gilt fur die Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS) und den Kriminalpolizeilichen
Meldedienst in Fallen Politisch Motivierter Kriminalitat (KPMD-PMK).

Fur eine Beantwortung musste insofern eine umfangreiche manuelle (Einzel-)Aus-
wertung von Akten und Datenbestanden bei samtlichen Staatsanwaltschaften und
bei den Prasidien der Landespolizei und dem Landeskriminalamt erfolgen. Dies
wirde zu einem erheblichen zeitlichen und personellen Aufwand fihren. Auch unter
Berucksichtigung der Bedeutung des sich aus Art. 13 Abs. 2, 16a Abs. 1 und 2
S. 1 Bayerische Verfassung (BV) ergebenden parlamentarischen Fragerechts der
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Abgeordneten des Bayerischen Landtags kann eine derartige Auswertung von Ein-
zelakten u. &. nicht erfolgen.

Gemal Berichterstattung der Staatsanwaltschaft Minchen | bestanden bei Eintra-
gung des Verfahrens aufgrund der durch den Direktor des Landtags gegen unbe-
kannt erstatteten Strafanzeige aus Sicht der Staatsanwaltschaft Minchen | keine
Anhaltspunkte, die einen Anfangsverdacht gegen eine bestimmte Person begriindet
hatten. Derartige Anhaltspunkte haben auch die bis zum maRgeblichen Zeitpunkt
der Durchsuchung durchgefiihrten Ermittlungen nicht ergeben. Das Ermittlungsver-
fahren wurde daher gegen Unbekannt gefiihrt. Eine Eintragung des Ermittlungsver-
fahrens nach § 47 Abs. 3 Satz 3 AktO i. V. m. § 47 Abs. 1 Aktenordnung (AktO) ins
Js-Register kam entsprechend nicht in Betracht.

Die Durchsuchung wurde durch die Prasidentin des Landtags gemafl Art. 29
Abs. 2 BV genehmigt.
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22. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, inwiefern Gefangene bei ihrem
Toni Haftantritt relevante Informationen (ihre Rechte und Pflichten,
Schuberl Hausordnung, Sicherheitshinweise etc.) in schriftlicher Form
(BUNDNIS erhalten, in welchen Sprachen (inkl. leichter Sprache) liegen
90/DIE GRU-  diese schriftlichen Informationen in Justizvollzugsanstalten vor
NEN) und inwiefern unterstitzt sie die Justizvollzugsanstalten dabei,

professionelle Ubersetzungen in méglichst vielen Sprachen an-
zubieten?

Antwort des Staatsministeriums der Justiz

Bei Haftantritt erhalten Gefangene verschiedene fir sie relevante Informationen als
schriftliche Merkblatter ausgehandigt, die neben der deutschsprachigen Fassung
auch in anderen Sprachen vorliegen.

Es handelt sich hierbei zum einen um Unterlagen, die die Gefangenen Uber ihre
Rechte und Pflichten aufklaren und die je nach vollzogener Haftart unterschiedlich
sein kénnen. Zu diesen Unterlagen zahlen

— die Hinweise fir Gefangene,
— das Merkblatt Giber die Rechte und Pflichten der Untersuchungsgefangenen,

— das Merkblatt Uber die Unterrichtung einer Auslandsvertretung nach Art. 36 Ab-
satz 1 Buchst. b des Wiener Ubereinkommens uber konsularische Beziehungen
vom 24. April 1963,

— das Merkblatt fir die Uberstellung von Staatsangehdrigen von EU-Mitglied-staa-
ten und gleichgestellten Drittstaatsangehdrigen nach dem Rahmenbeschluss
Freiheitsstrafen (2008/909/J1) vom 27. November 2008 und

— das Merkblatt fir in Deutschland verurteilte auslandische Staatsangehorige zum
Ubereinkommen Uber die Uberstellung verurteilter Personen.

Ausgehandigt wird in diesem Zusammenhang auch die Hausordnung der jeweiligen
Justizvollzugsanstalt, die auf einer Muster-Hausordnung basiert, im Einzelfall aber
auch abweichende Regelungen enthalten kann.

Zum anderen werden zu gesundheitlichen Themen Informationsblatter ausgehan-
digt. Dies betrifft sowohl Informationsblatter Uber Krankheiten und ein Aufklarungs-
blatt fir Insassen bayerischer Justizvollzugsanstalten zu HIV/AIDS & Hepatitis.
Beim Zugangsgesprach werden die Gefangenen zudem uber die Impfmdglichkeiten
gegen das Coronavirus informiert. In diesem Zusammenhang wird ihnen ein Form-
blatt ausgehandigt, mit dem die Gefangenen direkt eine Impfung beantragen kon-
nen.

Die entsprechenden Informationen liegen je nach den konkreten Erfordernissen in
unterschiedlichen Sprachen vor, z. B. in Albanisch, Arabisch, Armenisch, Berbe-
risch, Bulgarisch, Chinesisch, Dari, Danisch, Englisch, Estnisch, Farsi, Finnisch,
Franzdsisch, Georgisch, Griechisch, Hindi, Indonesisch, ltalienisch, Kasachisch,
Kroatisch, Kurdisch, Lettisch, Litauisch, Mazedonisch, Niederlandisch, Norwegisch,
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Paschtu, Persisch, Polnisch, Portugiesisch, Punjabi, Rumanisch, Russisch, Schwe-
disch, Serbisch (zum Teil auch in kyrillischer Schrift), Serbokroatisch, Singhale-
sisch, Slowakisch, Slowenisch, Spanisch, Somali, Tamil, Tigrinya, Tschechisch,
Tarkisch, Ukrainisch, Ungarisch, Urdu und Vietnamesisch.

Soweit auslandischen Gefangenen Merkblatter nur in einer fir sie nicht verstandli-
chen Sprache zur Verfligung stehen, werden sie mindlich Gber den Inhalt der Merk-
blatter informiert. Bei Verstandigungsschwierigkeiten erfolgt dies unter Hinzuzie-
hung eines Dolmetscherdienstes, wofiir regelmafig ein Videokonferenzsystem ge-
nutzt wird. Gleiches gilt fiir die wenigen Informationsblatter, die derzeit nur in deut-
scher Sprache zur Verfligung stehen.

Soweit Informationsblatter bayernweit einheitlich verwendet werden, veranlasst das
Staatsministerium der Justiz die professionelle Ubersetzung und stellt diese an-
schlieBend den Justizvollzugsanstalten zur Verfigung.

Bei bundesweit einheitlich verwendeten Merkblattern erfolgt in Bezug auf eine Uber-
setzung in verschiedene Sprachen eine Abstimmung mit den anderen Landern.

Soweit Gefangenen bei Haftantritt weitere Informationsblatter mit anstaltsspezifi-
schen Informationen ausgehandigt werden, kdnnen die Justizvollzugsanstalten
diese Merkblétter, je nach Erfordernis, von einem anerkannten Ubersetzungsbiiro
in verschiedene Sprachen Ubersetzen lassen. Die hierfiir erforderlichen Haushalts-
mittel werden den Anstalten bei Bedarf zur Verfligung gestellt.
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Geschiftsbereich des Staatsministeriums fiir Unterricht und Kultus

23. Abgeordnete  Ich frage die Staatsregierung, in welcher Héhe sich die tatsach-

Dr. Anne lichen Kosten fiir das staatliche bayerische Schulsystem je
Cyron Schulart und dabei je Schiiler im Schuljahr 2021/2022 beliefen
(AfD) (bitte auf die methodische Ermittlung der Kosten im Einzelnen

eingehen), in welcher Hohe sich die tatsachlichen laufenden
Kosten je Schiiler an einer staatlichen Schule sowie die tatsach-
lichen laufenden Kosten je Schiiler an einer privaten Schule im
Schuljahr 2021/2022 ermittelten und inwieweit durch sie der ka-
meralistischen Schulkostenberechnung fur den staatlichen
Schulsektor eine betriebswirtschaftliche Schulkostenberech-
nung gegenuibergestellt wird?

Antwort des Staatsministeriums fiir Unterricht und Kultus

Entsprechend dem verfassungsrechtlichen Grundsatz des Zusammenwirkens von
Staat und Kommunen bei Errichtung und Betrieb 6ffentlicher Schulen sind neben
dem Freistaat Bayern auch die verschiedenen kommunalen Koérperschaften an den
Ausgaben flr die staatlichen Schulen beteiligt. Das Statistische Bundesamt verof-
fentlicht jahrlich die ,Ausgaben fir offentliche Schulen je Schilerin und Schiler
nach Schularten und Bundeslandern®, zuletzt fiir das Haushaltsjahr 2020 (abrufbar
online'); entsprechende Daten fiir die privaten Schulen liegen allerdings nicht vor.
Angesichts der Komplexitat des Berechnungsverfahrens und der Fille zu bertick-
sichtigender EinflussgroRen werden seitens des Staatsministeriums fur Unterricht
und Kultus keine eigenen Berechnungen zu den Bildungsausgaben je Schilerin und
Schdler in Bayern angestellt. Insbesondere ist die Ermittlung entsprechender Kenn-
zahlen fur den privaten Schulbereich mit dem Anspruch der Validitat und Vergleich-
barkeit durch das Staatsministerium nicht zu leisten. Das Finanzierungssystem pri-
vater Schulen nach dem Bayerischen Schulfinanzierungsgesetz basiert zudem
nicht auf sog. Schilerkostensatzen, d. h. die Zuwendungen an private Schulen han-
gen nicht unmittelbar prozentual von den Leistungen an die staatlichen Schulen ab.

1

https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bildung-Forschung-Kultur/Bildungsfinanzen-
Ausbildungsfoerderung/Tabellen/ausgaben-schueler.html



https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bildung-Forschung-Kultur/Bildungsfinanzen-Ausbildungsfoerderung/Tabellen/ausgaben-schueler.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bildung-Forschung-Kultur/Bildungsfinanzen-Ausbildungsfoerderung/Tabellen/ausgaben-schueler.html
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24. Abgeordneter  Bezugnehmend auf den Artikel ,Offene Stellen, kranke Lehrer:

Matthias Personalnot an Bayerns Schulen“ vom 16.11.2022 des BR, in
Fischbach der es u. a. seitens des Staatsministeriums fur Unterricht und
(FDP) Kultus Informationen zu Quoten fehlender Lehrkréfte gibt (,Vor

einem Monat habe die Quote noch bei mehr als sechseinhalb
Prozent gelegen, aktuell seien es noch knapp fiinf Prozent®),
frage ich die Staatsregierung, auf welcher Grundlage der aktu-
elle Lehrkraftemangel an bayerischen Schulen berechnet wird
(bitte unter Darstellung der einzelnen Einflussfaktoren fiir die
veroffentlichten Quoten im o. g. BR-Artikel), wie sich diese
Quote seit dem Schuljahr 2022/2023 und im Schuljahr 2021/22
zum Vergleich entwickelt hat und wie sich diese entsprechend
in absoluten Zahlen darstellen?

Antwort des Staatsministeriums fiir Unterricht und Kultus

Das Staatsministerium fur Unterricht und Kultus erhebt im Zuge der Coronapande-
mie von den Schulen in Bayern u. a., wie viele Lehrkrafte jeweils tagesaktuell aus
verschiedenen Griinden (z. B. infolge einer Covid-19-Infektion) nicht anwesend sind
bzw. nicht im Prasenzunterricht eingesetzt werden kénnen. Alleiniger Zweck der
Erhebung ist es, jeweils stichtagsbezogene Einblicke in die taglichen Auswirkungen
der Coronapandemie auf Unterrichtsbetrieb bzw. Schulorganisation bayernweit zu
erhalten. Nichtstaatliche Schulen sind nicht zu einer Teilnahme an der Erhebung
verpflichtet.

Laut Meldung der an dieser Umfrage teilnehmenden Schulen lag die Quote der mit
positivem Covid-19-Testergebnis, mit arztlichem Attest mit Covid-19-Bezug oder
wegen sonstiger Griinde (z. B. sonstige Krankheit) abwesenden Lehrkrafte um den
16.11.2022 — vgl. den in der Anfrage genannten Medienbericht — bei knapp 5 Pro-
zent.

Schwangere Lehrerinnen, die aufgrund eines im Einzelfall bestehenden betriebli-
chen Beschaftigungsverbots nicht im Prasenzunterricht einsetzbar waren, waren
bei diesem Wert nicht miterfasst.

Die wdchentliche Entwicklung der nach den eben genannten Abwesenheiten ermit-
telten Quote (jeweils zum Stichtag Freitag, ohne Schulferien in Bayern, ohne auf-
grund betriebl. Beschaftigungsverbots nicht im Prasenzunterricht einsetzbare Leh-
rerinnen) im Schuljahr 2021/2022 sowie im Schuljahr 2022/2023 kann der beigefug-
ten Tabelle enthommen werden; solange fur Kontaktpersonen noch die Verpflich-
tung zur Quarantane bestand bzw. einzelne Lehrkrafte an Gesundheitsdmter abge-
ordnet waren, sind diese Abwesenheitsgriinde ebenfalls darunter erfasst. Eine Aus-
sage dazu, wie sich die Abwesenheiten jeweils konkret auf die Unterrichtssituation
vor Ort auswirken bzw. ausgewirkt haben, ist anhand dieser Daten indes nicht mdg-
lich.

Insbesondere auch mit Blick auf die — wie erbeten —in der Tabelle *) ausgewiesenen
absoluten Zahlen ist zu beriicksichtigen, dass es sich bei allen genannten Werten
nicht um amtliche Schuldaten, die entsprechenden Plausibilisierungs- und Prifver-
fahren unterliegen, handelt, sondern diese allein die Meldung der Schulen zum je-
weiligen Auswertungszeitpunkt wiedergeben. Ferner ist zu beachten, dass die Zahl
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der an der Umfrage teilnehmenden Schule jeweils zu Schuljahresbeginn erst suk-
zessive aufwachst und alle Daten durch die laufenden Aktualisierungen durch die
Schulen einer konstanten Fluktuation unterliegen. Etwaige geringfligige Abwei-
chungen zu friiheren Auswertungen sind daher — in Abhangigkeit vom jeweils kon-
kreten Auswertungszeitpunkt — dem Live-Charakter des Erhebungssystems ge-
schuldet.

*) Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Tabelle ist als pdf-Dokument hier ein-
sehbar.


https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000015500/0000015744_Fischbach_ANL.pdf
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25. Abgeordneter  Angesichts der Verschiebungen bei Wirzburger Schulsanie-
Patrick rungs- und -bauprojekten, die ausweislich der aktuellen Haus-
Friedl haltsplanung der Stadt Wirzburg enorm lange Planungs- und
(BUNDNIS Genehmigungszeiten haben, frage ich die Staatsregierung, bis
90/DIE GRU-  wann (in Bezug auf diese offensichtlichen Verzégerungen) mit
NEN) schulaufsichtlichen Genehmigungen durch die Regierung von

Unterfranken zu rechnen ist bei den Sanierungs- und Baupro-
jekten der Grundschule Hubland (in Planung), Max-
Dauthendey-Grundschule, Monchberg-Schule, Pestalozzi-
Schule, Jakob-Stoll-Realschule sowie dem Riemenschneider-,
Siebold-, Wirsberg- und R&ntgen-Gymnasium (bitte nach
Schule, Zeithorizont fur die schulaufsichtliche Genehmigung
und Benennung der Griinde fiir die verzdgerte Bearbeitung auf-
geschlusselt), welchen Beitrag sie leistet, dass die Schiulerin-
nen und Schiler in Wiirzburg in den genannten Schulen még-
lichst zeitnah bessere Lernbedingungen durch Sanierung der
Schulgebaude bekommen (bitte aufgeschlisselt nach Schulen
und Beitrag) und was tut sie, um schulaufsichtliche Genehmi-
gungsverfahren grundsatzlich zu erleichtern bzw. zu beschleu-
nigen?

Antwort des Staatsministeriums fiir Unterricht und Kultus

1. Einleitende Bemerkungen:

Dem Staatsministerium fir Unterricht und Kultus (StMUK) ist eine fundierte und de-
taillierte Beantwortung der vorliegenden Anfrage in der Kiirze der Zeit nicht méglich,
da es nicht in einzelne schulaufsichtliche Genehmigungsverfahren eingebunden ist
und deshalb nicht Uber eigene Kenntnisse verfugt. Insbesondere wurde die Regie-
rung von Unterfranken als nach der Schulbauverordnung zustandige Behdrde kurz-
fristig um Stellungnahme gebeten. Auch diese Stellungnahme konnte in der Kiirze
der Zeit nur sehr allgemein erfolgen.

Im Folgenden wird zunéchst ein Uberblick tber das Schulbaugenehmigungsverfah-
ren gegeben, anschlieRend wird zu der in der Anfrage geschilderten Situation Stel-
lung bezogen.

2. Schulaufsichtliches Genehmigungsverfahren:

Die Bereitstellung, Einrichtung, Ausstattung, Bewirtschaftung und Unterhaltung der
Schulanlage obliegt den kommunalen Koérperschaften als Schulaufwandstrager,
vgl. Art. 3 Abs. 2 Nr. 1 Bayerisches Schulfinanzierungsgesetz (BaySchFG) i. V. m.
Art. 8 Abs. 1 BaySchFG.

Die Schulbauverordnung (SchulbauV) legt in § 1 fest, dass Malf3stab fir die Gestal-
tung und Ausstattung von Schulanlagen die Anforderungen an die Schule als eine
Statte des Unterrichts und der Erziehung sind. Die Festlegungen der SchulbauV
sowie der entsprechenden Anlagen zeigen auf, welche Raumlichkeiten zweckma-
Rig sind, um einen einwandfreien Schulbetrieb in Ubereinstimmung mit den Zielen
der staatlichen Schulorganisation zu gewahrleisten.
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GemalR § 4 SchulbauV ist fur die Durchfuihrung von Neu-, Um- und Erweiterungs-
bauten eine schulaufsichtliche Genehmigung erforderlich. Mit der schulaufsichtli-
chen Genehmigung, fur deren Erteilung die Regierungen zustandig sind, wird fest-
gestellt, dass das Bauprogramm dem schulischen Bedarf entspricht und unter Be-
ricksichtigung des Bestands den notwendigen Raumbedarf abdeckt.

Die schulaufsichtliche Genehmigung ist zu erteilen, wenn der notwendige Raumbe-
darf fur die auf Dauer zu erwartenden Schuler- und Klassenzahlen — unter Bertick-
sichtigung des Bestands — abgedeckt wird und die Durchfiihrung eines einwand-
freien Schulbetriebs gewahrleistet ist. Bei Um- und Erweiterungsbauten kann eine
Genehmigung bereits erteilt werden, wenn mit der Verwirklichung der geplanten
BaumaRnahmen mindestens eine Verbesserung unzulanglicher schulischer Ver-
haltnisse erreicht wird.

Welche Unterlagen dem vom Aufwandstrager unter Beteiligung der Schule zu stel-
lenden Antrag beizufligen sind, ergibt sich aus § 4 Abs. 3 SchulbauV. Erforderlich
sind u. a. Angaben zu der auf Dauer zu erwartenden Schiilerzahl (Bemerkung: hier-
fur hat der Antragsteller nachhaltige Prognosen vorzulegen) und zum Raumbedarf
der Schule auf der Grundlage von §§ 3 und 4 SchulbauV mit Angaben zu Funktion
und GroRe der vorgesehenen Raume und Flachen.

Der Rahmen dieser Vorschriften wird durch verwaltungsinterne Vollzugshinweise
des StMUK ausgefiillt, die in Abhangigkeit von Art und Ziigigkeit einer Schule sog.
Flachenbandbreiten in Bezug auf die Grofe der Raumlichkeiten des Unterrichtsbe-
reichs, des Arbeitsbereichs des padagogischen Personals, des Verwaltungsbe-
reichs, des arbeitstechnischen Bereichs und des Aufenthaltsbereichs, des Kiichen-
und Speisenbereichs und des Ganztagsbereichs vorsehen.

Die Vollzugshinweise geben den Kommunen einen Planungsrahmen und Pla-
nungssicherheit, ermdglichen eine standardisierte Bearbeitung der Antrage seitens
der Regierungen und tragen so zur Beschleunigung der Genehmigungsverfahren
und zur bayernweiten Vereinheitlichung des Verwaltungsvollzugs bei.

Zu den Kosten kommunaler Schulbaumafinahmen gewahrt der Staat Finanzhilfen
nach dem Finanzausgleichsgesetz (Art. 5 Abs. 1 BaySchFG, Art. 10 Finanzaus-
gleichsgesetz — FAG). Gefdrdert werden

* Neu-, Um- und Erweiterungsbauten,

« der Erwerb einschliel3lich Umbau oder Instandsetzung von Gebauden, soweit
sie einen an sich notwendigen Neu- oder Erweiterungsbau entbehrlich machen,
und

+ General- und Teilsanierungen, wenn sie einer grundlegenden Uberholung die-
nen und das Vorhaben auf einen baulichen und fachlichen Stand gebracht wird,
den es im Fall einer Neuerrichtung aufweisen musste; die zuweisungsfahigen
Ausgaben der Sanierung missen mindestens ein Viertel der vergleichbaren
Neubaukosten betragen.

Ferner sorgt der Freistaat fur die notwendige personelle Ausstattung der Regierun-
gen zur Bewaltigung der im Zusammenhang mit dem Schulbau stehenden Verfah-
ren.

Zusammenfassung: Grundlage einer entsprechenden Fdrderung ist die schulauf-
sichtliche Genehmigung. Eine schulaufsichtliche Genehmigung wird erteilt nach
Vorlage der Vorentwurfsplanung, die baufachlich gesichtet wird und vom padagogi-
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schen Fachsachgebiet der Regierung daraufhin Gberprift wird, ob sich das vorge-
legte padagogische Konzept in der Planung wiederfindet und ein ordnungsgemafer
Schulbetrieb gewahrleistet ist. Zuweisungen werden von der Regierung jeweils fur
ein Haushaltsjahr bewilligt. Mit der BaumalRnahme darf erst nach Erteilung eines
entsprechenden Bewilligungsbescheides oder nach vorheriger Zustimmung zum
vorzeitigen Vorhabenbeginn begonnen werden.

3. Situation in der Stadt Wiirzburg

Die oben dargestellten Informationen zum Ablauf eines Schulbauverfahrens sind
der Stadt Wirzburg bekannt. Laut Auskunft der Regierung von Unterfranken unter-
stltze sie die Stadt Wuirzburg bei ihren Bemuhungen, die Wirzburger Schulen zu
sanieren und gute Lernbedingungen zu schaffen, allerdings sei es fir beide Seiten
eine grofl’e Herausforderung, zehn Schulen gleichzeitig zu planen bzw. die Schul-
baumaRnahmen zu prifen und die SchulbaumafRnahme schliellich durchzufiihren.
Nach Einschatzung der Regierung bestehe bei den genannten Schulen seit Jahren
Sanierungsbedarf, allerdings hatten bislang wohl im Wesentlichen kleinere Sanie-
rungen (u. a. aus Brandschutzgriinden) stattgefunden. Die genannten Schulbau-
mafnahmen befanden sich in der Phase der Grundlagenermittlung fir die Raum-
bedarfsermittlung, d. h. in einem sehr friihen Verfahrensstadium, in welchem eine
Genehmigung noch nicht méglich ist. Die Stadt Wurzburg habe der Regierung zwi-
schenzeitlich mitgeteilt, welche der geplanten Schulbaumalnahmen prioritar zu be-
handeln seien.

Bei den genannten Gymnasien und der Realschule l&dgen zwischenzeitlich die er-
forderlichen Schiilerprognosen vor, welche Grundlage fir die Ermittlung des abs-
trakten Raumbedarfs anhand der Flachenbandbreiten seien.

Bei den genannten Grund- und Mittelschulen habe am 21.07.2022 ein Ortstermin
zusammen mit Vertreterinnen und Vertretern der Stadt Wiirzburg sowie der jeweili-
gen Schulleitung unter Beteiligung des zustandigen Schulamtes und der zustandi-
gen Sachgebiete der Regierung stattgefunden.

Aus Sicht der Regierung sei es in einem nachsten Schritt nun notwendig, dass die
Stadt Wiirzburg — im Rahmen des jeweils gebotenen Vergabeverfahrens — Planer
mit der Erstellung der erforderlichen Plane/Unterlagen beauftrage.

Dieser Einschatzung ist vonseiten des StMUK nichts hinzuzuftgen.
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26. Abgeordneter Vor dem Hintergrund des Berichts aus der Kabinettssitzung

Martin vom 21. Januar 2020 tber das Gesamtkonzept zur Erinne-
Hagen rungsarbeit, den dazugehdrigen Einschatzungen des Staatsmi-
(FDP) nisters fur Bildung und Kultus Prof. Dr. Michael Piazolo in der

Siddeutschen Zeitung (,Groflenordnung 200 Millionen plus®)
und den jungsten Berichten Uber die weitere Entwicklung des
Erinnerungsorts auf dem ehemaligen KZ-AuRenlager Kaufering
VIl frage ich die Staatsregierung, welche Entwicklungen es je-
weils zu den einzelnen, stichpunktartig genannten Projekten im
Bericht aus der Kabinettssitzung mittlerweile gibt (bitte hierbei
sowohl auf wichtige Meilensteine in der Planung und Umset-
zung sowie auf in Aussicht stehende Fertigstellungszeitraume
eingehen), wie stellen sich aktuell die Kosten je Projekt und ins-
gesamt im Vergleich zur AuRerung des Staatsministers aus
2020 dar (bitte méglichst konkrete Werte bzw. Schatzungen fur
die Projektkosten und ggf. seitens des Bundes gewahrte oder
in Aussicht gestellte Mittel separat darstellen) und inwiefern
eine ganzheitliche Erfassung der fir die Erinnerungsarbeit rele-
vanten Orte aus der NS-Zeit in Bayern erfolgt ist bzw. noch er-
folgen soll?

Antwort des Staatsministeriums fiir Unterricht und Kultus

Mit dem Ministerratsbeschluss vom 21. Januar 2020 hat die Staatsregierung einen
mittel- und langfristigen Rahmen flr die erinnerungskulturellen Aktivitdten seitens
des Freistaates festgelegt. Als relevante Orte fir solche Aktivitaten des Freistaates
wurden dabei aufseiten der sog. ,Taterorte® die NS-Dokumentationszentren in
Nurnberg, Miinchen und auf dem Obersalzberg sowie das Zeppelinfeld und die Zep-
pelintribline in Niurnberg, aufseiten der sog. ,Opferorte” die KZ-Gedenkstatten in
Dachau und Flossenbiirg sowie Erinnerungsorte an den grof3ten in Bayern gelege-
nen KZ-AuRenlagern in Hersbruck, Muhldorf und Landsberg/Kaufering bericksich-
tigt. Fur jeden dieser Orte wurden Perspektiven und Schritte der Weiterentwicklung
aufgezeigt.

Aufgrund der hohen Komplexitat der Materie und der langen zeitlichen Perspektive
sind hierbei naturgemaR keine belastbaren Kostenschatzungen oder Zeitplanungen
enthalten. Die in der Anfrage zitierte Aussage von Staatsminister Prof. Dr. Piazolo
ist somit im Sinn einer groben GréRenordnung zu verstehen, mit der auf das Ge-
wicht und die Bedeutung der Aufgabe hingewiesen werden sollte.

Mit dem Gesamtkonzept vom Januar 2020 wurde ein verlasslicher Rahmen fur die
erinnerungskulturellen Aktivitaten des Freistaats definiert.

Seit dem Ministerratsbeschluss zum Gesamtkonzept sind die folgenden Schritte zu
dessen Umsetzung erfolgt:

o Erdffnung des ,Zentrums Erinnerungskultur(ZE) an der Universitat Regens-
burg; die Kosten der Geschéaftsstelle werden von der Universitat unmittelbar be-
stritten, die Universitat ist auch fur die Beschaffung von Drittmitteln verantwort-
lich. Das Staatsministerium fir Unterricht und Kultus (StMUK) ordnet zwei Lehr-
krafte zur Verzahnung von Forschung und schulischer Bildung ab.
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Bauliche Fertigstellung des Erweiterungsbaus der Dokumentation Obersalz-
berg in Berchtesgaden am 20. Dezember 2021 und des zum Seminar- und Bil-
dungszentrums umgebauten Bestandsgebaudes am 21. September 2022. Der
genehmigte Kostenrahmen fiir die staatliche Hochbaumafinahme ,Erweiterung
der Dokumentation Obersalzberg” betragt 30,1 Mio. Euro. Eine Aussage, ob der
Kostenrahmen eingehalten werden kann, ist erst nach Vorlage und finalen Pri-
fung aller Forderungen mdglich. Neben dem stringenten Nachtragsmanage-
ment wird auch das Regressmanagement weiter vorangetrieben. Der Bund
stellte fir die MaBnahme keine Mittel zur Verfiigung. Derzeit erfolgt der Einbau
der neuen Dauerausstellung in den Erweiterungsbau. Die erweiterte Dokumen-
tation kann voraussichtlich im Jahr 2023 er6ffnet werden.

Beginn der Erneuerungsmaflinahmen am NS-Dokumentationszentrum Ndrn-
berg (bauliche Erweiterung und neue Dauerausstellung); aktuell geschatzte Ge-
samtkosten ca. 33,2 Mio. Euro; hiervon entfallen ca. 25,8 Mio. Euro auf die Bau-
mafnahme und ca. 7,4 Mio. Euro auf die neue Dauerausstellung; geplante Fer-
tigstellung im Jahr 2024.

Zeppelintriblne und Zeppelinfeld: Hier liegt eine grobe Gesamtkostenschatzung
von ca. 85 Mio. Euro vor; vorgesehen ist eine Beteiligung des Freistaates im
Umfang eines Viertels dieser Summe, ein weiteres Viertel entfallt auf die Stadt
Nurnberg, die Halfte auf den Bund.

Erstellung von raumscharfen Planungen und detaillierten Kostenschatzungen
firr die ersten Schritte der Neugestaltung an der KZ-Gedenkstatte Dachau: Ein-
richtung eines neuen Lern- und Ausstellungszentrums in den beiden rekonstru-
ierten, denkmalgeschiitzten Haftlingsbaracken; Errichtung von Lagerhallen fir
die Objektesammlung; Erweiterung von Archiv, Bibliothek und Verwaltung im
Ostfligel des Wirtschaftsgebaudes; geschatzte Gesamtkosten unter Bertick-
sichtigung eines mittleren Baukostenrisikos ca. 35,7 Mio. Euro; Antrag auf half-
tige Bundesbeteiligung bei der Bundesregierung fir Kultur und Medien (BKM)
eingereicht; Fertigstellung des Gesamtprojekts bis Anfang 2027 geplant.

e Erstellung von raumscharfen Planungen und detaillierten Kostenschatzun-
gen fur die ersten Schritte der Neugestaltung an der KZ-Gedenkstatte Flos-
senbirg: Ubertragung des Areals um das ehemalige Verwaltungsgebaude
der Deutschen Erd- und Steinwerke (DESt) an die Stiftung Bayerische Ge-
denkstéatten (als erster Schritt zur spateren Ubertragung des gesamten
Steinbruch-Areals); Sanierung und erinnerungskulturelle ErschlieBung des
DESt-Gebaudes (u. a. Ausstellungs- und Seminarraume sowie Co-Work-
ing-Spaces); geschatzte Gesamtkosten unter Beriicksichtigung eines mitt-
leren Baukostenrisikos ca. 9,6 Mio. Euro; Antrag auf hélftige Bundesbetei-
ligung bei der Beauftragten der Bundesregierung fur Kultur und Medien ein-
gereicht; Fertigstellung des Gesamtprojekts bis Ende 2026 geplant.
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27. Abgeordneter  Vor dem Hintergrund, dass die sozialen Auffalligkeiten in den

Elmar Schulen in letzten 2,5 Jahre stark zugenommen haben und in
Hayn vielen Klassen aktuell viel Zeit zum Streitschlichten aufgewen-
(BUNDNIS det werden muss, die dann bei der Unterrichtsvermittlung fehlt,
90/DIE GRU-  frage ich die Staatsregierung, ob eine Vereinfachung der Ver-
NEN) fahren und Genehmigungsbedingungen zur Einstellung von

Sozialarbeiterinnen und -arbeitern an Schulen angedacht ist
(bitte ggf. konkrete Ausgestaltung darstellen), welche Unter-
stlitzungen und FérdermalRnahmen sie bietet und welche Er-
kenntnisse liegen ihr bezlglich der Entwicklung sozialer Auffal-
ligkeiten von Schilerinnen und Schiilern in den letzten 2,5 Jah-
ren vor (bitte aufgeschlusselt nach Schularten und Regierungs-
bezirken)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Unterricht und Kultus

Die Offnung von Schule sowie die Férderung multiprofessioneller Teams an Schu-
len ist dem Staatsministerium fur Unterricht und Kultus ein grofes Anliegen. Aus
diesem Grund unterstitzt das Staatsministerium seit dem Schuljahr 2018/2019 im
Rahmen des Programms ,Schule 6ffnet sich” die Bildungs- und Erziehungsarbeit
an den Schulen durch Schulsozialpadagoginnen und Schulsozialpadagogen als
dauerhaft etabliertes schulisches Personal, das unbefristet eingestellt wird.

Mit dem Programm wurden in der aktuellen Legislaturperiode insgesamt 200 Stellen
fir Schulsozialpadagoginnen und -padagogen bedarfsgerecht und unter Berlick-
sichtigung aller Schularten geschaffen. Das Ausbauziel des Koalitionsvertrags
wurde somit zum Schuljahr 2022/2023 erreicht.

Uber 300 Schulstandorte in Bayern kénnen so von der Expertise der staatlichen
Schulsozialpadagoginnen und Schulsozialpadagogen profitieren. Ein weiterer Auf-
wuchs an Stellen kann nur durch den Haushaltsgesetzgeber erfolgen.

Das Verfahren zur Zuweisung von neu geschaffenen Stellen bzw. zur Einstellung
gestaltet sich wie folgt: Nach einer Verteilung der neu geschaffenen Stellen auf die
Schularten und Regierungsbezirke erfolgt unter Einbeziehung der jeweils zustandi-
gen Schulaufsicht die Benennung von konkreten Standortvorschlagen fur Schulen,
an denen kunftig eine Schulsozialpadagogin/ ein Schulsozialpddagoge tatig sein
soll.

AnschlieRend werden die Stellen auf Basis der Vorschlage der Schulaufsicht be-
darfsgerecht den jeweiligen Schulen zugewiesen. Die Stellen werden dann durch
die zustandige personalverwaltende Stelle (Regierung oder Landesamt fir Schule)
ausgeschrieben.

Stellenausschreibung, Bewerbungs- und Einstellungsverfahren folgen dabei dem
Ublichen Prozedere bei Stellenbesetzungen im Offentlichen Dienst. Letzteres gilt
auch fur Nachbesetzungen bei bereits bestehenden Stellen. Eine ,Vereinfachung®
dieses Verfahrens ist nach Auffassung des StMUK weder erforderlich noch geplant.

Die Schulsozialpddagoginnen und Schulsozialpddagogen leisten somit neben den
Lehrkraften einen wichtigen Beitrag zur Erziehungsarbeit im Lebensraum Schule.
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Diese Erziehungsarbeit, zu der auch die Vermittlung von sozialen Kompetenzen,
z. B. im Bereich der Konfliktldsung oder des respektvollen Miteinanders, gehdrt, ist
gleichwohl weiterhin Grundaufgabe jedes padagogischen Handelns der Lehrkrafte.
Sie kann durch den Einsatz von sozialpadagogischen Kraften zwar erganzt, nicht
aber ersetzt werden.

Nach Art. 60 Abs. 3 Bayerisches Gesetz Uber das Erziehungs- und Unterrichtswe-
sen (BayEUG) ist die Kernaufgabe der Schulsozialpadagoginnen und Schulsozial-
padagogen die gruppenbezogene Praventionsarbeit, die anlassbezogen und be-
darfsorientiert durchgefiihrt wird. Im Rahmen der schulischen Werte- und Person-
lichkeitsbildung nehmen sie Aufgaben der verhaltensorientierten Pravention, insbe-
sondere gegen Gewalt und sexuellen Missbrauch sowie zur Vermeidung von Mob-
bing, wahr. Sie kdnnen aber auch bei Bedarf bei der Férderung der Gesundheit und
Suchtpravention, der Férderung von Partizipation und Demokratie sowie im Rah-
men schulischer Ganztagsangebote mitwirken.

Die Schulsozialpadagogik in der Zustandigkeit des Kultusministeriums erganzt und
erweitert damit die zuvor alleinig bestehende Variante der Sozialarbeit an Schulen
in Form der Jugendsozialarbeit an Schulen (JaS) im Verantwortungsbereich des
Staatsministeriums fur Familie, Arbeit und Soziales mit dem Schwerpunkt der Ein-
zelfallhilfe fir sozial benachteiligte und individuell beeintrachtigte Schilerinnen und
Schdiler.

Die Schulen werden somit beim Umgang mit jungen Menschen mit sozialer Benach-
teiligung oder individueller Beeintrachtigung auch ergénzend von Fachkraften der
Jugendsozialarbeit an Schulen (JaS) unterstitzt. Die JaS-Fachkrafte sind fir junge
Menschen niedrigschwellig an ihren Schulen erreichbar. Sozial benachteiligte oder
individuell beeintrachtigte Kinder und Jugendliche werden von den Fachkraften bei
ihrer Persdnlichkeitsentwicklung geférdert und bei sozialen Problemen unterstutzt.

Mit dem JaS-Férderprogramm unterstitzt der Freistaat die 6rtlichen Trager der 6f-
fentlichen Jugendhilfe bei der Umsetzung ihrer gesetzlichen Aufgabe aus § 13 Ach-
tes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII) mit Gber 20 Mio. Euro jahrlich. Bei der JaS
erfolgt die Einstellung der Fachkrafte direkt durch und beim Trager.

Mit dem Ziel, die pandemiebedingten Lernriickstande abzufedern, hat die Staatsre-
gierung zudem bereits im Fruhjahr 2021 das Lernférderprogramm ,gemeinsam.BrU-
cken.bauen® beschlossen und durch das StMUK noch fir das Schuljahr 2020/2021
initiiert. Mit den Mitteln aus dem Bundesprogramm ,Aufholen nach Corona“ wurde
das Lernférderprogramm ,gemeinsam.Briicken.bauen® in den Schuljahren
2021/2022 sowie 2022/2023 fortgesetzt und ausgeweitet.

Das Forderprogramm basiert auf den beiden Saulen ,Potenziale erschlieen® (Lern-
férderung) und ,Gemeinschaft erleben® (Sozialkompetenzférderung). Beide Berei-
che sind dabei gleichberechtigt und bestehen jeweils aus mehreren Bausteinen.
Insoweit bietet das Programm ,gemeinsam.Briicken.bauen® zahlreiche Méglichkei-
ten, neben dem Bereich der Lernférderung auch die Sozialkompetenzférderung ver-
starkt aufzugreifen.

Die Schulen wurden im Juli 2022 in diesem Zusammenhang explizit ermuntert, im
Sinne des ganzheitlichen Ansatzes die Férderung der Sozialkompetenz von Schu-
lerinnen und Schilern in diesem Schuljahr ganz besonders in den Blick zu nehmen
und die im Rahmen von ,gemeinsam.Briicken.bauen® zur Verfiigung gestellten Mit-
tel bzw. Budgetstunden auch gezielt fir diesen Bereich zu verwenden.



Drucksache 18/25364 Bayerischer Landtag 18. Wahlperiode Seite 46

Beziglich der Entwicklung sozialer Auffalligkeiten von Schulerinnen und Schilern
in den letzten zweieinhalb Jahren liegen der Staatsregierung keine datengesttitzten
Erkenntnisse vor. Eine aufgeschlisselte Angabe nach Schularten und Regierungs-
bezirken ist daher nicht moglich.
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28. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, in welcher Hohe sie aktuell ein

Uli von Eltern zu zahlendes Privatschuldgeld je Monat/Jahr flr
Henkel (noch) grundgesetzkonform halt, sodass kein Versto? gegen
(AfD) das Sonderungsverbot (Art. 7 Abs. 4 Grundgesetz) infolge des

gezahlten Schulgeldes vorliegt, welche Einsparungs- und Ent-
lastungseffekte entfalteten Privatschulen je Schulart im Frei-
staat Bayern quantitativ (Betrag in Euro und prozentuell) fiir den
Staatshaushalt im Schuljahr 2021/2022 und welche Entlas-
tungseffekte entfalteten Privatschulen im Zusammenhang mit
dem eklatanten Lehrermangel im staatlichen Bildungsbereich
und dabei dem Bildungserfolg je Schulart im Freistaat Bayern
(bitte dabei auf Schulerfolg der Privatgymnasien in Hinsicht auf
den Abiturnotendurchschnitt im Vergleich zu staatlichen Gym-
nasien eingehen)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Unterricht und Kultus

Hinsichtlich der Frage nach einem (noch) grundgesetzkonformen Schulgeld ist Fol-
gendes auszufiihren: Nach Art. 7 Abs. 4 Grundgesetz (GG) wird das Recht zur Er-
richtung von privaten Schulen gewahrleistet. Private Schulen als Ersatz fiir 6ffentli-
che Schulen bedirfen der Genehmigung des Staates und unterstehen den Landes-
gesetzen.

Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn die privaten Schulen in ihren Lehrzielen und
Einrichtungen sowie in der wissenschaftlichen Ausbildung ihrer Lehrkrafte nicht hin-
ter den offentlichen Schulen zurlickstehen und eine Sonderung der Schiler nach
den Besitzverhaltnissen der Eltern nicht geférdert wird. Die Genehmigung ist zu
versagen, wenn die wirtschaftliche und rechtliche Stellung der Lehrkrafte nicht ge-
nugend gesichert ist.

Die Vorgaben des Grundgesetzes werden durch Art. 92 Bayerisches Erziehungs-
und Unterrichtsgesetz (BayEUG) konkretisiert. Art. 7 Abs. 4 GG entsprechend sta-
tuiert, dass eine Sonderung der Schulerinnen und Schiler nach den Besitzverhalt-
nissen der Eltern nicht geférdert werden darf (sog. Sonderungsverbot). Aufgrund
der grundgesetzlich geschuitzten Privatschulfreiheit haben die Privatschultrager ei-
nen Handlungsspielraum zur konkreten Umsetzung des sog. Sonderungsverbots.
Eine landesweite und schulartibergreifende Festsetzung eines einheitlichen Schul-
geldes sowie eine Nennung eines (gerade noch) zuldssigen Schulgeldes ist daher
nicht mdglich und verfassungsrechtlich auch nicht geboten.

Hinsichtlich der Frage nach Einsparungs- und Entlastungseffekten ist mitzuteilen,
dass aufgrund der unterschiedlichen Finanzierungsstruktur staatlicher und nicht-
staatlicher Schulen eine Gegeniberstellung von Kosten allein bezogen auf den
Staatshaushalt nicht sachgerecht ist. Auch die Kommunalhaushalte waren massiv
betroffen.

Zudem ist eine konkrete Bezifferung von Einsparungs- und Entlastungseffekten
durch Privatschulen fur den Staatshaushalt in der Kiirze der Zeit nicht méglich.

Hinsichtlich der Frage, welche Entlastungseffekte Privatschulen im Zusammenhang
mit den hohen Lehrebedarfen im staatlichen Bildungsbereich und dabei dem Bil-
dungserfolg je Schulart im Freistaat Bayern entfalteten:
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Im Schuljahr 2021/2022 besuchten von den insgesamt rund 1 638 500 Schulerin-
nen und Schilern etwa 88 Prozent eine 6ffentliche Schule, rund 12 Prozent befan-
den sich an privaten Schulen. Auch fiir die Schiilerinnen und Schiler an Privatschu-
len bedarf es jedoch einer Versorgung mit ausreichend qualifiziertem Lehrpersonal,
das die Voraussetzungen gemaf Art. 94 BayEUG erflillt. Die Lehrerbedarfsprog-
nose berlicksichtigt deshalb neben dem staatlichen Bereich auch die Bedarfe an
kommunalen sowie privaten Schulen.

Private Schulen stellen aufgrund ihrer padagogisch-erzieherischen Angebote sowie
ihrer reformpadagogischen oder konfessionellen Ausrichtung eine Erganzung zu
den offentlichen Schulen in Bayern dar und kommen damit den Wiinschen von El-
tern in Bezug auf die Bildung ihrer Kinder entgegen. In einigen Regionen iberneh-
men kirchliche Schulen die Rolle von Versorgungsschulen und leisten dadurch u. a.
einen Beitrag zur Grundversorgung an weiterfihrenden Schulen vor Ort. Soge-
nannte Angebotsschulen hingegen bieten den Erziehungsberechtigten Moglichkei-
ten, ihre Kinder nach besonderen padagogischen Konzepten beschulen zu lassen.
Damit stellen die Schulen in privater Tragerschaft einen historisch gewachsenen
und traditionell wichtigen Bestandteil des leistungsstarken differenzierten Bildungs-
wesens dar.

Im Hinblick auf den Bildungserfolg wird im Folgenden auf die Mittel-/Hauptschulen,
die Realschulen sowie die Gymnasien eingegangen.

» Mittel-/Hauptschulen in privater Tragerschaft tragen in hohem Mafte zum Bil-
dungserfolg ihrer Schilerinnen und Schiiler bei, indem sie in dhnlicher Weise
wie die staatlichen Schulen den Kompetenzerwerb der Schilerinnen und Schi-
ler férdern und erfolgreich auf die Abschliisse der Mittelschule vorbereiten.

* An den staatlich anerkannten Realschulen und Gymnasien liegen die Ergeb-
nisse der zentralen Abschlussprifungen auf &hnlichem Niveau wie an den
staatlichen Realschulen und Gymnasien.
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29. Abgeordnete
Julika
Sandt
(FDP)

Ich frage die Staatsregierung, wie viele Antradge auf Verset-
zung/Ubernahme in ein anderes Land der Bundesrepublik
Deutschland im Rahmen des Lehreraustauschverfahrens von
angehenden Referendaren aus Bayern in den Jahren 2019 —
2022 gestellt wurden (bitte aufgeschlisselt nach Lehramtsart,
gewiinschtes Bundesland und Ergebnis des Antrags), wie viele
Antrage auf Versetzung/Ubernahme in ein anderes Land der
Bundesrepublik Deutschland im Rahmen des Lehreraustausch-
verfahrens von im Dienst beschéaftigten Lehrkraften in den Jah-
ren 2019 — 2022 gestellt liegt (bitte aufgeschlisselt nach Lehr-
amtsart, gewilinschtes Bundesland und Ergebnis des Antrags)
und wie viele erfolgreiche Tauschverfahren es in diesem Zu-
sammenhang mit anderen Bundeslandern in den Jahren 2019
— 2022 gegeben hat (bitte aufgeschlusselt nach Lehramtsart
und Regierungsbezirk)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Unterricht und Kultus

Die Entwicklung des Lehreraustauschverfahrens von im Dienst beschaftigten Lehr-
kraften ist anliegenden lehramtsbezogenen Tabellen zu entnehmen.

Im Bereich der Gymnasien, der Realschulen und der beruflichen Schulen haben
bezirksspezifische Daten keine Relevanz und werden nicht erhoben. Bezirksspezi-
fische Daten kdnnen daher nur fir die Grund- und Mittelschulen und die Forder-
schulen mitgeteilt werden.

Angehende Referendare sind nach den Vereinbarungen der Kultusministerkonfe-
renz nicht in das Lehreraustauschverfahren einbezogen. Das Lehreraustauschver-
fahren ist nur fur bereits im Dienst eines Landes unbefristet beschaftigte oder be-
amtete Lehrkrafte erdffnet.

*1) Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Anlage ist als pdf-Dokument hier

einsehbar.

*2) Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Anlage ist als pdf-Dokument hier

einsehbar.

*3) Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Anlage ist als pdf-Dokument hier

einsehbar.

*4) Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Anlage ist als pdf-Dokument hier

einsehbar.

*5) Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Anlage ist als pdf-Dokument hier

einsehbar.

*6) Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Anlage ist als pdf-Dokument hier

einsehbar.


https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000015500/0000015744_Sandt_ANL_1.pdf
https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000015500/0000015744_Sandt_ANL_2.pdf
https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000015500/0000015744_Sandt_ANL_3.pdf
https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000015500/0000015744_Sandt_ANL_4.pdf
https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000015500/0000015744_Sandt_ANL_5.pdf
https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000015500/0000015744_Sandt_ANL_6.pdf

Drucksache 18/25364 Bayerischer Landtag 18. Wahlperiode Seite 50

30. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, wie viele Schilerinnen und

Christoph Schiler an der individuellen Lernzeitverkiirzung im neuen G9
Skutella teilnehmen, wie viele Schulen bieten hierfir die erforderlichen
(FDP) Seminare an und in welchem Ausmal} werden daflr zusatzli-

che Mittel bereitgestellt?

Antwort des Staatsministeriums fiir Unterricht und Kultus

Im Schuljahr 2021/2022 besuchten insgesamt 2 549 Schiilerinnen und Schiler die
Individuelle Lernzeitverkiirzung an bayerischen Gymnasien. Dazu waren an 308
Gymnasien Module zur Individuellen Lernzeitverkiirzung eingerichtet. Im Rahmen
dieser Module wurden wdéchentlich 1 196 Unterrichtsstunden erteilt.

Die entsprechenden statistischen Daten fiir das Schuljahr 2022/2023 liegen noch
nicht vor.
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31. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, nachdem nun seit einiger Zeit

Gabriele eine vom Staatsministerium fir Unterricht und Kultus gefér-
Triebel derte und unterstitzte wissenschaftliche Konzeption von Dr.
(BUNDNIS Edith Raim als Grundlage fiur einen Férderantrag bei der Bun-
90/DIE GRU-  desrepublik Deutschland zum Umgang mit den einzig erhalte-
NEN) nen Original-Unterkiinften von KZ-Haftlingen des Lagerkomple-

xes Dachau bei Landsberg am Lech (Lager VII) vorliegt und das
Staatsministerium auf BR-Anfrage hin erklart hat, man sei be-
reit, 2,5 Mio. Euro in ,die angemessene Entwicklung des Ge-
landes unter dem Dach der Stiftung Bayerische Gedenkstatten®
zu investieren, wann ein Vorschlag unterbreitet wird, wie die
professionell gefuhrte Gedenkstatte auf Lager VIl nach Ansicht
der Staatsregierung und der Stiftung Bayerische Gedenkstat-
ten aussehen soll, ob die notwendigen, erganzenden Foérder-
mittel fur die Errichtung einer solchen Gedenkstatte noch vor
Ablauf der Antragsfrist, also spatestens bis August 2023, beim
Bund beantragt werden und wann wird die Stadt Landsberg
Uber die konkreten Planungen informiert, damit der Stadtrat auf
Basis des bereits getroffenen Grundsatzbeschlusses einen ent-
sprechenden Bebauungsplan beschlieen kann?

Antwort des Staatsministeriums fiir Unterricht und Kultus

Eigentimer der Liegenschaft des ehemaligen AuRenlagers ,Kaufering VII“ des KZ
Dachau ist der private Verein ,Europaische Holocaustgedenkstatte Stiftung e. V.*
(EHS). Dem Verein wurde bereits im Jahr 2020 angeboten, diesen Gedenkort in
Kooperation mit der Stiftung Bayerische Gedenkstatten (SBG) weiterzuentwickeln,
um ein Servicegebaude mit einer deutlich Uber die bestehende Tafelausstellung
hinausgehenden Ausstellung im Auf3enbereich und einem Seminarraum fir die Be-
treuung von Gruppen, insbesondere von Schulklassen, und flir weitere erinnerungs-
kulturelle Aktivitdten zu errichten. Der Kostenrahmen fur diese Vorhaben wurde im
Jahr 2020 auf etwa 2,5 Mio. Euro geschéatzt.

Der Verein hat diesen Vorschlag der Staatsregierung abgelehnt, die Suche nach
einem anderen Trager blieb indes erfolglos.

Wirde die EHS das Projekt unter dem Dach der SBG realisieren, ware es Aufgabe
der dann verantwortlichen SBG, der Staatsregierung einen Projektantrag sowie ei-
nen Kosten-und Finanzierungsplan vorzulegen, damit das Projekt fachlich bewertet
und nach den Richtlinien des Bayerischen Haushaltsrechts ggf. auch bewilligt wer-
den kann. Voraussetzung ist selbstverstandlich, dass sich die EHS als Liegen-
schaftseigentumerin des in Rede stehenden Areals mit der SBG auf Vereinbarung
entsprechend den Richtlinien der SBG einigt. Die Beantragung eventueller Mittel
beim Bund im Rahmen der Gedenkstattenférderung der Bundesregierung fir Kultur
und Medien (BKM) erfolgt ebenfalls durch den Trager des Gedenkortes, in diesem
Falle dann durch die SBG. Der Austausch mit der Kommune zur Schaffung von
Baurecht obliegt, basierend auf einer Einigung beziglich der Verfiigung Uber die
Liegenschaft, dem Trager eines moglichen Gedenkortes, d. h. der SBG insofern die
EHS sie als Trager akzeptiert.
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Die Staatsregierung ist weiterhin bereit, Mittel in Héhe von etwa 2,5 Mio. Euro flr
eine angemessene Entwicklung des Geléndes unter dem Dach der Stiftung Bayeri-
sche Gedenkstatten zu investieren.
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32. Abgeordnete  Ich frage die Staatsregierung, wie in Bayern angestellte Lehre-

Margit rinnen und Lehrer aus der Ukraine, die allgemein eingesetzt
Wild werden oder fur die Sprachférderung DeutschPlus, fir die Bri-
(SPD) ckenklassen oder fir Angebote an beruflichen Schulen (bitte

aufgegliedert nach Einsatzfeldern und Tarifvertrag fur den of-
fentlichen Dienst — TvOD angeben), besoldet werden?

Antwort des Staatsministeriums fiir Unterricht und Kultus

Beim Einsatz in Briickenklassen (auch an beruflichen Schulen), wie auch in der
Sprachférderung DeutschPlus handelt es sich um unterrichtliche Tatigkeiten von
Lehrkrafteni. S. d. § 44 Nr. 1 des Tarifvertrages flr den 6ffentlichen Dienst der Lan-
der (TVL).

Die Eingruppierung und Stufenzuordnung erfolgt daher nach den Tarifbestimmun-
gen fur Lehrkrafte (TV EntgO-L). Eine Besonderheit fir Lehrkrafte aus der Ukraine
gibt es diesbeziglich nicht.

Denkbar und mdéglich ware auch ein Einsatz als Aushilfslehrkraft im ,allgemeinen®
bzw. reguldren Unterricht. Auch hierbei handelt es sich um unterrichtliche Tatigkei-
ten, sodass Eingruppierung und Stufenzuordnung nach dem TV-EntgO-L erfolgen.
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Geschiftsbereich des Staatsministeriums fiir Wissenschaft und Kunst

33. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, in welcher Hohe sie Mittel fur

Anne BayCHINA in den letzten finf Jahren bereitgestellt hat (bitte fur
Franke jedes Jahr einzeln aufschliisseln), in welcher Hohe sie Mittel flr
(BUNDNIS nachstes Jahr eingeplant hat und wie viele Stellen innerhalb

90/DIE GRU-  von BayCHINA geschaffen wurden, um die bayerischen Wis-

NEN)

senschaftsakteurinnen und -akteure fir ,die systemischen Her-
ausforderungen in der Kooperation mit China in Lehre und For-
schung weiterhin zu sensibilisieren und noch besser vorzube-
reiten“ (siehe Antwort auf die Schriftliche Anfrage ,Kooperatio-
nen bayerischer Hochschulen mit militdrnahen chinesischen
Einrichtungen®, Drs. 18/24584)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wissenschaft und Kunst

Dem Hochschulzentrum fiir China wurden nachfolgende Mittel bereitgestellt:

Jahr Betrag (Euro)
2018 478.430
2019 585.415
2020 553.879
2021 555.700
2022 802.218

Die Mehrkosten in 2022 sind auf gestiegene Personal- und Projektkosten zurlick-
zufuhren. FOr das Jahr 2023 wurden von BayCHINA Mittel in Hb&he von

839.436 Euro beantragt.

Fir das Hochschulzentrum sind im Stellenplan des Freistaates keine Stellen veran-
schlagt. Die Beschéaftigung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erfolgt ausschliel3-
lich mittelfinanziert. Aus den genannten Mitteln wurden bis einschlieRlich des Jahres

2022 3,5 Vollzeitaquivalent (VZA) beschéftigt.
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34. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, welche Kriterien fir die Entschei-
Christina dung fur einen Neubau und gegen eine Sanierung der Uniklinik
Haubrich Augsburg ausschlaggebend waren, welche Rolle dabei klima-
(BUNDNIS freundliche Gesichtspunkte inkl. der damit verbundenen Nach-
90/DIE GRU- haltigkeitskriterien sowie die Green Hospital Initiative spielten
NEN) und was ist bezuglich einer Weiter- oder Umnutzung des Alt-

baus geplant?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wissenschaft und Kunst

Neubau versus Generalsanierung:

Bei der Entscheidung Uber die Frage, ob statt der bisher geplanten Generalsanie-
rung ein Neubau des Uniklinikums Augsburg errichtet werden soll, spielen Kriterien
wie Funktionalitat, Krankenhausbetrieb, Kosten, Zeitdauer, Sanierbarkeit und Nach-
haltigkeit eine wichtige Rolle.

Nachhaltigkeit:

Der Freistaat Bayern hat sich bereits vor vielen Jahren im Rahmen einer Selbstver-
pflichtung dafir entschieden, nachhaltiger und dkologischer zu bauen, als dies auf-
grund der derzeit gultigen Normen gefordert wird. Klimarelevante Aspekte werden
daher bei jeder Planung, auch bei der Planung eines Neubaus, berlcksichtigt und
umfassen zahlreiche Aspekte, z. B. Lebenszykluskosten, erhdhter Energiestan-
dard, Begriinung, Photovoltaik, Elektroladesaulen und Barrierefreiheit.

Bei der Green Hospital Plus Initiative des Staatsministeriums fiir Gesundheit und
Pflege handelt es sich um ein Férderprogramm, das sich allein an die Trager der
gemald Krankenhausfinanzierungsgesetz (KHG) geforderten Krankenhauser rich-
tet, nicht an die staatlichen Universitatsklinika.

Umgang mit dem Bestand:

Mit der Frage eines Abrisses oder einer ggf. anderweitigen Nutzungsmaoglichkeit
des Bestandsgebaudes wird sich die Staatsregierung zu gegebener Zeit befassen.
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35. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, wie es bei ,BIOTOPIA — Natur-
Dr. Wolfgang kundemuseum Bayern“ nun konkret weitergehen soll (bitte un-
Heubisch ter Nennung einer klaren Zeitschiene der Planungen sowie der
(FDP) neuralgischen Punkte, die das Voranschreiten gerade verzo-

gern), wann das zustandige Staatsministerium dem Haushalts-
ausschuss des Landtags die Plane zur Mittelfreigabe fir die Er-
weiterung vorlegen wird und welche konkreten Finanzierungs-
ansatze fir das BIOTOPIA-Projekt diskutiert werden, um die
Realisierung nicht noch weiter zu verschleppen?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wissenschaft und Kunst

Selbstverstandlich missen die Baupreisentwicklung der jingsten Zeit und die Be-
lastungen der &ffentlichen Haushalte durch Pandemie und Energiekrise bei groften
Investitionsvorhaben in die weiteren planerischen Uberlegungen miteinbezogen
werden.

Sobald hier eine weitere Konkretisierung erreicht wird, kann dem Landtag erneut
berichtet werden.
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36. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, wie viele Studierende (in absolu-

Verena ten Zahlen und in Prozent) in Bayern armutsgefahrdet sind
Osgyan (bitte aufschlisseln nach Hochschulstandorten und Ge-
(BUNDNIS schlecht), welche Faktoren zu dieser Situation fihren und wel-
90/DIE GRU-  che MaRnahmen sie ergreift, um dieser Situation entgegenzu-
NEN) wirken?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wissenschaft und Kunst

Nach Angaben des Statistischen Bundesamts waren in Deutschland im Jahr 2021
37,9 Prozent der Studierenden armutsgeféhrdet. Eine Person gilt nach der Defini-
tion fir EU-SILC (Statistik der Europaischen Union Gber Einkommen und Lebens-
bedingungen) als armutsgefahrdet, wenn sie Gber weniger als 60 Prozent des mitt-
leren Einkommens der Gesamtbevdlkerung verflgt (Schwellenwert der Armutsge-
fahrdung). Zu armutsgefahrdeten Studierenden in Bayern liegen der Staatsregie-
rung keine Zahlen vor.

Grinde fur eine Armutsgefahrdung sind z. B. das deutlich geringere Einkommen
der Studierenden, die sich Gberwiegend durch Unterhaltsleistungen der Eltern, For-
derungsleistungen wie die nach dem Bundesausbildungsférderungsgesetz (BAf6G)
oder Bildungskredite sowie studentische Nebenjobs finanzieren. Da viele Studie-
rende in Ballungsraumen leben, sind sie zudem von den dort regelmafig hdheren
Wohn- und Lebenshaltungskosten betroffen. So lag der durchschnittliche Anteil der
Wohnkosten am verfligbaren Haushaltseinkommen fiir Studierende bundesweit bei
31,6 Prozent und damit deutlich Uber der Wohnkostenbelastung der Gesamtbeval-
kerung (23,3 Prozent).

Die Staatsregierung wirkt dem insbesondere durch die Férderung von Wohnraum
fur Studierende sowie die Abgabe kostengtinstigerer Mahlzeiten in den Mensen der
Hochschulen entgegen. Zentrales Instrument zur Bekdmpfung studentischer Ar-
mutsgefahrdung sind die Leistungen nach dem Bundesausbildungsférderungsge-
setz (BAf6G), die zum 1. August 2022 im Rahmen des 27. Anderungsgesetzes zum
Bundesausbildungsférderungsgesetz zuletzt angehoben worden sind. So stiegen
die Bedarfssatze um 5,75 Prozent, die Freibetrdge vom Einkommen sogar um
20,75 Prozent.
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Geschéftsbereich des Staatsministeriums der Finanzen und fiir Heimat

37. Abgeordnete  Ich frage die Staatsregierung, nachdem sie Ende 2020 alle Ver-

Inge eine der Heimat- und Brauchtumspflege einschlief3lich Fa-
Aures schingsvereine mit max. 2.000 Euro unterstitzt hat, wie genau,
(SPD) mit welcher Summe und wann die brauchtumstreibenden Fa-

schings-, Fastnacht- und Karnevalsgesellschaften aufgrund der
explosionsartigen Steigerung der Energiekosten finanziell aktu-
ell unterstitzt werden sollen?

Antwort des Staatsministeriums der Finanzen und fiir Heimat

Entsprechend des Kabinettsbeschlusses vom 6. November 2022 wird die Staatsre-
gierung einen eigenen Hartefallfonds Bayern mit einem Gesamtvolumen in Hohe
von bis zu 1,5 Mrd. Euro bereitstellen, um finanzielle Licken, die der Bund nicht
adressiert, abzufedern. Unter 1.3. dieses Kabinettsbeschlusses ist auch ein Harte-
fallfonds fir soziales Leben und Infrastruktur vorgesehen, mit dessen Hilfe u. a.
auch Vereine der Heimat und Brauchpflege (einschlieRlich Faschingsvereine) un-
terstltzt werden konnten, die keine oder zu geringe Bundeshilfen erhalten und die
sich aufgrund der aktuellen Energiekrise in einer existenzbedrohenden Lage befin-
den.

Aufgrund der Subsidiaritat des Hartefallfonds Bayern konnen weitergehende Aus-
sagen zu dem Ob und dem Wie der Modalitaten eines entsprechenden Hilfspro-
gramms erst nach der noch ausstehenden Entscheidung des Bundes zur Strom-
und Gaspreisbremse und zur Hartefallregelung Kultur getroffen werden.
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38. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, wie sich die Summe des Kir-

Franz chensteueraufkommens in Bayern, die die Finanzamter in Bay-
Bergmiiller ern fur die Kirchen einziehen, entwickelt (bitte fir diese Legis-
(AfD) latur bis inkl. 2022, ggf. geschatzt, und die jeweiligen Kirchen

getrennt offenlegen), wie viel Prozent der oben abgefragten
Summe sie bei jeder der Kirchen dafiir einbehélt, dass ihre Fi-
nanzamter fur diese Kirchen einen Teil der Arbeit Gbernehmen,
die die Kirchen sonst selbst fiir den Einzug der Kirchensteuer
Ubernehmen miissten (bitte flir diese Legislatur bis inkl. 2022,
ggf. geschatzt, offenlegen) und aus welchen Griinden sieht sie
die oben abgefragte Praxis im Vergleich zu einer kompletten
Trennung von Kirche und Staat als vorteilhaft an (bitte ausfihr-
lich darlegen, auch vor dem Hintergrund, dass alle anderen
Religionsgemeinschaften eine solche komplette Trennung von
Kirche und Staat seit mindestens Jahren, wenn nicht Jahrzehn-
ten, erfolgreich praktizieren und die beiden Kirchen — gemes-
sen hieran — ggf. inzwischen eine Minderheit sind)?

Antwort des Staatsministeriums der Finanzen und fiir Heimat

In Bayern kdnnen als Koérperschaften des offentlichen Rechts anerkannte Religi-
onsgemeinschaften von ihren Mitgliedern Kirchensteuern erheben (Art. 140 Grund-
gesetz — GG i. V. m Art. 137 Abs. 6 Weimarer Verfassung (WRV) sowie Art. 143
Abs. 3 der Bayerischen Verfassung). Kirchensteuer gibt es in der Form der Kirchen-
einkommen-, Kirchenlohn- und Kirchenkapitalertragsteuer, als Kirchengrundsteuer
sowie in der Form des Kirchgelds und des besonderen Kirchgelds (Art. 4 Kirchen-
steuergesetz — KirchStG). Die Verwaltung der Kirchensteuer ist grundsatzlich Auf-
gabe der diese erhebende Religionsgemeinschaft (Art. 17 Abs. 1 KirchStG). Nur bei
der im Quellenabzug gemeinsam mit der staatlichen Lohn- bzw. Abgeltungsteuer
einbehaltenen Kirchenlohn- bzw. Kirchenkapitalertragsteuer obliegt die Verwaltung
den Finanzdmtern (Art. 17 Abs. 2 KirchStG). Fur die Kircheneinkommensteuer er-
mitteln die Finanz&dmter im Rahmen der Veranlagung zur Einkommensteuer die Be-
messungsgrundlage und teilen diese den Religionsgemeinschaften mit (§ 17 Abs. 2
Verordnung zur Ausflhrung des Kirchensteuergesetzes — AVKirchStG).

Das Aufkommen an Kirchenlohn- und Kirchenkapitalertragsteuer der in Bayern kir-
chensteuererhebenden Religionsgemeinschaften stellt sich fur die Jahre 2018 bis
2021 wie folgt dar:

Kirchenlohnsteuer in Euro
2018 2019 2020 2021

E_on:]'“h' Katholische | | 576 411534 | 1.414.321.993 | 1.357.784.898 | 1.355.599.401
Irchne

Evangelisch- Luther-
ische und Evange-
lisch-Reformierte
Kirche

596.038.632 607.541.456 587.218.256 589.976.668
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Altkatholische Kirche 672.023 643.992 636.728 663.571

Landesverband der Is-
raelitischen Kultusge- 1.232.853 1.251.366 1.222.700 1.606.640
meinden

Kirchenkapitalertragsteuer in Euro

2018 2019 2020 2021

Romisch- Katholisch

OMISCh- RANGISENE | 25 135.686 66.964.631 71.326.298 91.150.153
Kirche
Evangelisch- Luther-
ische und Evange-
lisch-Reformierte 34.058.711 31.458.617 32.380.645 41.914.673
Kirche
IAltkatholische Kirche 81.905 76.129 25.033 183.213

Landesver- band der

Israelitischen Kul- 118.201 93.381 132.342 208.292
tusgemeinden

Fur das Jahr 2022 liegen noch keine Daten vor, da diese sich erst aus den jahrlichen
Anzeigen der Religionsgemeinschaften ergeben.

Fur die Verwaltung der Kirchenlohn- und Kirchenkapitalertragsteuer erhebt die Fi-
nanzverwaltung in Bayern von den Religionsgemeinschaften einen Verwaltungs-
kostenersatz in Hohe von zwei Prozent des Kirchenlohnsteueraufkommens.

Das Grundgesetz und die Bayerische Verfassung garantieren den als Korperschaf-
ten des offentlichen Rechts anerkannten Religionsgemeinschaften das Recht auf
die Erhebung der Kirchensteuer. Die Entscheidung, ob sie ihre Mitglieder tatsach-
lich hierzu heranziehen, obliegt den Religionsgemeinschaften. Nicht alle als Kérper-
schaft des o6ffentlichen Rechts anerkannten Religionsgemeinschaften nehmen ihr
Erhebungsrecht in Anspruch. Entscheidet sich eine Religionsgemeinschaft fur die
Kirchensteuer, verpflichten die verfassungsrechtlichen Vorgaben den Staat, bei der
Erhebung unterstitzend tatig zu werden. Das Recht auf die Erhebung der Kirchen-
steuer besteht unabhangig vom Glaubensbekenntnis der Mehrheit der Bevdlke-
rung.
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39. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wer an den Gesprachen am

Helmut 10.12.2018, 02.05.2019 und 04.11.2021 (vgl. Anfrage zum Ple-
Markwort num des Abgeordneten Helmut Markwort vom 12.10.2022
(FDP) ,Kontakte zwischen Landesamt fir Sicherheit in der Informati-

onstechnik (LSI) und Virtual Solution®, Drs. 18/24574) zwischen
der Firma Materna Virtual Solution GmbH und dem LSI jeweils
teilgenommen hat (bitte Namen und Funktion der Personen sei-
tens der Firma Materna Virtual Solution GmbH und des LSI als
auch die Leistungsebene der Personen aus den Staatsministe-
rien angeben), welche Produkte jeweils vorgestellt wurden und
ob daraufhin innerhalb der Staatsregierung weitere Analysen o-
der ahnliches veranlasst wurden?

Antwort des Staatsministeriums der Finanzen und fiir Heimat

Die Gesprachspartner bei der Firma Virtual Solution waren, soweit feststellbar, dem
Vertrieb (mit leitender Funktion) und dem technischen Consulting zuzuordnen.

Am 10.12.2018 haben der Leiter der Abteilung 1 des Landesamts fiir Sicherheit in
der Informationstechnik (LSI) und ein Mitarbeiter des LSI teilgenommen.

Am 02.05.2019 haben die Leiterin der Zentralabteilung, die Leiterin des Sachge-
biets fir Cybersicherheit und Geheimschutz und der IT-Leiter des Staatsministeri-
ums des Innern, fir Sport und Integration sowie der fir IT-Sicherheit zustandige
Referatsleiter des Staatsministeriums der Finanzen und fiir Heimat, der Leiter der
Abteilung 1 des LSI und der Leiter der Abteilung 4 im IT-Dienstleistungszentrum
teilgenommen.

Am 04.11.2021 haben der Leiter der Abteilung VII und der fur IT-Sicherheit zustan-
dige Referatsleiter des Staatsministeriums der Finanzen und fur Heimat sowie der
Leiter der Abteilung 1 des LSI teilgenommen.

Daruberhinausgehende Informationen zu den Namen der Gesprachsteilnehmer
werden aus Griinden des Persodnlichkeitsschutzes nicht genannt.

Vorgestellt wurde jeweils das Produkt SecurePIM. Im Nachgang wurden die von
Virtual Solution Gbermittelten Dokumente auf Fachebene erdrtert. Zudem hat Virtual
Solution 2021 auch Zugang zu einer Demonstrationsumgebung fir die Benutzer-
oberflache ermoglicht. Weitergehende Analysen, insbesondere in Form einer Test-
installation im IT-Dienstleistungszentrum wurden im Zusammenhang mit den oben
genannten Kontakten nicht veranlasst.

Im Ubrigen wird auf die Drs 18/17783 und Drs. 18/19931 sowie auf den Untersu-
chungsausschuss (UA) ,Maske“ verwiesen.
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40. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, welche Plane (inkl. Umsetzungs-
Dr. Sabine zeitraum) die Verwaltung der staatlichen Schldsser, Garten und
Weigand Seen mit dem seit ca. 60 Jahren leerstehenden ehemaligen
(BUNDNIS Schulhaus auf der Burg Cadolzburg verfolgt und welche Ge-
90/DIE GRU-  spréche mit welchen Ergebnissen dazu in den letzten 10 Jahren
NEN) stattgefunden haben (siehe dazu die Schriftliche Anfrage der

Abgeordneten Dr. Sabine Weigand u. a. vom 01.07.2022 auf
Drs. 18/24272, Antwort zu Fragen 2.2/2.3)?

Antwort des Staatsministeriums der Finanzen und fir Heimat
Der Wiederaufbau des Schlosses Cadolzburg wird in Bauabschnitten durchgefiihrt.

Der 1. Bauabschnitt (3ulRerer Wiederaufbau der Gesamtanlage Cadolzburg sowie
teilweiser Innenausbau des Alten Schlosses der Kernburg) sowie der 2. und 3. Bau-
abschnitt (Ausbau der Cadolzburg zum Burgerlebnismuseum und Umbau des Ge-
baudes ,Burghof Nr. 3“) sind seit 2017 abgeschlossen.

Anschlielfend an den 3. Bauabschnitt kénnten im Rahmen eines 4. Bauabschnitts
Baumalinahmen an mehreren Bauten der Vorburg einschlief3lich dem ehemaligen
Schulhaus erfolgen. Dies setzt allerdings eine konkrete Nutzung sowie die Klarung
von Finanzierungsfragen voraus.

Bereits im Jahr 2013 fand auf Initiative des Landrates des Landkreises Furth, Herrn
Matthias Diell, ein Ortstermin mit Vertretern der Schlésserverwaltung und einem
Investor zur moéglichen Einrichtung einer Gastronomie im Alten Schulhaus Cadolz-
burg statt. Aufgrund der hohen Sanierungskosten wurde das Projekt damals aber
nicht weiterverfolgt.
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Geschaftsbereich des Staatsministeriums fiir Wirtschaft, Landesentwick-
lung und Energie

41. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wie die Verfiligbarkeit von Diesel-

Albert Ersatzkraftstoffen in Deutschland im Vergleich zum europai-
Duin schen Ausland ist, welchen Handlungsbedarf sie sieht, die Ver-
(FDP) figbarkeit von Diesel-Ersatzkraftstoffen in Deutschland zu er-

hohen, und bei welchen Diesel-Ersatzkraftstoffen sie das
grélte Potenzial fur die Zukunft sieht?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wirtschaft, Landesentwicklung und
Energie

Diesel-Ersatzkraftstoffe kdnnen synthetisch erzeugter Diesel oder Biodiesel wie
FAME (Fettsauremethylester) und HVO (Hydriertes Pflanzendl) sein. Aktuell wird
vor allem Biodiesel, der bis zu 7 Prozent dem fossilen Diesel beigemischt werden
kann, genutzt. Synthetischer Diesel (z. B. GTL) wird vergleichbar nur in sehr gerin-
gen Mengen genutzt.

Verfligbarkeit von Diesel-Ersatzkraftstoffen in Deutschland im Vergleich zum euro-
paischen Ausland:

Laut Verband der Deutschen Biokraftstoffindustrie e. V. (VDB) lag die heimische
Produktion mit etwa 3,4 Mio. Tonnen Biodiesel 2020 Giber dem Absatz von Biodiesel
und hydrierten Pflanzenélen (HVO), der sich auf etwa 3,0 Mio. Tonnen belief (laut
Bundesanstalt fur Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA)). Biodiesel ist somit in
Deutschland jederzeit verfugbar. Laut dem Sachstandbericht Biodiesel &
C0.2021/2022 der Union zur Férderung von Ol- und Proteinpflanzen e. V. (UFOP)
ist Deutschland sogar ein Nettoexporteur von Biodiesel. In 2020 importierte
Deutschland 1,483 Mio. Tonnen Biodiesel, wahrend es 2,412 Mio. Tonnen Biodiesel
exportierte.

Im Vergleich zum europaischen Ausland zeigt der Statistical Report Bioenergy Eu-
rope 2022 auf, dass die gesamte EU27 eine Kapazitat in Héhe von 21,849 Mio. Ton-
nen von Biodiesel im Jahr 2020 vorwies. Allein in Deutschland lag dabei 2020 eine
Kapazitat von 3,793 Mio. Tonnen Biodiesel vor. Eine groe Kapazitat weisen auch
Spanien (4,237 Mio. Tonnen Biodiesel), Frankreich (2,305 Mio. Tonnen Biodiesel),
Italien (2,212 Mio. Tonnen Biodiesel) sowie die Niederlande (2,141 Mio. Tonnen
Biodiesel) (siehe Anlage *) Tabelle 1) auf.

Handlungsbedarf um Verflgbarkeit von Diesel-Ersatzkraftstoffen zu erhéhen:

Da Deutschland mehr Biodiesel exportiert als importiert, ist die Verfugbarkeit von
Biodiesel in Deutschland gegeben. Gleichzeitig haben die Mineraldlindustrie u. a.
die deutsche Treibhausgasminderungsquote (THG-Quote) im Jahr 2021 deutlich
Ubererfullt. Insgesamt wurden dadurch nach aktuellen Angaben der Generalzolldi-
rektion (GZD) uber 15 Mio. Tonnen CO2-Reduzierung angerechnet. Dies entspricht
einer Minderung in Héhe von 7,26 Prozent; gesetzlich vorgeschrieben waren in
2021 lediglich sechs Prozent. Den gréften Beitrag leistete hier neben Bioethanol
und Biomethan Biodiesel. Deshalb sieht die Staatsregierung keine Notwendigkeit,
die Verfligbarkeit zu erhéhen.
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GroRdtes Potenzial bei Diesel-Ersatzkraftstoffen:

Grundsatzlich ist festzuhalten, dass bei einem steigenden Anteil der Elektromobilitat
der Kraftstoffverbrauch auch an Diesel sinkt. Das groRte Potenzial bei Diesel-Er-
satzkraftstoffen sieht die Staatsregierung derzeit in Biodiesel. Zukunftig kann syn-
thetischer Diesel, der aktuell noch sehr teuer ist, eine Alternative in Bestandsfahr-
zeugen darstellen. Um die Treibhausgasemissionen zu mindern, kdnnen hdhere
Biodieselbeimischungen, wie B10, B20 oder B30 im Bestand helfen. Schlief3lich
wird noch nicht das volle Potential von Biokraftstoffen genutzt, wie sich an den sin-
kenden Verbrauchszahlen von Biodiesel zeigt. Aktuell ist B100 bereits im Flotten-
verkehr zugelassen.

*) Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Tabelle ist als pdf-Dokument hier ein-
sehbar.


https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000015500/0000015744_Duin_ANL.pdf
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42. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, welche Ausgaben im Rahmen

Barbara des 120 Mio. Euro-Automobilfonds des Freistaates seit dem
Fuchs Jahr 2020 getatigt wurden (bitte nach den einzelnen Jahren auf-
(BUNDNIS schlusseln), in welcher Hohe die Verpflichtungserméchtigun-
90/DIE GRU-  gen in den einzelnen Haushaltstiteln bereits genutzt worden
NEN) sind (bitte je nach Haushaltstitel aufschliisseln) und in welcher

Hoéhe Ausgaben im Rahmen der IAA Mobility 2023 eingeplant
sind?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wirtschaft, Landesentwicklung und
Energie

Mit dem Automobilfonds des Freistaates Bayern sollen Férderungen von Leichtbau
und Antriebstechnologien, Biodkonomie, Mobilitdt der Zukunft, flichendeckend La-
desaulen fir die E-Mobilitat, Wasserstofftankstellen sowie Berufsbildungsinvestitio-
nen ermdglicht werden. Im Folgenden werden die einzelnen Ausgaben aufgefihrt:

Bayerisches Ladeinfrastrukturférderprogramm: Das Programm ,Offentlich zu-
gangliche Ladeinfrastruktur fir Elektrofahrzeuge in Bayern 2.0“ ist am
01.11.2021 gestartet. Ein Teil des Programms wird mit insgesamt 15 Mio. Euro
brutto bis Ende 2023 aus dem Titel 0702 / 892 86 finanziert. Zwei Forderaufrufe
mit jeweils sehr hoher Nachfrage wurden bislang initiiert. Es wurden im ersten
Forderaufruf 2021 Mittel von rund 4 Mio. Euro beschieden. Der zweite Aufruf
wurde erst kirzlich beendet. Fir den zweiten Forderaufruf sind Fordermittel in
Hoéhe von rund 8,2 Mio. Euro vorgesehen, die zum Teil aus Verpflichtungser-
machtigungen fir 2023 gedeckt werden. Fir 2023 ist ein weiterer Férderaufruf
vorgesehen. Aufgrund der teilweise langen Realisierungszeitraume der gefor-
derten Ladeinfrastruktur werden die Mittel erst um bis zu zwei Jahre verzogert
ausbezanhlt.

Wasserstofftankstellen: Finanziert aus dem Titel 0702 / 893 87 wurden bislang
folgende Festlegungen getroffen:

- Haushaltsjahr 2021: 5.300.000 Euro / VE: 5.829.900 Euro
- Haushaltsjahr 2022 (bisher): 9.135.068 Euro / VE: 4.544.000 Euro

Biodkonomie: Die Bewilligung erfolgte als FuE-Projektférderung im Rahmen
des Programms BayVFP — Foérderlinie Life Science (insgesamt vier Projekte mit
einer Gesamtférdersumme von knapp 4,4 Mio. Euro). Bisher sind 1,8 Mio. Euro
abgeflossen, davon rund 0,4 Mio. Euro in 2021 und rund 1,4 Mio. Euro in 2022.
Damit sind knapp 75 Prozent der fir die Jahre 2021 und 2022 bewilligten Mittel
bereits abgeflossen. Bereits genutzte VE: Fur die Projekte Digitales Portal und
Informationskampagne lauft die Ausschreibung bzw. ist in Vorbereitung (Kos-
tenschatzung gesamt fiir 2022/2023 fir beide Projekte 2,3 Mio. Euro).

Innovative Antriebstechnologien fiir mobile Anwendungen: Insgesamt sind Mit-
teli. H. v. 5 Mio. Euro im Rahmen des BayVFP — Forderlinie Mobilitat vorgese-
hen. Hiervon wurden im Jahr 2020 rund 1,8 Mio. Euro bewilligt, im Jahr 2021
rund 2,2 Mio. Euro (ausgezahlt bisher 463.400 Euro im Jahr 2021).
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Additive Fertigung und Leichtbautechnik: Die Bewilligung der vorgesehenen
Mittel i. H. v. 5 Mio. Euro erfolgte als Projektférderung im Rahmen der Forderli-
nie Materialien und Werkstoffe des Bayerischen Verbundforschungsprogramms
(BayVFP). Die 5 Mio. Euro wurden seit 2020 vollstandig bewilligt.

Innovative Antriebstechnologien fiir mobile Anwendungen: Insgesamt sind Mit-
teli. H. v. 5 Mio. Euro im Rahmen des BayVFP — Forderlinie Mobilitat vorgese-
hen. Hiervon wurden im Jahr 2020 rund 1,8 Mio. Euro bewilligt, im Jahr 2021
rund 2,2 Mio. Euro (ausgezahlt bisher 463.400 Euro im Jahr 2021).

Digitalisierung: Die Bewilligung der vorgesehenen Mittel i. H. v. 8 Mio. Euro er-
folgte als Projektférderung im Rahmen des BayVFP — Forderlinie Digitalisierung
in den Haushaltsjahren 2020 sowie 2021. Ausgezahlt wurden bisher rund
38.000 Euro im Jahr 2020 sowie rund 1,1 Mio. Euro im Jahr 2021.

Die Mittel fur Berufsbildungsinvestitionen sind erst flir einen spateren Zeitraum
(2023) angesetzt.

Fur Projekte im Umfeld der Internationale Automobil-Ausstellung (I1AA) sind finan-
ziert aus dem Titel 0702 / 685 86 insgesamt 15 Mio. Euro von der Staatsregierung
zugesagt. Bislang sind insgesamt rund 1,15 Mio. Euro abgeflossen, davon:

2020

2021 2022

50.000 Euro direktund im Zuge

der Deckungsverschiebung 532.779 Euro im Zugeder |  93.800 Euro direkt
278.658 Euro Deckungsverschiebung

193.322 Euro direkt und

Zudem wurden Mittelzuweisungen i. H. v. 38.500 Euro im Jahr 2021 und i. H. v.
65.459 Euro im Jahr 2022 vorgenommen. Derzeit werden weitere Projekte im Rah-
men der Zweckbestimmung des Titels zur Forderung identifiziert, unter anderem
auch fir Ausgaben im Umfeld der IAA. Eine genaue Quantifizierung ist derzeit noch
nicht moglich.
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43. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wie viele Vorrang- und Vorbe-

Alexander haltsgebiete gegenwartig fur die Errichtung von Windkraftanla-
Muthmann gen (Nr. 6.2.2. des Landesentwicklungsprogramms — LEP -
(FDP) Bayern) und fir die Errichtung von Freiflachen-Photovoltaikan-

lagen (Nr. 6.2.3. des LEP Bayern) in den Regionalplanen aus-
gewiesen sind (bitte je Planungsregion Nennung der Zahl die-
ser Gebiete), welche Flache diese jeweils einnehmen (bitte
diese Flache auch in Relation zur gesamten Regionsflache an-
geben) und wie sich die Zahl und die Flache dieser Gebiete in
den letzten funf Jahren verandert haben?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wirtschaft, Landesentwicklung und
Energie

Die gewunschten Informationen zum aktuellen Stand der Vorrang- und Vorbehalts-
gebiete fur die Errichtung von Windkraftanlagen kdnnen der nachfolgenden Tabelle
entnommen werden. Vorrang- oder Vorbehaltsgebiete fur die Errichtung von Frei-
flachen-Photovoltaikanlagen wurden bisher in den Regionalplanen nicht festgelegt.

In den zurlckliegenden finf Jahren gab es bei den Vorrang- und Vorbehaltsgebie-
ten fir die Errichtung von Windkraftanlagen in den Regionalplanen der Regionen
Westmittelfranken und Augsburg Anderungen. In der Region Augsburg ist dabei die
Zahl der Vorranggebiete um finf und die Zahl der Vorbehaltsgebiete um eines zu-
rickgegangen. Die Gesamtflache der Vorranggebiete ist dabei um 138 ha gesun-
ken und die der Vorbehaltsgebiete um 104 ha. In der Region Westmittelfranken hat
sich in diesem Zeitraum die Zahl der Vorranggebiete um 4 und die der Vorbehalts-
gebiete um zwei erhoht. Die Gesamtflache der Vorranggebiete ist dabei um 95 ha
gestiegen und die der Vorbehaltsgebiete um 55 ha.

Planungsstand in den einzelnen Planungsregionen zum 21.11.2022

Vorrang- | Flachen- | Vorbe- Flachen- |  Summe

. Vorrangge- LS : haltsge- | Vorbehalts- ) . .

Region biete Anzahl gebiete in |anteil VRG biete Gebiete in ha anteil VBG [Flachenanteile
ha (Prozent) | Anzani (Prozent) | in Prozent

Bayer. Untermain (1) 0 - - 0 - - -
Wiirzburg (2) 22 2258 0,7 26 1401 0,5 1,2
Main-Rhon (3) 23 2402 0,6 41 4 303 1,1 1,7
gt)’e”ra”ke“' West 33 2368 06 1 15 <0,1 06
Oberfranken- Ost (5) 44 2015 0,6 14 519 0,1 0,7
Oberpfalz-Nord (6) 0 - - 0 - - -
NUrnberg (7) 23 1345 0,5 51 2470 0,8 1,3
\(’g)eStm'tte'fra"ke” 35 1305 0,3 29 795 0,2 0,5
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Augsburg (9) 3 180 0,1 3 211 0,1 0,2
Ingolstadt (10) 0 - - 0 - - -
Regensburg (11) 0 - - 0 - - -
Donau-Wald (12) 35 4 499 0,8 25 1941 0,3 1,1
Landshut (13) 51 2120 0,6 11 333 0,1 0,7
Minchen (14) 0 - - 0 - - -
Donau-lller (15) 18 1447 0,6 0 - - 0,6
Allgau (16) 9 313 0,1 2 22 <0,1 0,1
Oberland (17) 7 963 0,2 0 - - 0,2
aug)osmberbayem 62 3148 06 9 335 0,1 07
Bayern 365 24 363 0,3 212 12 345 0,2 0,5
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44. Abgeordneter  Nachdem in dem aktuellen Gesetzentwurf der Staatsregierung

Martin zur Anderung des Bayerischen Klimaschutzgesetzes und wei-
Stumpfig terer Rechtsvorschriften in § 1 Art. 6 die Einflhrung eines
(BUNDNIS neuen Artikels zur Erhebung von Kehrbuchdaten vorgesehen
90/DIE GRU- ist, frage ich die Staatsregierung, ob es Vorkehrungen gibt, wie
NEN) diese Kehrbuchdaten im Sinne des Klimaschutzes verwendet

werden sollen, ob Kommunen Zugriff auf diese Daten bekom-
men und wenn ja, bis wann dies erfolgen soll?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wirtschaft, Landesentwicklung und
Energie

Die Gebaudebeheizung verursacht in Bayern nach dem Verkehr das zweitgrote
anthropogene CO2z-Emissionsinventar. Eine wirkungsvolle Steuerung von Klima-
schutzmalinahmen bei der Raumwarmebereitstellung und ein diesbezlglich effizi-
enter Mitteleinsatz bedurfen insbesondere auch auf kommunaler Ebene einer hin-
reichend qualitativen Datengrundlage zu den Feuerstatten. Diese liegt den bayeri-
schen Kommunen derzeit nicht vor. § 1 Art. 6 des Gesetzentwurfs der Staatsregie-
rung zur Anderung des Bayerischen Klimaschutzgesetzes und weiterer Rechtsvor-
schriften erganzt die Regelungen des Energiestatistikgesetzes des Bundes (Ener-
giestatistikgesetz — EnStatG), welches fir eine rdumlich hochaufgeloste Energie-
und in der Folge Emissionsberichterstattung zur Gebaudebeheizung keine Erhe-
bungsgrundlage beinhaltet.

Es ist beabsichtigt, die Kehrbuchdaten auf Gemeindeebene zu aggregieren. Dar-
Uber hinaus steht es Gemeinden grundsatzlich frei, hinsichtlich etwaiger Sonder-
auswertungen auf das Landesamt fur Statistik zuzugehen. Die Daten kdnnen von
den Kommunen zum Zwecke des Klimaschutzes entsprechend ihres individuellen
Bedarfs genutzt werden. Eine erstmalige Erhebung der Daten ist flir das Kalender-
jahr der Gesetzesverabschiedung madglich.
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45. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wie grof3 die ,Roboterindustrie” in

Andreas Bayern ist (wichtigste Kennzahlen wie Anzahl der Unterneh-
Winhart men, Anzahl der Beschéaftigten und Jahresumsatz bitte ange-
(AfD) ben), wie viele Industrieroboter und Cobots sind in Bayern ins-

gesamt installiert und welche finanziellen FérdermalRnahmen
von EU-, Bundes- und Landesebene stehen bayerischen Start-
ups und Unternehmen im Bereich der ,Roboterindustrie® zur
Verfligung (bitte stichpunktartig auflisten)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wirtschaft, Landesentwicklung und
Energie

Der Staatsregierung liegen keine Kennzahlen der Robotikindustrie fiir Bayern vor.
Laut dem Branchenverband Verband Deutscher Maschinen- und Anlagenbau
(VDMA) lag der Umsatz der Robotik in Deutschland 2021 bei 3,5 Mrd. Euro, fir
2022 wird ein Anstieg auf rund 3,6 Mrd. Euro prognostiziert. Deutschlandweit waren
2021 nach Branchenschatzung rund 246 000 Industrieroboter installiert. Bayern als
fuhrender Standort flir Robotik (KUKA groRter deutscher Roboter-Produzent; Agile
Robots bisher einziges deutsches Robotik-Startup mit Bérsenwert tiber 1 Mrd. Euro)
hat an der deutschen Robotikindustrie einen wesentlichen Anteil.

Die Staatsregierung unterstitzt diese Schllisselbranche seit Jahren konsequent. So
kénnen Start-ups und Unternehmen zum Beispiel im Rahmen des Bayerischen Ver-
bundforschungsprogrammes (BayVFP) oder des Bayerischen Technologieférde-
rungsprogramm plus (BayTP+) gefordert werden. Griindern von Robotik-Start-ups
steht zudem das gesamte Angebot von Griinderland Bayern offen, unter anderem
ein Vorgrindungsinkubator fir den Bereich ,Intelligente Robotik®. Der Férderlotse
beim Projekttrager Bayern informiert forderinteressierte Unternehmen und Griinder
umfassend und kostenlos zu den verschiedenen Forderprogrammen des Freistaa-
tes Bayern, des Bundes und der EU und aktuellen Férderaufrufen.
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46. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, warum die vom Staatsministe-
Christian rium fUr Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie in Auftrag
Zwanziger gegebene Evaluation des Seilbahnférderprogramms lediglich
(BUNDNIS eine Befragung der Zuwendungsgeberinnen bzw. -geber und
90/DIE GRU-  Zuwendungsempfangerinnen bzw. -empfanger beinhaltet,
NEN) nicht aber eine Analyse der Auswirkungen der geforderten Pro-

jekte auf die einheimische Bevolkerung und die Umwelt, zum
Beispiel durch energieintensive und umweltschadigende Be-
schneiung und die daflir notwendigen Bauwerke, welche
Schlisse zieht sie aus den Ergebnissen der Evaluation fiir die
maogliche Fortschreibung des Seilbahnférderprogramms allge-
mein und wird sie wenigstens die konkreten Empfehlungen, Zu-
wendungsempfangerinnen bzw. -empfanger im Rahmen der
Seilbahnférderung zu einem begleitenden Monitoring zu ver-
pflichten, Verkehrsbelastungen und die Erreichbarkeit mit 6f-
fentlichen Verkehrsmitteln bei der Férderung von Seilbahnpro-
jekten sowie regionale Zusammenhange bei der Forderung von
Seilbahnprojekten endlich starker zu beriicksichtigen, beach-
ten?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wirtschaft, Landesentwicklung und
Energie

Die Evaluation des Foérderprogramms erfolgte auf Grundlage der VV (Verwaltungs-
vorschriften) zu Art. 7 Bayerische Haushaltsordnung (BayHO). Dort heif’t es in Ziff.
7

7. Bei eingeleiteten Mallnahmen soll im Wege der Erfolgskontrolle (Ergebnisbewer-
tung) insbesondere untersucht werden

7.1 wahrend der Durchflihrung von mehrjahrigen MalRnahmen, ob die Zwischener-
gebnisse im Rahmen der Planung liegen, die Planung anzupassen ist und die Maf3-
nahmen weiterzufiihren oder einzustellen sind (begleitende Erfolgskontrolle),

7.2 nach der Durchfuhrung von MaRnahmen, ob das erreichte Ergebnis der ur-
sprunglichen oder angepassten Planung entspricht und die nach Nr. 4 definierten
Ziele erreicht wurden, die MalRnahmen zu revidieren sind und Erfahrungswerte ge-
sichert werden kénnen (abschlieBende Erfolgskontrolle).

7.3 Die Erfolgskontrolle umfasst grundsatzlich folgende Untersuchungen:

7.3.1 Mit der Zielerreichungskontrolle wird durch einen Vergleich der geplanten
Ziele mit der tatsachlich erreichten Zielrealisierung (Soll-Ist-Vergleich) festgestellt,
welcher Zielerreichungsgrad zum Zeitpunkt der Erfolgskontrolle gegeben ist.

7.3.2 Im Wege der Wirkungskontrolle wird ermittelt, ob die MalRnahme fir die Ziel-
erreichung geeignet und ursachlich war. Hierbei sind alle beabsichtigten und unbe-
absichtigten Auswirkungen der durchgeflihrten MalRnahme zu ermitteln.
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7.3.3 Mit der Wirtschaftlichkeitskontrolle wird untersucht, ob der Vollzug der Maf3-
nahme im Hinblick auf den Ressourcenverbrauch wirtschaftlich war (Vollzugswirt-
schaftlichkeit) und ob die MalRnahme im Hinblick auf Gibergeordnete Zielsetzungen
insgesamt wirtschaftlich war (Malnahmenwirtschaftlichkeit).

7.4 Erfolgskontrollen sollen auch dazu flhren, dass Bedarfe und Mdglichkeiten des
Um- oder Nachsteuerns rechtzeitig erkannt werden.

Der Gutachter hat auf dieser Grundlage eigenstandig entschieden, wie die nétige
Erfolgskontrolle erfolgen soll. Mafligeblich waren dabei die in der Richtlinie gesetz-
ten Ziele. Es wurden dabei nicht nur die Fordernehmer und Regierungen befragt. In
den Fallstudien wurde vielmehr auch ein breiterer Personenkreis vor Ort befragt und
damit auch die Auswirkungen auf die Bevolkerung und Umwelt mitbewertet.

Bezogen auf die Fortschreibung des Programmes zeigt sich zunachst, dass die
Zielsetzungen im Sinne einer Erfolgskontrolle erreicht wurden. Die Seilbahnférde-
rung wirkt in den Regionen sowohl in wirtschaftlicher als auch sozialer Hinsicht. Die
Vorhaben hatten ohne die Férderung so nicht umgesetzt werden kénnen. Die For-
derung hat erheblich héhere Gesamtinvestitionssummen stimuliert und in den Re-
gionen messbar positive Effekte bewirkt.

Die Studie zeigt auch, dass die Richtlinie einen wichtigen Beitrag zur Transforma-
tion weg vom Wintertourismus hin zum Ganzjahrestourismus leistet. Dies soll im
Rahmen der Fortschreibung noch starker in den Fokus gestellt werden.

Im Sinne des nach Ziff. 7 der VV zu Art. 7 BayHO geforderten Nachsteuerns auf
Grundlage einer Evaluation ist angedacht, die Priifung der besseren Anbindung der
Anlagen mittels OPNV/SPNV in die Richtlinie aufzunehmen. Zudem soll die ver-
pflichtende Evaluation der Projekte sowie ein Monitoring méglich werden. Es soll im
Ubrigen klargestellt werden, dass nur Investitionsvorhaben férderfahig sind, denen
keine o&ffentlich-rechtlichen Hindernisse entgegenstehen und die mit den Belangen
des Umweltschutzes sowie der Raumordnung, insbesondere dem Alpenplan und
dem Regionalplan in Einklang stehen.
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Geschéftsbereich des Staatsministeriums fiir Umwelt und Verbraucher-
schutz

47. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, welche Behorden wie Wasser-

Thomas wirtschaftsamt, untere Naturschutzbehérde oder andere waren
Gehring Uber Malinahmen der Alpgenossenschaft zum Eingriff in den
(BUNDNIS Rappenalpbach informiert, welche Absprachen gab es zwi-
90/DIE GRU-  schen den zustandigen Behérden und den Auftraggebern (bitte
NEN) mit Nennung der Auftraggeber) und gab es Angaben/Informa-

tionen/Anzeigen von im Gebiet befindlichen Behdrdenvertrete-
rinnen bzw. Behdrdenvertretern oder aus der Bevolkerung, die
zu einer Intervention seitens der Behdrden hatten flihren kon-
nen?

Antwort des Staatsministeriums fiir Umwelt und Verbraucherschutz

Zwischen der Alpgenossenschaft und der unteren Naturschutzbehérde am Land-
ratsamt Oberallgdu wurden Unterhaltungsmaflinahmen zur Beseitigung von Folgen
eines Starkregenereignisses/Schlagwetters im August 2022 besprochen.

Die zustandigen Behorden wurden nach Hinweisen auf den Vorfall tatig.

Die Zerstérung von naturschutzrechtlich geschiitzten, 6kologisch wertvollen Gebie-
ten ist nicht hinnehmbar. Das Umweltministerium nimmt den Fall sehr ernst. Das
betroffene Gebiet ist aufgrund seiner 6kologischen Bedeutung als Naturschutzge-
biet ,Allgauer Hochalpen®, FFH-Gebiet (FFH= Fauna-Flora-Habitat-Gebiet) ,All-
gauer Hochalpen“ sowie SPA-Gebiet (SPA= Special Protection Area) ,Naturschutz-
gebiet Allgauer Hochalpen® besonders geschitzt. Das Staatsministerium erwartet
von den zustandigen Behdrden eine schnelle und lickenlose Aufklarung des Sach-
verhalts sowie einen konsequenten Vollzug des geltenden Rechts. Es kommen ne-
ben Ordnungswidrigkeiten auch Anordnungen zur Wiederherstellung des Aus-
gangszustandes und strafrechtliche Konsequenzen in Betracht. Die strafrechtliche
Bewertung des Sachverhalts erfolgt durch die Strafverfolgungsbehérden. Das
Staatsministerium fur Umwelt und Verbraucherschutz hat die Regierung von
Schwaben als Aufsichtsbehdrde beauftragt, den Sachverhalt umfassend aufzukla-
ren und zu bewerten sowie ein konkretes Konzept zum weiteren Vorgehen vorzule-
gen.
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48. Abgeordneter Vor dem Hintergrund, dass am 16.11.2022 die Staatsanwalt-

Prof. Dr. schaft zusammen mit dem Polizeiprasidium Niederbayern in
Ingo den Gefliigelschlachtbetrieben Gefligelschlachterei Gross
Hahn GmbH und Oberschwabische Gefligel GmbH Hausdurchsu-
(AfD) chungen durchfihrte (Hintergrund sind Vorwurfe, dass das Un-

ternehmen seit Jahren aufgetaute Ware als Frischware verkauft
sowie herkdbmmlich erzeugte Produkte mit einem Biosiegel ver-
sehen haben soll), frage ich die Staatsregierung, wann das Un-
ternehmen vor der staatsanwaltschaftlich angeordneten Haus-
durchsuchung in den letzten flinf Jahren von einer Behérde kon-
trolliert wurde (bitte nach Jahren und Niederlassungen sowie
Behorde aufschlusseln), wie diese Kontrollen jeweils abliefen
(bitte Anzahl der zur Kontrolle entsandten Behérdenmitarbeiter
angeben sowie die Dauer und den Ablauf der Kontrolle ange-
ben) und welche Ergebnisse die Kontrollen der letzten finf
Jahre bei den jetzt durchsuchten Betrieben ergaben (bitte ent-
deckte Mangel und angemahnte Verbesserungen sowie ver-
hangte Strafen angeben)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Umwelt und Verbraucherschutz und des
Staatsministeriums fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten

Der Betrieb in Oberschwaben liegt in Baden-Wirttemberg. Nur der Gefligel-
schlachtbetrieb Gro3 im Landkreis Rottal Inn befindet sich in der Zustandigkeit der
bayerischen Behoérden. Fur die Umsetzung der Kontrolle nach VO (EG) 543/208
(Vermarktungsnormen fur Gefllgelfleisch) ist die Landesanstalt fur Landwirtschaft
(LfL) zustandig. Mitarbeiter der LfL sind mindestens einmal jahrlich vor Ort.

In Bayern erfolgt das Oko-Kontrollverfahren durch private Zertifizierungsstellen.
Diese Okokontrollstellen werden fir diese Kontrolltatigkeit von der zusténdigen
Oko-Kontrollbehérde an der LfL zugelassen und Uberwacht. Mindestens einmal im
Jahr wird jedes Unternehmen, das Bio-Lebensmittel herstellt, von einer zugelasse-
nen Oko-Kontrollstelle vor Ort gepriift. Werden bei diesen Kontrollen entsprechende
VerstoRRe festgestellt oder entsteht ein Betrugsverdacht, wird der Sachverhalt von
der Oko-Kontrollbehérde an der LfL zur Anzeige gebracht und durch die Ermitt-
lungsbehdrden weiterverfolgt.

Die Behdrden des gesundheitlichen Verbraucherschutzes sind zustandig fir die Le-
bensmittel- und veterinarrechtlichen Kontrollen. Die fur den Betrieb zustandige Kon-
trollbehoérde fir Lebensmittelsicherheit und Veterinarwesen war in den Jahren 2018
bis 2022 nach eigenen Angaben 15-mal unangekindigt fur planmaRige Routineko-
ntrollen vor Ort.

Werden bei einer Kontrolle VerstoRe festgestellt, muss der Betrieb nachweisen,
dass diese VersttRRe innerhalb einer angemessenen Frist abgestellt werden. Wei-
tere Einzelheiten Uber die Ergebnisse der Kontrollen kdnnen nicht mitgeteilt werden,
da sie Gegenstand staatsanwaltschaftlicher Ermittlungen sind.
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49. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, ob sie in der Verlangerung der
Dr. Martin Betriebszeiten des Jagdparcours Oberbayern, Ostermoos 1 in
Runge 82285 Hattenhofen, vertreten durch die Jagdparcours
(BUNDNIS Oberbayern Verwaltungs GmbH, Pfaffenhofen, von bis dato
90/DIE GRU-  Mittwoch und Donnerstag 10.00 bis 18.00 Uhr sowie Samstag
NEN) 09.00 bis 16.00 Uhr auf Dienstag bis Freitag jeweils 09.00 bis

18.00 Uhr und Samstag von 09.00 bis 16.00 Uhr, also von wo-
chentlich 23 Stunden auf 43 Stunden, was annahernd einer
Verdoppelung der Betriebszeiten entspricht, nur eine ,unwe-
sentliche Anderung®, ,die (...) keiner Genehmigung bedarf*, so
wie dies das Landratsamt Firstenfeldbruck dem Betreiber der
Anlage mit Schreiben vom 13. Oktober 2022 kundgetan hat,
sieht?

Antwort des Staatsministeriums fiir Umwelt und Verbraucherschutz

Der Schief3stand Hattenhofen ist seit 01.05.1972 (Flintenschiel3stande), am
01.01.1978 erweitert um Kugelstande, in Betrieb. Am 22.07.1981 wurde die Anlage
als Schief3stand nach § 67 Abs. 2 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) an-
gezeigt. Die Anlage unterliegt seitdem der Nummer 10.18 des Anhangs 1 zur 4.
Bundes-Immissionsschutzverordnung (BImSchV). Im Rahmen der Anzeige nach
§ 67 Abs. 2 BImSchG wurden dem Landratsamt Firstenfeldbruck mittels Beiblatt
die Offnungszeiten der Anlagen nachrichtlich mitgeteilt. Ein Anlass, SchieRzeiten
per Verwaltungsakt verbindlich festzulegen, bestand zum damaligen Zeitpunkt
nicht. Insofern konnte die Schielanlage zum damaligen Zeitpunkt, sofern die Be-
treiberpflichten geman § 5 BImSchG erfillt sind, ohne Betriebszeiteinschrankungen
betrieben werden. Diese Anforderung ist aus Sicht des Larmschutzes erfillt, wenn
die Immissionsrichtwerte der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Larm (TA
Larm) an den maRgeblichen Immissionsorten unter Berticksichtigung der Vorbelas-
tung sicher eingehalten sind. Vom Betreiber wurde hierzu eine gutachterliche Prog-
noseberechnung der SchielRlarmimmissionen vom 30.04.2021 vorgelegt, die die
Einhaltung der Immissionsrichtwerte bei einer maximalen Schusszahl von 3 700
Schuss pro Tag prognostiziert. Bei immissionsschutzrechtlichen Genehmigungs-
verfahren hat die zustandige Behdrde keinen Ermessensspielraum. Vielmehr hat
sie die Genehmigung zu erteilen, wenn die materiellen Anforderungen eingehalten
sind. Dies wurde vom Anlagenbetreiber rechtlich eingefordert, indem er gegen den
Bescheid des Landratsamts Firstenfeldbruck vom 30.04.2021 mit einer maximal
zulassigen Schusszahl von 2 200 Schuss gerichtlich vorgegangen ist.

Im vorliegenden Fall handelt es sich im Vergleich zum Bescheid vom 10.03.2022
zwar um eine Verlangerung der Betriebszeiten, was im Regelfall bei SchielRanlagen
auch eine wesentliche Anderung darstellen wiirde. Allerdings ist hier durch die Be-
grenzung der Schusszahlen per gutachterlicher Prognose belegt, dass keine Uber-
schreitung der Immissionsrichtwerte zu erwarten ist. Der Beurteilungszeitraum der
TA Larm bezieht sich tagsuber auf den Zeitraum von 06.00 Uhr — 22.00 Uhr. Dem-
nach ist der Betrieb an allen (auch weiteren) Wochentagen zuldssig, wenn in dem
genannten Beurteilungszeitraum mittels der maximalen taglichen Schusszahl, ent-
sprechend der Aufteilung auf die Schiel3stande, gemaR Bescheid, die Immissions-
richtwerte eingehalten werden. Da im Rahmen der mit Schreiben vom 28.09.2022
durch den Betreiber angezeigten Betriebszeiten weiterhin auch keine Tageszeiten
mit erhdhter Empfindlichkeit nach Nr. 6.5 der TA Larm umfasst sind, kommt es bei
gleichbleibender Schusszahl, trotz Ausdehnung der Betriebszeiten, weiterhin zu
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keiner Uberschreitung der Immissionsrichtwerte nach TA Larm — auch wenn sich
die potenzielle Belastigung Uber einen langeren Zeitraum erstreckt. Die Entschei-
dung des Landratsamtes Fiirstenfeldbruck, dass es sich um keine wesentliche An-
derung nach § 16 BImSchG handelt, ist daher nicht zu beanstanden.
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50. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, wann sie von der naturzerstére-
Dr. Dominik rischen Flussbegradigung im Rappenalptal zum ersten Mal
Spitzer Kenntnis erlangt hat, zu welchem Ausmal} die zustandige un-
(FDP) tere Naturschutzbehdrde informiert war und wie sie gedenkt,

auf diesen ungeheuerlichen Vorfall zu reagieren?

Antwort des Staatsministeriums fiir Umwelt und Verbraucherschutz

Das Staatsministerium fir Umwelt und Verbraucherschutz wurde am 14.11.2022
Uber den Vorgang in Kenntnis gesetzt.

Zwischen der Alpgenossenschaft und der unteren Naturschutzbehérde am Land-
ratsamt Oberallgdu wurden Unterhaltungsmafinahmen zur Beseitigung von Folgen
eines Starkregenereignisses/Schlagwetters im August 2022 besprochen.

Die Zerstérung von naturschutzrechtlich geschitzten, dkologisch wertvollen Gebie-
ten ist nicht hinnehmbar. Das Umweltministerium nimmt den Fall sehr ernst. Das
betroffene Gebiet ist aufgrund seiner 6kologischen Bedeutung als Naturschutzge-
biet ,Allgauer Hochalpen®, FFH-Gebiet (FFH= Fauna-Flora-Habitat-Gebiet) ,All-
gauer Hochalpen® sowie SPA-Gebiet (SPA=Special Protection Area) ,Naturschutz-
gebiet Allgauer Hochalpen® besonders geschitzt. Das Staatsministerium erwartet
von den zustandigen Behdrden eine schnelle und lickenlose Aufklarung des Sach-
verhalts sowie einen konsequenten Vollzug des geltenden Rechts. Es kommen ne-
ben Ordnungswidrigkeiten auch Anordnungen zur Wiederherstellung des Aus-
gangszustandes und strafrechtliche Konsequenzen in Betracht. Die strafrechtliche
Bewertung des Sachverhalts erfolgt durch die Strafverfolgungsbehoérden. Das
Staatsministerium fur Umwelt und Verbraucherschutz hat die Regierung von
Schwaben als Aufsichtsbehorde beauftragt, den Sachverhalt umfassend aufzukla-
ren und zu bewerten sowie ein konkretes Konzept zum weiteren Vorgehen vorzule-
gen.
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51. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, wie viele Querbauwerke ohne

Rosi energetische Nutzung es an Gewassern in Niederbayern gibt

Steinberger (bitte nach Gewassern 1., 2. und 3. Ordnung aufgliedern) und

(BUNDNIS wie viele gemal Europaischer Wasserrahmenrichtlinie bis

90/DIE GRU- 2027 und wie viele nach 2027 fiir Fische durchgéngig gemacht

NEN) werden sollen (bitte nach Gewassern 1., 2. und 3. Ordnung auf-
gliedern)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Umwelt und Verbraucherschutz

Es gibt insgesamt 7 390 Querbauwerke ohne Bezug zur Wasserkraft in Niederbay-
ern:

Durchlasse und Verrohrungen: Gew. |: 20 / Gew. II: 38 / Gew. Ill: 2 080
Sohlbauwerke: Gew. |: 172 / Gew. II: 517 / Gew. Ill: 4 185
Wehre: Gew. |: 28 / Gew. Il: 70 / Gew. 1lI: 280

Da nach EU-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) nur FlieBgewasser mit einem Ein-
zugsgebiet von uber 10 km? zu betrachten sind, sind nicht fur alle Gewéasser 3. Ord-
nung MalRnahmen in den MaRnahmenprogrammen nach WRRL verankert. Somit
liegen dem Staatsministerium fur Umwelt und Verbraucherschutz (StMUV) keine
Angaben zu Mallnahmen an kleinen Gewassern vor.

Zudem schreibt die WRRL eine Betrachtung auf Ebene von Wasserkérpern vor, die
nicht nach Regierungsbezirken und/oder Gewéasserordnung, sondern nach natur-
raumlichen Gegebenheiten und Belastungssituation abzugrenzen sind. Maf3nah-
men sind nur fur Wasserkorper und Belastungen vorzusehen, wenn der gute Zu-
stand nicht erreicht bzw. dessen Erhalt gefahrdet ist und eine fehlende Durchgan-
gigkeit eine relevante Belastung darstellt.

Ausgewertet wurden fur die nachfolgende Tabelle daher die nach WRRL berichts-
pflichtigen Flusswasserkérper (FWK), die zumindest teilweise in Niederbayern lie-
gen. Insgesamt wurde in Wasserkérpern in Niederbayern zum Erreichen des guten
Zustands die Umsetzung von uber 2 550 Einzelmal3nahmen zur Wiederherstellung
der linearen Durchgangigkeit im Mallnahmenprogramm festgelegt. Aufgeschlisselt
nach Gewasserordnungen und Zeitraum der Mallnhahmenumsetzung ergibt sich

Folgendes:
S:;‘:i::er' Anzahl FWK | MaBnahmen bis 2027 | MaRnahmen nach 2027
| 12 26 3
lund Il 1 27 )
1, 1l und Il 3 51 40
lund Il 3 103 23
I 3 55 -
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Geschiftsbereich des Staatsministeriums fiir Ernahrung, Landwirtschaft
und Forsten

52. Abgeordnete Nachdem die Betreiberfirma des Steinbruchs in Thiingersheim

Kerstin (Fa. Benkert) im Oktober 2018 Wald gerodet hat, fir die Ro-
Celina dungsflache von 9,8 Hektar Wiederaufforstungsflachen in ver-
(BUNDNIS schiedener GroRe ausgewiesen wurden und nun an einem
90/DIE GRU-  Weinberg direkt neben dem Steinbruch Hecken entfernt wur-
NEN) den, frage ich die Staatsregierung, auf welchen Flachen die Fa.

Benkert als Ausgleichsmaflinahme der Rodung vom Jahr 2018
zur Wiederaufforstung verpflichtet wurde (bitte auf einer Karte
markieren sowie auflisten mit dem Standort und der Gréf3e), ob
die Beschaffenheit des aktuellen Zustands der Vegetation auf
den Wiederaufforstungsflachen die Auflagen zur Wiederauf-
forstung im Ublichen Rahmen erflllt (bitte auch angeben, wie
Erkenntnisse zum Zustand gewonnen wurden, also beispiels-
weise Inaugenscheinnahme mit Datum) und ob generell beab-
sichtigt ist, zuklinftige Ersatzpflanzungen auf Flachen, die ide-
alerweise eine Aufwertung durch die Ersatzpflanzungen erhal-
ten, mit einer langeren Pflegeverpflichtung zu verbinden (bei-
spielsweise fir Bewasserung zu sorgen)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten

Bei dem der Rodung zugrundeliegenden Genehmigungsverfahren handelt es sich
um ein immissionsschutzrechtliches Verfahren des Landratsamts Wirzburg. Der
Genehmigungsbescheid vom 11.05.2009 mit Anderungsbescheiden vom
22.07.2010 sowie vom 16.07.2019 sieht eine flachengleiche Ersatzaufforstung fir
Rodungen zur Steinbrucherweiterung vor. Die Ersatzaufforstungen im Landkreis
Wirzburg sowie hilfsweise im Landkreise Main-Spessart sind bis zur Beendigung
des Abbaus der Erweiterungsflache abzuschlief3en.

Die in Tab. 1 dargestellten Flachen wurden vom Amt fur Erndhrung, Landwirtschaft
und Forsten (AELF) Kitzingen-Wiirzburg als Ersatzaufforstungsflachen anerkannt.
Die Flachen werden vom AELF regelmafig tberprift und eventueller Nachbesse-
rungsbedarf dem Antragsteller mitgeteilt. Eine Uberpriifung des aktuellen Zustands
der einzelnen Flachen sowie die Erstellung einer Ubersichtskarte war in der zur
Verfligung stehenden Zeit leider nicht mdglich.

Gemarkung Fl.-Nr. Flache in ha Zeitpunkt der Ausfuhrung
GreufRenheim 6884 2,08 Oktober 2013
RofRbrunn 594 und 595 2,13 Februar 2018
RoRbrunn 579 und 584 0,96 November 2018
Retzbach 1756/1 6,98 noch ausstehend
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Derzeit bestehen keine Uberlegungen, in waldrechtliche Genehmigungsbescheide
generell Auflagen zur Pflege der Ersatzflachen aufzunehmen. Vielmehr liegt es in
der Zustandigkeit der Antragsteller, die notwendigen MaRnahmen zu ergreifen, um
Wald gemal Art. 2 Bayerisches Waldgesetz (BayWaldG) zu begriinden und diesen
entsprechend den gesetzlichen Vorgaben zu pflegen.
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53. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, in wie vielen Kauffallen landwirt-

Gisela schaftlicher Flachen innerhalb der letzten zehn Jahre in Bayern
Sengl wurde das Vorkaufsrecht entweder durch einen Landwirt oder
(BUNDNIS die Bayerische Bauernverband Landsiedlung ausgelbt, welche
90/DIE GRU-  Belange werden innerhalb eines Genehmigungsverfahren
NEN) beim Kauf landwirtschaftlicher Flache gepriift und welche Maf3-

nahmen werden seitens der Staatsregierung gegen iberhohte
Kauf-/ Pachtpreise unternommen?

Antwort des Staatsministeriums fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten

A: Ausiibung Vorkaufsrecht

Im kurzlich vorgelegten Gutachten ,Bauernland in Bauernhand“ (online abrufbar un-
ter '), Seite 89 ff. sind die gepriiften und ausgelibten Vorkaufsrechtsfalle der Baye-
rische Bauernverband (BBV) LandSiedlung GmbH von 2012 bis 2021 dargestellit.

B: Zu priifende Belange im Rahmen des Genehmigungsverfahrens

Die zustandige Kreisverwaltungsbehdérde prift im Rahmen des Genehmigungsver-
fahrens nach Grundstiickverkehrsgesetz (GrdstVG) insbesondere folgende Be-
lange:

1

N

. Genehmigungsbedarf

Eigenschaft der verauflierten Flachen, d. h. ob es sich um landwirtschaftliche,
forstwirtschaftliche Grundstiicke, Moor oder Odland, das in land- oder forstwirt-
schaftliche Kultur gebracht werden kann oder um sonstige — nicht dem GrdstVG
unterfallende — Grundstlicke handelt,

Grole der veraulRerten Flachen,

Rechtsnatur des Rechtsgeschafts, d. h. ob es sich um eine gemal GrdstVG
genehmigungspflichtige VerduRRerung handelt (z. B. Kaufvertrag),

Erwerbereigenschaft, insbesondere ob es sich bei dem Erwerber um einen
Landwirt bzw. Forstwirt oder eine dieser gleichgestellten Person handelt (z. B.
Landwirt in Griindung)

Genehmigungsfreiheit gem,ak GrdstVG (z. B. unmittelbare Beteiligung des
Bundes als Vertragsteil an der VerauRerung) 2. Genehmigungsfahigkeit

. Genehmigunsfreiheit

Genehmigungszwang gemaf GrdstVG (z. B. Ubertragung des ganzen Betriebs
unter nahen Verwandten)

Vorliegen eines Versagungsgrunds gemaf GrdstVG, insbesondere ob die Ver-
aullerung eine ungesunde Verteilung von Grund und Boden bedeutet, also
MaBnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur widerspricht. Letzteres ist
dann der Fall, wenn landwirtschaftlich genutzter Boden an einen Nichtlandwirt
veraullert werden soll, jedoch ein Landwirt das Grundsttick zur Aufstockung sei-
nes Betriebs dringend bendtigt und zum Erwerb bereit und in der Lage ist, die
Flache zu den Bedingungen des (Kauf-)Vertrages zu erwerben.

https://www.thuenen.de/media/publikationen/thuenen-report/Thuenen_Report 99.pdf
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3. Siedlungsrechtliches Vorkaufsrecht

» Vorliegen der Voraussetzungen fiir die Ausiibung des siedlungsrechtlichen Vor-
kaufsrechts durch die vorkaufsberechtigte Stelle (v.a. BBV LandSiedlung
GmbH) gemal Reichssiedlungsgesetz (RSG). Das ist dann der Fall, wenn

e es sich bei den verduRerten Grundstiicken um LF handelt,

e die durch Kaufvertrag verauf3ert werden,

o die VerduRerung genehmigungspflichtig nach GrdstVG ist,

e die Genehmigung nach GrdstVG zu versagen ware,

e die vorkaufsberechtigte Stelle die Ausiibung des Vorkaufsrechts erklart und

e das siedlungsrechtliche Vorkaufsrecht nicht ausgeschlossen ist (z. B. Ver-
kauf unter nahen Verwandten).

C: MaBnahmen gegen uiberhéhte Kauf-/Pachtpreise

Staatlicher Auftrag ist es, dass Bauernland in Bauernhand bleibt. Das Gutachten
des Thinen-Instituts belegt, dass in Bayern die Eigentumsverhaltnisse an landwirt-
schaftlichen Flachen sehr stabil sind. Dass nichtlandwirtschaftliche Kaufer sehr
hohe Preise zahlen miissen, wenn sie landwirtschaftliche Flachen erwerben wollen,
ist Indiz, dass trotz hoher Preise kein ,Ausverkauf‘ landwirtschaftlicher Flachen
droht und agrarstrukturell in Bayern daher kein akuter Handlungsbedarf besteht.

Im Hinblick auf das Grundrecht auf Eigentum stehen sowohl Reglementierungen,
ob Uberhaupt verkauft werden darf, als auch teilweise geforderte unmittelbar den
Preis betreffende Regelungen (wie etwa Vorkaufsrechte mit reduziertem Preis) un-
ter einem hohen Rechtfertigungsdruck. Zumindest in Bayern mit den vom Thiinen-
Institut bestatigten sehr stabilen Verhaltnissen im landwirtschaftlichen Bodenmarkt
waren starke Eingriffe in das grundrechtlich geschitzte Eigentum daher verfas-
sungsrechtlich hdchst problematisch.

Das Gutachten ,Bauernland in Bauernhand bestatigt zudem eine sehr geringe Bo-
denmobilitat. Nur 0,43 Prozent der landwirtschaftlichen Flachen werden jahrlich an
Uberwiegend ortsnahe Kaufer verkauft. Auch der Bodenmarkt folgt hier den allge-
meinen Marktgrundsatzen. Hohe Kauf- und Pachtpreise sind Ausdruck einer star-
ken Nachfrage bei geringem Angebot. Ein hohes Preisniveau bedeutet noch nicht
zwangslaufig, dass die Preise auch Uberhoéht sind.

Die Staatsregierung setzt sich mit verschiedensten Malinahmen fir eine Entspan-
nung der Preissituation am Bodenmarkt ein (z. B. Flachensparoffensive, Vorrang
PIK-MaRnahmen (PIK= Produktionsintegrierte Kompensationsmafinahmen), Ein-
fuhrung von Vorbehalts- und Vorranggebieten fir hochwertige landwirtschaftliche
Nutzflachen im Rahmen des LEP).

Insbesondere mit der Gemeinsamen Agrarpolitik der EU — GAP ab 2023 werden
kleinere und mittlere Betriebe besonders unterstiitzt, beispielsweise durch die stark
verbesserte Férderung der ersten Hektare und die neu eingefihrte Strukturpradmie
fur kleinteilige Flachen im Kulturlandschaftsférderprogramm — Kulap.

Nicht zuletzt tragt der Bayerische Weg der Agrarpolitik zu einer wesentlichen Ent-
spannung am Bodenmarkt bei. Landwirtschaftliche Betriebe missen Jahr fur Jahr
infolge Inflation und technischer Neuerungen einen gewissen Einkommenszuwachs
erwirtschaften, um per se nicht an Wettbewerbs- und Kaufkraft zu verlieren. Dabei
wird in Bayern seitdem von Staatsminister fur Erndhrung, Landwirtschaft und Fors-
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ten Dr. Hans Eisenmann begriindeten ,Bayerischen Weg“ in der Strategie ,Wach-
sen oder Weichen“ gerade nicht das Allheilmittel gesehen. Landwirtschaftliche Un-
ternehmen kénnen auch durch ,Wachsen in der Qualitat (z. B. Oko)“, ,Diversifizie-
rung® oder auch Nebenerwerb einen Einkommenszuwachs erreichen. Ein Betrieb,
der auch ohne Flachenzuwachs zukunftsfahig ist, muss nicht zu hohen Preisen kau-
fen oder pachten und entlastet damit den Kauf- und Pachtmarkt.
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54. Abgeordneter  Da nach Ablauf des Jagdjahres, spatestens bis zum 10. April,

Hans die Revierinhaberinnen bzw. Revierinhaber die mit dem 31.
Urban Méarz abgeschlossenen und unterschriebenen Streckenlisten
(BUNDNIS den Jagdbehdrden vorlegen missen und im Anschluss an die
90/DIE GRU-  Zusammenstellung der Ergebnisse durch die Jagdbehérden
NEN) eine Bewertung hinsichtlich der Erflllung der Abschussplane

durch das Staatsministerium fiir Erndhrung, Landwirtschaft und
Forsten (StMELF) erfolgt, wo unter anderem die Ergebnisse auf
Plausibilitat Gberprift werden, frage ich die Staatsregierung,
wer im StMELF prift, ob die Informationen und Daten zum Ab-
schuss plausibel sind (bitte jeweilige Kriterien benennen, an-
hand derer gepruft wird), was bedeutet ,plausibel in diesem
Kontext konkret bzw. welche Informationen oder Daten werden
als ,nicht plausibel” eingestuft und sofern es unplausible Infor-
mationen oder Daten gibt, was sind die Konsequenzen?

Antwort des Staatsministeriums fiir Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten

Das Staatsministerium fur Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten (StMELF) verof-
fentlicht jahrlich die amtliche Statistik Uber die Jahresjagdstrecke des abgeschlos-
senen Jagdjahres aller abschussplanpflichten als auch nicht-abschussplanpflichti-
gen Wildarten. Die Jahresjagdstrecke basiert auf den von den nachgeordneten un-
teren Jagdbehorden Ubermittelten summarischen Streckendaten der von den Revi-
erinhabern vorgelegten Streckenlisten A und B (also Schalenwild und nicht-ab-
schussplanpflichtige Wildarten).

Wenn die unteren Jagdbehdrden die abschliefende Erfassung der Streckenlisten
in der zentralen Jagdstatistik-Datenbank gemeldet haben, prift das zustandige Re-
ferat im StMELF die Jahresjagdstrecken auf Plausibilitét in Bezug auf die statisti-
schen Anforderungen. (Die Uberpriifung der Abschussplanerfillung durch die Re-
vierinhaber ist nicht Aufgabe des Staatsministeriums).

Die Kriterien fur die Plausibilitatsprifung der in die Statistik einflieRenden Daten
sind:

- Sind fur alle Reviere Streckendaten erfasst? Wenn nein, wird die zustandige
untere Jagdbehdrde um Prufung/Abgleich der vorgelegten Streckenlisten und
gdf. Korrektur in der zentralen Jagdstatistik-Datenbank gebeten.

- Gibt es auffallige Schwankungen im Vergleich der Streckendaten des Vorjahres
mit dem aktuell erfassten Jagdjahr? Wenn ja, wird gepruft, ob diese systema-
tisch, grof3regional/bayernweit oder durch die Meldung einzelner Jagdbehdrden
zu erklaren sind. Im letzteren Fall werden die betroffenen unteren Jagdbehor-
den um Prifung/Abgleich der vorgelegten Streckenlisten und ggf. Korrektur in
der zentralen Jagdstatistik-Datenbank gebeten.

- Ist Wild mit einer ganzjahrigen Schonzeit als ,erlegt* erfasst worden? Wenn ja,
wird die zustandige untere Jagdbehdérde um Prufung/Abgleich der vorgelegten
Streckenlisten und ggf. Korrektur in der zentralen Jagdstatistik-Datenbank ge-
beten.

- Sind Wildarten in den Streckendaten einer unteren Jagdbehdrde enthalten, die
dort nicht ihren Lebensraum haben (z. B. Gamswild in Unterfranken)? Wenn ja,
wird die zustandige untere Jagdbehdrde um Priifung/Abgleich der vorgelegten
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Streckenlisten und ggf. Korrektur in der zentralen Jagdstatistik-Datenbank ge-
beten.
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Geschaftsbereich des Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Sozia-
les

55. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, wie viele Personen mit einem im

Johannes Ausland erworbenen Examen oder Bildungsabschluss aus
Becher Nicht-EU-Landern in den letzten finf Jahren einen Antrag im
(BUNDNIS Freistaat Bayern stellten, um ihre Qualifikation fir die Auf-
90/DIE GRU-  nahme einer Arbeit als Kita-Fach- oder Erganzungskraft in Bay-
NEN) ern anerkennen zu lassen (bitte nach Herkunftslandern aufge-

teilt angeben), wie viele von den gestellten Antrdgen waren er-
folgreich (bitte aufgeteilt nach Regierungsbezirken) und welche
Mindestvoraussetzungen muissen Kita-Fach- oder Ergan-
zungskrafte aus der Ukraine erfillen, um anerkannt zu werden
(beispielsweise Berufsjahre in der Ukraine, Studium o. a.)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Soziales

Zu unterscheiden ist die generelle Anerkennung eines auslandischen Examens o-
der Berufsabschlusses von der Moglichkeit, Personen nach § 16 Abs. 6 der Kinder-
bildungsverordnung (AVBayKiBiG) im Einzelfall auch ohne formale Gleichwertig-
keitsanerkennung in Kindertageseinrichtungen zuzulassen und in den Anstellungs-
schlissel nach § 17 AVBayKiBiG einzurechnen. Es wird davon ausgegangen, dass
sich die Anfrage auf die Einzelfallgenehmigungen bezieht.

Antrage auf Zulassung auslandischer Krafte als Fach- oder Ergénzungskrafte in ei-
ner Kindertageseinrichtung werden von den fir die Erteilung der Betriebserlaubnis
zustandigen Behdrden, i. d. R. den Jugendamtern, im eigenen Wirkungskreis voll-
zogen. Bei Einrichtungen kreisfreier Stadte sind die Regierungen zustandig. Die
Zahl der Antrage wird statistisch nicht zentral erfasst. Der Staatsregierung liegen
hierzu daher keine Daten vor.

Auch das Landesjugendamt, bei dem Aufsichtsbehdrden, Trager oder Einzelperso-
nen Antrédge auf Einschatzung der beruflichen Qualifikation stellen kdnnen, fihrt
keine entsprechende Statistik.

Bezlglich der personellen Anforderungen an ukrainische Fach- und Erganzungs-
krafte ist Folgendes auszufiihren. Die Anforderungen an das padagogische Perso-
nal z. B. hinsichtlich der Qualifikation oder des Sprachniveaus gelten gleicherma-
Ren fir alle Personen, die als Fach und Erganzungskrafte in Kindertageseinrichtun-
gen tatig werden wollen.

Die letztendliche Zustimmung oder Ablehnung hinsichtlich des Einsatzes einer Per-
son als Fach- oder Erganzungskraft obliegt den Betriebserlaubnisbehdérden, in der
Regel also den Jugendamtern als Entscheidung im eigenen Wirkungskreis.

Im Rahmen der Experimentierklausel nach Art. 31 Bayerisches Kinderbildungs- und
-betreuungsgesetzes wurde mit Schreiben vom 19. August 2022 (AMS V3/13-2022)
an die Regierungen, kreisfreien Stadte und Kreisverwaltungsbehdrden die Moéglich-
keit eroffnet, dass zeitlich befristet ukrainische Kinder ausschlief3lich von ukraini-
schen padagogischen Kraften auch ohne sprachliche Forderung in der deutschen
Sprache betreut werden und diese Betreuung in sogenannten Einstiegsgruppen
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auch staatlich gefordert wird. Das Sekretariat der Standigen Konferenz der Kultus-
minister der Lander (Vermerk des Sekretariats vom 28. April 2022 zu den Auswir-
kungen des Kriegs in der Ukraine; Padagogische Berufe in der Ukraine (ohne Leh-
rer); GeschZ: /So/Laender/UKR/padagogische Berufe) hat die ukrainischen pada-
gogischen Berufe zusammengestellt und Unterschiede zu den deutschen Referenz-
berufen dargestellt. Darauf konnen die Betriebserlaubnisbehérden ggf. zuriickgrei-
fen.
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56. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, wie viele Verfahren zur Anerken-

Giilseren nung auslandischer Berufsabschlisse 2021 und 2022 abge-
Demirel schlossen wurden (bitte nach vollstdndig anerkannten auslan-
(BUNDNIS dischen Berufsabschlissen, eingeschrankter Gleichwertigkeit
90/DIE GRU-  und negativem Bescheid unterteilen), in welchen Berufsgrup-
NEN) pen wurden die Anerkennungsverfahren durchgefiihrt (bitte die

Top-5-Berufe benennen und nach vollstadndig anerkannt, ein-
geschrankt gleichwertig und negativem Bescheid trennen) und
wie hoch war jeweils die Quote der Anerkennungsverfahren bei
Mannern und Frauen in den Jahren 2021 und 20227

Antwort des Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Soziales

Daten zur Anzahl der Anerkennungsverfahren werden vom Bundesamt flir Statistik
veroffentlicht, zuletzt am 15.09.2022. Daraus stammt die nachfolgende Tabelle *),
die bundesweite Zahlen zu Anerkennungsverfahren im Berichtsjahr 2021 enthalt.
Zahlen fur 2022 stehen noch nicht zur Verfugung, ebenso wenig Daten zu Anerken-
nungsverfahren nur in Bayern. Uber letztere verfiigt das Landesamt fiir Statistik,
das in der Klrze der Zeit keine entsprechenden Daten liefern konnte.

*) Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Anlage ist als pdf-Dokument hier ein-
sehbar.


https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000015500/0000015744_Demirel_ANL.pdf
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57. Abgeordnete  Ich frage die Staatsregierung, wie viele Kitas sich im Kita-Jahr

Martina 2022/2023 an der Kampagne ,Startchance kita.digital* beteili-
Fehlner gen, wie viele Gelder aus dem Gute-Kita-Gesetz sie eingeplant
(SPD) hatte, um die Kitas bei der Anschaffung von Tablets und Co. zu

unterstitzen, und weshalb sie nicht bereit ist, die zugesagte
Forderung hierfir aus anderen Haushaltstiteln anstelle der Gel-
der aus dem Gute-Kita-Gesetz umzusetzen?

Antwort des Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Soziales

Zur Teilnahme an der Qualifizierungskampagne ,Startchance kita.digital® im Kita-
Jahr 2022/2023 haben sich 317 Kindertageseinrichtungen angemeldet.

Das Staatsministerium fiir Familie, Arbeit und Soziales (StMAS) hat angestrebt, evtl.
anfallende Restmittel, die aufgrund des verspateten Startes der Umsetzung des
KiTa-Qualitats- und Teilhabeverbesserungsgesetzes — KiQuTG (sog. Gute-Kita-
Gesetz) durch den Bund im Jahr 2019 in den Jahren 2019 bis 2021 entstanden
sind, fir die Umsetzung einer Investitionskostenrichtlinie im Jahr 2022 zu verwen-
den.

Hier war u. a. eine Finanzierung von AusstattungsmalRnahmen im Bereich der Digi-
talisierung angedacht. Nachdem die zur Verfligung stehenden Mittel in voller Hoéhe
fur die laufenden MaRnahmen bendétigt werden, wurde das Vorhaben zuriickgestellt.
Eine rechtlich verbindliche Férderzusage wurde zu keinem Zeitpunkt erteilt. In an-
deren Haushaltstiteln stehen keine Mittel fir derartige Investitionsférdermalnah-
men zur Verfligung.

Die Umsetzung der Qualifizierungskampagne ,Startchance kita.digital“ bleibt davon
unberuhrt und kann weiterhin in bewahrter Weise durchgefiihrt werden.
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58. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, in welcher Héhe die bayerischen

Claudia Stellen in Kooperation mit den Jobcentern Bundesmittel in den
Kohler Jahren 2020/2021/2022 verwendet haben, wie hoch war der
(BUNDNIS Etat insgesamt, der zur Verfugung stand, und wie hoch werden
90/DIE GRU-  die Mittel voraussichtlich 2023 sein?

NEN)

Antwort des Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Soziales

Die Jobcenter sind Uberwiegend als gemeinsame Einrichtungen organisiert, in de-
nen die Bundesagentur fir Arbeit und die Landkreise und kreisfreien Stadte zusam-
menwirken. Zum Teil bestehen kommunale Jobcenter, dort ist alleine der Landkreis
oder die kreisfreie Stadt Trager.

Die Jobcenter bewirtschaften Bundesmittel und kommunale Mittel.

Es gibt keine ,bayerischen Stellen®, die ,in Kooperation mit den Jobcentern® Bun-
desmittel bewirtschaften.

Zur Héhe der Ausgaben liegen keine eigenen Erkenntnisquellen vor.

Entsprechend der verdffentlichten Statistik der Bundesagentur fur Arbeit (BA) fur
das Jahr 2020 betrugen die Ausgaben der Bayerischen Jobcenter fir aktive und
passive Leistungen im Zweite Buch Sozialgesetzbuch (SGB IlI) insgesamt
3,2 Mrd. Euro. Die Abrechnungen fiir die Jahre 2021 und 2022 wurden noch nicht
veroffentlicht bzw. liegen noch nicht vor. Eine Schatzung der Ausgaben fiir das Jahr
2023 kann auf Grund der unsicheren Rahmenbedingungen nicht realistisch durch-
gefuhrt werden.

Von den Ausgaben 2020 entfallen die folgenden Betrage auf die einzelnen Leistun-
gen:
- Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts:
Ausgaben rd. 2,5 Mrd. Euro
¢ Davon Bundesmittel rd. 2,1 Mrd. Euro
e Kommunale Mittel rd. 0,4 Mrd. Euro
e Malnahmen der beruflichen Eingliederung / Integration: Ausgaben

rd. 0,22 Mrd. Euro (Bund tragt tber Eingliederungsbudget 100 Prozent dieser
Kosten)

o Verwaltungskosten der Jobcenter: Ausgaben rd. 0,55 Mrd. Euro (Bund tragt
Uber Verwaltungsbudget 84,8 Prozent der Kosten = 0,46 Mrd. Euro, Kommunen
15,2 Prozent)
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59. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, von welchem Zeitpunkt sie vor
Andreas dem Hintergrund des laufenden Gesetzgebungsprozesses zur
Krahl ,Anderung des Gesetzes zur Ausfiihrung des Betreuungsge-
(BUNDNIS setzes und weiterer Rechtsvorschriften* (Drs. 18/24592) aus-
90/DIE GRU-  geht, um die finanzielle Ausstattung anerkannter Betreuungs-
NEN) vereine nach § 17 Satz1 Betreuungsorganisationsgesetz

(BtOG) durch staatliche Zuschiisse des Freistaates Bayern fir
die betroffenen Vereine verlasslich zu regeln, wie kdnnen die
erforderlichen Personal- und Sachkosten fiir die Erfiillung der
gesetzlichen Aufgaben der Betreuungsvereine nach § 15 BtOG
bis dahin gedeckt werden und bis wann wird die von der Staats-
regierung als Anerkennungsbehdrde bestimmte Regierung von
Mittelfranken die anerkannten Betreuungsvereine verlasslich
Uber die Hohe der Zuschusse informieren kdnnen?

Antwort des Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Soziales

Der Gesetzentwurf zur ,Anderung des Gesetzes zur Ausfiihrung des Betreuungs-
gesetzes und weiterer Rechtsvorschriften®, welcher der Umsetzung der bundes-
rechtlichen Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts dient, wird derzeit
im Landtag behandelt. Verbindliche Aussagen zur Ausgestaltung und Regelung des
kinftigen Anspruchs der Betreuungsvereine nach § 17 Satz 1 Betreuungsorganisa-
tionsgesetz (BtOG) sind der Staatsregierung erst moglich, wenn das vorbezeich-
nete Anderungsgesetz erlassen und damit auch die Rechtsgrundlage fiir den Erlass
einer entsprechenden Rechtsverordnung durch das Staatsministerium fiur Familie,
Arbeit und Soziales (StMAS) im Einvernehmen mit dem Staatsministerium der Fi-
nanzen und fiir Heimat geschaffen wurde. Nach Abschluss des Gesetzgebungsver-
fahrens wird das StMAS umgehend die notwendigen weiteren Schritte einleiten, um
einen maoglichst nahtlosen Anschluss an das bisherige Férderverfahren zu gewahr-
leisten, im Rahmen dessen die Auszahlung staatlicher Férdermittel fur die Wahr-
nehmung von Querschnittsaufgaben durch die Betreuungsvereine bisher frihes-
tens Mitte des jeweiligen Forderjahres erfolgte.
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60. Abgeordnete  Ich frage die Staatsregierung, welche Rechnung der Aussage

Doris der Staatsregierung zugrunde liegt, dass Bezieherinnen und
Rauscher Bezieher des geplanten Birgergeldes im Monat mehr Geld zur
(SPD) Verfugung hatten als ein Paar mit zwei Kindern und einem Job

auf Mindestlohnniveau, welche Zuschisse (bspw. Wohngeld o-
der Kinderzuschlag) wurden in die Rechnung fiir die arbeitende
Familie miteinberechnet und inwiefern lbersteht die zugrunde-
liegende Studie fiir die Beispielrechnung eine kritische Uberprii-
fung (bspw. mit Blick auf die genannten Zuschisse)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Soziales

Dem genannten Beispiel liegt folgende Rechnung zugrunde:

Angestellter, verheiratet, 1975 geboren, 2 Kinder, Steuerklasse 3, Kaltmiete
1.080,00 Euro, Nebenkosten 150,00 Euro kalte Betriebskosten, Heizung mtl.
300,00 Euro

Ehefrau, geringfligig beschaftigt, 400,00 Brutto /Netto Steuerklasse 5 Kinder (3
und 9) EK Kindergeld

Einstellung in Entgeldgruppe EG 9 a, Stufe 1

Einkommen Brutto 3.069,16 Euro, netto 2.311,88 Euro

Berechnung:

Regelsatz (RS) Antragsteller 451,00 Euro

RS Ehefrau 451,00 Euro

RS Kind 1 (3 Jahre) 318,00 Euro

RS Kind 2 (9 Jahre) 348,00 Euro

Kosten der Unterkunft 1530,00 Euro
Bedarf insgesamt 3098,00 Euro

Einkommen Ehemann:

2311,88 Euro netto

.. 100,00 Euro Grundfreibetrag

.. 250,00 Euro Freibetrag Erwerbstatigkeit

./. 100,00 Euro Fahrtkosten zur Arbeit

Bereinigtes Einkommen: 1566,26 Euro EK Ehefrau
Netto 400,00 Euro
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./. 100,00 Grundfreibetrag
.. 60,00 Freibetrag

Bereinigtes EK Ehefrau 240,00 Euro
Kindergeld 2 x 237,00 474,00 Euro
Einkommen BG insgesamt 2280,26 Euro
Ungedeckter Bedarf mtl. 817,74 Euro

Hierbei handelt es sich um eine aus der Jobcenter-Praxis Ubermittelte Beispielrech-
nung, die ebenso wie vergleichbare weitere Beispielrechnungen bei Annahme der
angegebenen Parameter und des Mietmarktes vor Ort zeigt, in welchen Fallen sich
ein Leistungsanspruch ergeben wirde.

Bei den seitens des Jobcenters zitierten Beispielen kdnnen sich zahlreiche Fallge-
staltungen ergeben, die zu umfangreichen Berechnungen und Verwaltungsverfah-
ren fuhren wurden. In der dargestellten Beispielrechnung wurde auf Berechnungen
von Wohngeld und Kinderzuschlag aufgrund der Zielsetzung verzichtet und darge-
stellt, wie in dieser Konstellation ein Anspruch nach dem Zweiten Buch Sozialge-
setzbuch / SGB Il-Anspruch aussehen wirde.
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61. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, wie viele Menschen im Jahr 2021

Katharina in Bayern Opfer hauslicher Gewalt wurden (bitte nach Ge-
Schulze schlecht, Delikt und nach versuchten bzw. vollendeten Taten
(BUNDNIS aufschlisseln), wie viele der Opfer lebten mit dem/der Tatver-
90/DIE GRU-  d&chtigen in einem gemeinsamen Haushalt und wie viele Hilfe-
NEN) ersuchen zur Unterkunft im Frauenhaus mussten im Jahr 2021

wegen Platzmangel abgewiesen werden?

Antwort des Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Soziales im Einver-
nehmen mit dem Staatministerium des Innern, fiir Sport und Integration:

Grundsatzlicher Hinweis zur Datenquelle fiir die Zahlen Hauslicher Gewalt:

Die Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS) dient nicht als Datenquelle fur die Zahlen zu
Hauslicher Gewalt. Vielmehr erfolgt eine jahrliche tiefergehende ,Sonderauswer-
tung Hausliche Gewalt“ aus dem Datenbestand des polizeilichen Vorgangsverwal-
tungssystems. Dieses System basiert grundsatzlich auf einem dynamischen Daten-
bestand. Auswertungen und Analysen geben damit stets nur den aktuellen Erfas-
sungsstand zum Zeitpunkt der Abfrage wider, der sich auch auf riickwirkende Zeit-
raume durch laufende Ermittlungen und QualitatssicherungsmafRnahmen kontinu-
ierlich andern kann. Gleichwohl lassen sich anhand der jeweiligen Ergebnisse Ten-
denzen feststellen und zueinander in ein Verhaltnis setzen.

Grundsatzliches zur Definition ,,Hausliche Gewalt*

Bei der Polizei umfasst Hausliche Gewalt gemaf Definition alle Falle von physischer
und psychischer Gewalt innerhalb von ehelichen oder nichtehelichen Lebensge-
meinschaften. Insbesondere fallen darunter N6tigungs-, Bedrohungs- und Kérper-
verletzungsdelikte, auch wenn sie sich nach einer Trennung ereignen, aber noch im
direkten Bezug zur friiheren Lebensgemeinschaft stehen. Denn gerade in oder kurz
nach Trennungssituationen werden haufig Gewalttatigkeiten oder Einschiichterun-
gen als Druckmittel benutzt. Hausliche Gewalt umfasst also gemaR Definition nicht
unmittelbar alle Falle von Gewalt in der Familie, sondern ausschlieBlich (Ex-)Part-
nergewalt.

Fur das Jahr 2021 wurden insgesamt 19 291 Opfer Hauslicher Gewalt erfasst. Hier-
bei wurden insgesamt 15 189 weibliche Opfer und 4 100 mannliche Opfer erfasst.
Die Divergenz mannlicher und weiblicher Opfer hinsichtlich der Opfergesamtzahl
(Divergenz von zwei Opfern) ist dem nicht abschlieRend validen Datenbestand des
Vorgangsverwaltungssystems geschuldet.

Der Phanomenbereich ,Hausliche Gewalt* umfasst eine Vielzahl unterschiedlicher
Straftatbestande. Fir das Jahr 2021 weist die Sonderauswertung Hausliche Gewalt
hinsichtlich einer Auswahl der wesentlichsten Deliktsarten bei Hauslicher Gewalt
folgende Fallzahlen aus (zu beachten ist hierbei, dass pro Fall mehrere Delikte vor-
liegen und erfasst werden kénnen):

Bedrohung 3913

Beleidigung — ohne sex. Grundlage 4271




Drucksache 18/25364

Bayerischer Landtag 18. Wahlperiode

Seite 96

Beleidigung — auf sex. Grundlage 401
Freiheitsberaubung 344
Gefahrliche Korperverletzung 2169
Hausfriedensbruch 715
Korperverletzung (vorsatzlich) 11 263
Mord & Totschlag 68
davon Versuch 54
Nachstellung / Stalking 1010
No6tigung 1616
Sachbeschadigung 1675
Korperverletzung mit Todesfolge 0
Schwere Korperverletzung 12
Sexuelle Belastigung 62
Sexuelle Nétigung 69
Vergewaltigung 343
davon Versuch 28
Zwangsheirat 0

Die jahrliche Sonderauswertung Hausliche Gewalt |asst keinen Ruckschluss darauf
zu, wie viele der Opfer mit dem/der Tatverdachtigen in einem gemeinsamen Haus-
halt lebten. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund, dass gemaR oben darge-
stellter Definition von ,Hauslicher Gewalt® kein gemeinsamer Wohnsitz erforderlich
ist. Wesentlich ist lediglich eine Beziehung von entsprechender Intensitat und
Dauer. Die Anzahl der fur die (Ex-)Partnergewalt relevant erfassten Opfer-Tatver-
dachtigen-Beziehungen stellen sich in Bayern wie folgt dar:

Tatverdachtigen- Beziehungen Bayern
Ehepartner 6 321
Lebensgefahrte 5037

Verlobt

342
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Getrennt-lebend 1579
Ex-Lebensgefahrte 5474
Geschieden 516
Eingetragene Lebenspartner- 17
schaft
Lebenspartnerschaft aufgehoben 5
gesamt 19 291

Ferner wird darauf hingewiesen, dass weiterfiihrende Differenzierungen im Sinne
der Anfrage Uber die dargestellten Auswertungen in der fiir die Beantwortung der
Plenumsanfrage zur Verfligung stehenden Zeit nicht moglich waren.

Der Staatsregierung liegen keine belastbaren statistischen Daten zu den Abwei-
sungszahlen in den staatlich geférderten Frauenhausern in Bayern vor. Aufgrund
z. B. oftmals anonymer und/oder Mehrfachanfragen sowie Abweisungen, die nicht
auf einem Platzmangel beruhen, ergeben sich u. a. Dopplungen oder irrefihrende
Ergebnisse, welche keine Aussagekraft Gber die Gesamtsituation in Bayern haben.
Die Staatsregierung steht diesbezuglich in engem Austausch mit dem Frauenhilfe-
system und behalt die konkrete Bedarfe vor Ort stets im Blick. Die Praxis der Da-
tenerhebung in den nicht staatlich geférderten Frauenhausern entzieht sich der
Kenntnis der Staatsregierung.
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62. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wie viele alleinerziehende Eltern

Ulrich es in Bayern seit 2012 gibt (Angabe bitte tabellarisch und nach
Singer Bezirk aufgeteilt), wie viele davon sind Manner bzw. Frauen
(AfD) bzw. divers (Angabe bitte tabellarisch und nach Bezirk aufge-

teilt) und wie hoch ist die durchschnittliche Anzahl der betreuten
Kinder pro alleinerziehendem Elternteil?

Antwort des Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Soziales

In der amtlichen Statistik gelten Personen als alleinerziehend, die mit mindestens
einem ledigen Kind (das selbst nicht mit einem eigenen Kind zusammenlebt) im
gleichen Haushalt leben, unabhangig vom Alter des Kindes (auch Gber 18 oder tiber
z. B. 25 Jahre). Die amtliche Statistik weist z. T. Alleinerziehende mit minderjahri-
gen Kindern separat aus, deren Ergebnisse ebenfalls wiedergegeben werden. Die
Anzahl der Alleinerziehenden ist gleich der Anzahl der Alleinerziehenden Haus-
halte.

Die Fallzahlen und demnach die hochgerechneten Angaben fallen bereits fur allein-
erziehende Vater recht gering aus. Daten zu Alleinerziehenden mit der Angabe ,Di-
vers“ kdnnen der Statistik nicht entnommen werden. Die angefragten regionalen
Daten liegen dem Staatsministerium fir Familie, Arbeit und Soziales seit 2015 vor.

*) Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Anlage ist als pdf-Dokument hier ein-
sehbar.


https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000015500/0000015744_Singer_ANL.pdf
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63. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, wie viele Betreuungsplatze je-

Dr. Simone weils in den schwabischen Landkreisen fur unter 3-Jahrige, 3—
Strohmayr 6-Jahrige und Schulkinder fehlen?
(SPD)

Antwort des Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Soziales

Die Kindertagesbetreuung ist kommunale Pflichtaufgabe im eigenen Wirkungskreis.
Der Freistaat Bayern refinanziert Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege-
stellen lediglich, wenn diese die Férdervoraussetzungen nach dem Bayerischen
Kinderbildungs- und —betreuungsgesetzes (BayKiBiG) erfillen. Zudem erhalten die
Kommunen eine Foérderung fir Investitionen in Kindertageseinrichtungen nach
Art. 10 des Bayerischen Finanzausgleichsgesetzes (BayFAG).

Die planerische Gesamtverantwortung fir die rechtzeitige und ausreichende Bereit-
stellung der Kinderbetreuungsangebote liegt bei den Landkreisen und kreisfreien
Stadten als Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe.

Gegen die Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe richtet sich auch der Rechtsanspruch
nach § 24 Abs. 2 und 3 Achtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII).

Die Vergabe der Kita-Platze erfolgt ausschlief3lich auf Ebene der Kommunen.

Der Freistaat Bayern hat in die ortliche Bedarfsplanung keinen Einblick, es erfolgt
insbesondere auch keine zentrale Platzvergabe.

Dem Staatsministerium fur Familie, Arbeit und Soziales liegen daher keine Zahlen
zum jeweiligen Platzbedarf in den einzelnen Gebietskdrperschaften vor.
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Geschiftsbereich des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege

64. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wie sie die Versorgungslage mit

Dr. Helmut Hebammen in Unterfranken im Allgemeinen einschatzt (bitte
Kaltenhauser Betreuungsschliissel nach Landkreisen angeben), wie sicher-
(FDP) gestellt wird, dass der Rechtsanspruch auf Hebammenbetreu-

ung von Schwangeren und bis zu 12 Wochen nach der Geburt
in Unterfranken durchgesetzt wird und wie viele Geburtsstatio-
nen in Unterfranken in den vergangenen vier Jahren geschlos-
sen worden bzw. von der SchlieBung bedroht sind (bitte jeweils
die Grinde nennen)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege

Nach der Statistik des Landesamtes fiir Gesundheit und Lebensmittelsicherheit ist
die Zahl der selbststandigen Hebammen in ambulanten Einrichtungen im Regie-
rungsbezirk Unterfranken (wie in ganz Bayern), in den letzten Jahren stetig gestie-
gen von 302 im Jahr 2009 auf 442 im Jahr 2019. Aufgrund der starken Belastung
der Gesundheitsdmter wahrend der Coronapandemie konnten fir 2020 und 2021
keine Zahlen erhoben werden.

Es liegtim Ermessen der einzelnen Hebamme, ob sie selbststandig oder angestellt,
in Vollzeit oder in Teilzeit tatig ist und welche Leistungen sie bei einer selbstandigen
Tatigkeit anbietet.

Es gibt fir Hebammen keine Bedarfsplanung wie bei Arzten. Informationen zum
Betreuungsschlissel liegen dem Staatsministerium fir Gesundheit und Pflege
(StMGP) nicht vor.

Soweit die stationare Versorgung in Geburtshilfestationen betroffen ist, liegen dem
StMGP abgesehen von der allgemein zugespitzten Problemlage des Personalman-
gels in Krankenhausern keine Hinweise auf eine Unterversorgung vor. Es ist in die-
sem Zusammenhang darauf hinzuweisen, dass Krankenhausplanung keine staatli-
che Planwirtschaft ist und Krankenhduser keine nachgeordneten Behérden der
Staatsverwaltung sind, sondern eigenstandige Wirtschaftsunternehmen; der
Staatsregierung obliegt keinerlei aufsichtsrechtliche und insoweit regulierende
Funktion. Krankenhaustrager sorgen in eigener Verantwortung dafur, die Leistungs-
angebote mit entsprechender Personalausstattung vorhalten zu kénnen. In den ver-
gangenen vier Jahren wurde in Unterfranken keine Fachabteilung Gynakologie und
Geburtshilfe geschlossen. Der Krankenhausplanungsbehdrde liegen auch aktuell
keine Antrage auf Herausnahme entsprechender Fachabteilungen aus dem Kran-
kenhausplan vor.

Die im Sommer 2018 veroffentlichte Studie zur Hebammenversorgung im Freistaat
hat gezeigt, dass trotz der Zufriedenheit einer groRen Mehrheit der befragten Mutter
mit der individuellen Schwangerenbetreuung in Bayern fir die Sicherstellung einer
flachendeckenden Versorgung auch in Zukunft mehr Hebammen fir die Geburts-
hilfe und die Wochenbettbetreuung gewonnen werden missen. Aus diesem Grund
hat der Freistaat in den letzten Jahren verschiedene MalRhahmen zur Verbesserung
der Hebammenversorgung auf den Weg gebracht. Mit dem Hebammenbonus von
1.000 Euro pro Jahr fir freiberuflich in der Geburtshilfe tadtige Hebammen und dem
Grinderpaket, einer Niederlassungspramie von einmalig 5.000 Euro, wurde ein
starkes Signal fur die Unterstiitzung der freiberuflich tatigen Hebammen gesetzt.
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Die Staatsregierung unterstitzt die Sicherstellung und Weiterentwicklung der ge-
burtshilflichen Versorgung mit dem Forderprogramm Geburtshilfe mit einem jahrli-
chen Haushaltsvolumen in Héhe von 28 Mio. Euro. Funf Mio. Euro entfallen gezielt
auf die Sicherstellung der Hebammenversorgung. Die geforderten Projekte reichen
von der Schaffung von Hebammen-Vermittlungsstellen lber die Einstellung von un-
terstiitzendem Hilfspersonal bis zur gesonderten Verglitung fiir die Ubernahme von
Sonderschichten. Im Jahr 2021 erhielten die Landkreise und kreisfreien Stadte im
Regierungsbezirk Unterfranken eine Férdersumme von ca. 57.000,00 Euro.
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65. Abgeordneter RegelmalRig werden Ordnungswidrigkeitsverfahren im Rahmen

Christoph von Verstdfen gegen die Bayerische Infektionsschutzmafinah-
Maier menverordnung (BaylfSMV) gefuhrt, weshalb ich die Staatsre-
(AfD) gierung frage, wie viele Ordnungswidrigkeitsverfahren seit Be-

ginn der sog. Coronapandemie in Bayern wegen Verstol3es ge-
gen die BaylfSMV geflihrt wurden (bitte nach jeweils glltiger
BaylfSMV auflisten), wie viele Ordnungswidrigkeitsverfahren,
die die 16. BaylfSMV oder eine frihere BaylfSMV betreffen,
noch nicht abgeschlossen wurden und wie hoch die Summe der
BulRgelder ist, die seit der 1. BaylfSMV in diesem Zusammen-
hang erlassen wurden?

Antwort des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege

GemalR § 87 Abs. 1 Satz 1i. V. m. § 65 Satz 1 der Zustandigkeitsverordnung sind
grundsatzlich die Kreisverwaltungsbehérden fir den Vollzug des Infektionsschutz-
gesetzes (IfSG) und der hierauf gestiitzten Verordnungen und Allgemeinverfigun-
gen zustandig.

Es erfolgt durch das Staatsministerium fir Gesundheit und Pflege (StMGP) weder
eine regelmanige Abfrage der Ordnungswidrigkeitsverfahren wegen VerstoRen ge-
gen die (1. bis 17.) Bayerische InfektionsschutzmaRnahmenverordnung noch eine
automatische Ubermittlung der Anzahl der erfassten Verfahren und der Summe der
BuRgelder.

Zur Beantwortung der gestellten Fragen ware eine Abfrage lber die Regierungen
bei allen zustéandigen Kreisverwaltungsbehoérden erforderlich. Mangels statistischer
Daten kénnen die Fragen nicht mit vertretbarem Aufwand und insbesondere nicht
in der Kirze der zur Beantwortung einer Anfrage zum Plenum zur Verfligung ste-
henden Zeit beantwortet werden.
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66. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, ob Vertreter der Staatsregierung
Franz Josef oder anderer bayerischer Behérden seit 2019 im Zusammen-
Pschierer hang mit Gesprachen oder Vertragen zur Lieferung des CO-
(FDP) VID-19-Impfstoffes Sputnik V Kontakt zu i hatten

(u. a. Firma EagleBurgmann), wenn ja, worum ging es konkret
bei diesen Kontakten und auf wessen Initiative kam es zu die-
sen Kontakten?

Antwort des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege

Dem Staatsministerium fir Gesundheit und Pflege (StMGP) liegen keine Kennt-
nisse Uber Kontakte von Vertretern der Staatsregierung oder bayerischer Behorden
zur genannten Person in Zusammenhang mit Gesprachen oder Vertragen zur Lie-
ferung des COVID-19-Impfstoffes Sputnik V vor. Eine detaillierte Abfrage bei allen
Ressorts war in der Kurze der fur die Beantwortung einer Anfrage zum Plenum zur
Verfligung stehenden Zeit nicht mdglich.
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67. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, zu welchem (Zwischen-)Ergebnis

Markus kommt sie hinsichtlich der Geltendmachung etwaiger Schaden-
Rinderspa- ersatz- oder Rickabwicklungsanspriiche nach Einsichtnahme
cher in das vom Untersuchungsausschuss ,Maske* in Auftrag gege-
(SPD) bene Sachverstandigengutachten der ift Rosenheim zu den

Emix- und Lomotex-Beschaffungen insbesondere in Bezug auf
Gerichtszustandigkeit, anwendbares Recht und Verjahrung
(bitte konkrete Uberlegungen und ggf. bereits eingeleitete
Schritte nennen)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege

Die Feststellungen des — Uber einen Zeitraum von acht Monaten erstellten — tech-
nischen Gutachtens der ift Rosenheim GmbH werden derzeit unter Beteiligung des
Landesamts fur Gesundheit und Lebensmittelsicherheit fachlich und juristisch ge-
pruft.

Aussagen zur Gerichtszustandigkeit, dem anwendbaren Recht oder der Verjahrung
kdnnen zu diesem Zeitpunkt noch nicht getroffen werden.
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68. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, wie viele Physiotherapeutinnen
Anna und -therapeuten mit einer im Ausland erworbenen Ausbildung
Schwamber- in den letzten finf Jahren einen Antrag im Freistaat Bayern
ger stellten, um ihre Qualifikation flr die Aufnahme der Arbeit in
(BUNDNIS Bayern anerkennen zu lassen (bitte nach Herkunftslandern
90/DIE GRU- aufgeteilt angeben), wie viele von den gestellten Antragen wa-
NEN) ren erfolgreich (bitte aufgeteilt nach Regierungsbezirken) und

welche Mindestvoraussetzungen mussen Physiotherapeutin-
nen und -therapeuten aus der Ukraine erfiillen, um anerkannt
zu werden (beispielsweise Berufsjahre in der Ukraine, Studium
0.a.)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege

Fir die Anerkennung auslandischer Berufsqualifikationen im Bereich der Physio-
therapeutinnen und Physiotherapeuten sind im Freistaat Bayern die sieben Regie-
rungen zustandig. Die folgende Darstellung basiert auf einer kurzfristig durchgefiihr-
ten Abfrage bei den Regierungen:

Seit dem Jahr 2018 wurden bei den Regierungen folgende Antrage aus den aufge-
fuhrten Landern gestellt:

e Regierung von Oberfranken:

190 Antrage insgesamt, davon 3 x Bosnien, 1 x Brasilien, 1 x Estland, 1 x Kroatien,
1 x Libanon, 1 x Niederlande, 134 x Polen, 2 x Rumanien, 9 x Serbien, 2 x Slowakei,
1 x Sudafrika, 1 x Syrien, 1 x Turkei, 8 x Tschechien, 8 x Tunesien, 9 x Albanien, 4
x Ukraine, 2 x Kosovo, 1 x Russland.

e Regierung von Mittelfranken:

154 Antrage insgesamt, davon 50 x Albanien, 10 x Tunesien, 12 x Bosnien und
Herzegowina, 12 x Serbien, 2 x Iran, 1 x Agypten, 3 x Nordmazedonien, 15 x Me-
xiko, 1 x Kosovo, 1 x Pakistan, 1 x Montenegro, 1 x Indien, 1 x Vietnam, 1 x USA, 4
x Turkei, 4 x Ukraine, 1 x Palastina, 4 x Griechenland, 1 x Nordzypern, 1 x Belgien,
5x Polen, 1 x Osterreich, 1 x Tschechien, 3 x Kroatien, 2 x Slowenien, 2 x Bulgarien,
1 x Niederlande, 2 x Syrien, 2 x Algerien, 1 x Jugoslawien, 1 x Moldawien, 6 x Ru-
manien, 1 x Spanien.

e Regierung von Unterfranken:

61 Antrage insgesamt, davon 13 x Serbien, 10 x Bosnien und Herzegowina, 7 x
Indien, 1 x Griechenland, 1 x Kasachstan, 2 x Kroatien, 3 x Rumanien, 3 x Albanien,
2 x Ungarn, 1 x Nordmazedonien, 5 x Polen, 5 x Turkei, 1 x Belgien, 1 x Spanien, 1
x Argentinien, 1 x Venezuela, 1 x Mexiko, 1 x Brasilien, 1 x Osterreich, 1 x Tunesien.

e Regierung von Oberbayern:

532 Antrage insgesamt, davon 295 aus Drittstaaten (Uiberwiegend aus Jugoslawien,
Albanien, Nordmazedonien, Serbien) und 237 aus EWR-Staaten (z. B. aus Grie-
chenland, Italien, Kroatien, Niederlande, Osterreich, Polen, Rumanien, Ungarn).

e Regierung von Niederbayern:

132 Antrage insgesamt, davon 9 x Ungarn, 10 x Osterreich, 4 x Serbien, 19 x Polen,
15 x Tschechische Republik, 11 x Bosnien und Herzegowina, 4 x Slowakei, 3 x
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Agypten, 8 x Rumanien, 3 x Russland, 12 x Kroatien, 1 x Marokko, 2 x Brasilien, 8
x Mazedonien, 1 x ltalien, 1 x Kolumbien, 4 x Kosovo, 2 x Bulgarien, 1 x USA, 1 x
Algerien, 1 x Schweiz, 1 x Niederlande, 2 x Indien, 2 x Syrien, 5 x Tunesien, 1 x
Ukraine, 1 x Turkei.

e Regierung der Oberpfalz:

166 Antrage insgesamt, davon 8 x Albanien, 6 x Bosnien und Herzegowina, 5 x
Bulgarien, 3 x Irak, 11 x Kosovo, 5 x Kroatien, 5 x Mazedonien, 7 x Mexiko, 2 x
Niederlande, 19 x Polen, 6 x Ruméanien, 12 x Serbien, 9 x Slowakei, 4 x Spanien, 3
x Syrien, 37 x Tschechien, 2 x Tirkei, 5 x Ungarn, 1 x Ukraine, 1 x Osterreich.

e Regierung von Schwaben:

185 Antrage insgesamt, davon 10 x Albanien, 3 x Argentinien, 1 x Australien, 1 x
Belgien, 27 x Bosnien und Herzegowina, 3 x Bulgarien, 4 x Griechenland, 1 x Indien,
1 x Jugoslawien, 1 x Kolumbien, 1 x Republik Korea, 2 x Kosovo, 19 x Kroatien, 1
x Lettland, 1 x Libanon, 2 x Moldau, 4 x Niederlande, 1 x Nordmazedonien, 3 x
Osterreich, 16 x Polen, 1 x Portugal, 14 x Ruménien, 1 x Schweiz, 16 x Serbien
(einschl. Kosovo), 8 x Serbien (ohne Kosovo), 2 x Serbien und Montenegro, 1 x
Slowenien, 10 x Spanien, 1 x Sidafrika, 2 x Syrien, 1 x Tunesien, 6 x Tirkei, 2 x
Ukraine, 13 x Ungarn, 2 x Vereinigtes Kdnigreich.

Soweit Uber die gestellten Antrage bereits abschlielend entschieden wurde, waren
bislang erfolgreich:

e Regierung von Oberfranken: 131 Antrage
¢ Regierung von Mittelfranken: 28 Antrage
e Regierung von Unterfranken: 38 Antrage
¢ Regierung von Oberbayern: 213 Antrage
¢ Regierung von Niederbayern: 52 Antrage
e Regierung der Oberpfalz: 109 Antrage

e Regierung von Schwaben: 71 Antrage

In insgesamt 391 Verfahren ist die Erteilung einer Erlaubnis zum Fuhren der Be-
rufsbezeichnung ,Physiotherapeutin® oder ,Physiotherapeut” noch offen, etwa, weil
der Antrag noch nicht abschlielend geprft wurde, die Antragsunterlagen noch un-
vollstandig sind oder ein Defizitbescheid bereits erlassen, die notwendige Aus-
gleichsmalRhahme aber noch nicht erfullt wurde.

Die Anerkennung eines in der Ukraine erworbenen Abschlusses als Physiothera-
peutin oder Physiotherapeut setzt — wie die Anerkennung eines in einem anderen
Drittstaat erworbenen Abschlusses — voraus, dass dieser mit der im Masseur- und
Physiotherapeutengesetz geregelten (deutschen) Berufsqualifikation gleichwertig
ist. Die fachlichen Inhalte der Ausbildung sind in der Ausbildungs- und Prifungsver-
ordnung fur Physiotherapeuten (PhysTh-APrV) des Bundes naher geregelt. Ob die
ukrainische Ausbildung gleichwertig ist, bedarf jeweils einer Einzelfallprifung an-
hand der in der PhysTh-APrV festgelegten Ausbildungsinhalte. Die Mindestvoraus-
setzungen fir eine Anerkennung ergeben sich aus Anlage 1, Teil A und Teil B der
PhysTh-APrV. Wesentliche Unterschiede zwischen der absolvierten Berufsausbil-
dung und der im Masseur- und Physiotherapeutengesetz geregelten Berufsqualifi-
kation kdnnen ganz oder teilweise ausgeglichen werden durch Kenntnisse, Fahig-
keiten und Kompetenzen, welche die antragstellende Person durch ihre Berufser-
fahrung im Rahmen der tatsachlichen und rechtmafigen Ausiibung des Berufs Phy-
siotherapeutin oder Physiotherapeut in Vollzeit oder Teilzeit erworben hat.
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69. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, welche Studiendaten ihrer Ent-
Florian scheidung zur Aussetzung der Isolationspflicht zugrunde lagen,
Siekmann welche Griinde sie darliber hinaus zu dieser Entscheidung be-
(BUNDNIS wogen haben und was ist ihre Rechtfertigung auf Kritik, bei-
90/DIE GRU-  spielsweise der Arbeitnehmerunfreundlichkeit, der beginnen-
NEN) den Grippesaison, mangelnder Schutz von vulnerablen Perso-

nengruppen und dem Einsatz von infiziertem Personal im me-
dizinischen Bereich?

Antwort des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege

Vorab ist darauf hinzuweisen, dass die Landesregierungen von Baden-Wirttem-
berg, Bayern, Hessen und Schleswig-Holstein gemeinsam beschlossen haben, die
Isolationspflicht aufzuheben. Inzwischen hat auch Rheinland-Pfalz erklart, dass ab
dem 26.11.2022 die Isolationspflicht im Land entfallt.

Die Isolationspflicht stellte fir die betroffenen Personen einen erheblichen Grund-
rechtseingriff dar, weshalb eine fortlaufende Prufung der Erforderlichkeit notwendig
war.

Aufgrund der Tatsache, dass die aktuell kursierende Omikron-Variante zwar eine
hohe Ubertragbarkeit besitzt, in der Regel aber keine schweren Krankheitsverlaufe
verursacht, die Basisimmunitat der Bevodlkerung inzwischen sehr hoch ist (mehr als
90 Prozent hatten ein oder mehrere Immunitatsereignisse (Impfung und/oder Infek-
tion) vgl. Robert Koch-Institut: Serologische Untersuchungen von Blutspenden auf
Antikdrper gegen SARS-CoV-2 (SeBluCo-Studie), Zwischenauswertung mit Daten-
stand 14.10.2022 ), wirksame antivirale Medikamente und ein auf die Variante BA.5
angepasster Impfstoff zur Verfligung stehen, war die Aufhebung der Isolationspflicht
unter Abwagung der betroffenen Grundrechte angezeigt.

Auch die vom Landesamt flir Gesundheit und Lebensmittelsicherheit (LGL) regel-
mafig erstellte Risikobewertung und Prognose zur Entwicklung des Infektionsge-
schehens stltzt diese fachliche Einschatzung. Seit Mitte Oktober (KW 41) ist der
Scheitelpunkt der Omikron-Herbstwelle (BA.5) Uberschritten. Am 22.11.2022 liegt
die 7-Tage-Inzidenz der Meldefalle in Bayern bei 110,9. Die Reproduktionszahl liegt
weiterhin stabil unter eins, was auf eine nachlassende Infektionsdynamik und eine
weiter sinkende Anzahl taglicher Neuinfektionen hinweist. Hinsichtlich der Kranken-
hausbelegung mit COVID-19-Patienten wird seit Mitte Oktober 2022 ein deutlicher
Ruckgang gemeldet. Auch im Bereich der Intensivbetten ist seit Mitte Oktober 2022
ein Rickgang der Belegung mit COVID-19-Patienten zu verzeichnen 2.

Die Aufhebung der Isolationspflicht stand im Einklang mit der Einschatzung von an-
erkannten und meinungsstarken Virologen und Klinikarzten wie Frau Prof. Protzer,
Herr Prof. Keppler, Herr Prof. Wendtner und Herr PD Dr. Spinner. Auch der Vor-
standsvorsitzende der Kassenarztlichen Bundesvereinigung, Dr. med. Gassen und
der Prasidenten der Bayerischen Landesarztekammer (Dr. med Quitterer) und der

1 https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Projekte RKI/SeBluCo_Zwischenbe-
richt.html

https://www.lgl.bayern.de/gesundheit/infektionsschutz/infektionskrankheiten _a_z/coronavi-
rus/karte coronavirus/index.htm#wKennzahlen
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https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Projekte_RKI/SeBluCo_Zwischenbericht.html
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Bundesarztekammer (Dr. med. Reinhardt) beflrworteten das Vorgehen der Staats-
regierung.

Dem Infektionsgeschehen wird jedoch kein freier Lauf gelassen; vielmehr werden
durch die am 16.11.2022 in Kraft getretene Allgemeinverfiigung zu Schutzmafinah-
men bei positiv auf das Coronavirus SARS-CoV-2 getesteten Personen (AV Corona
SchutzmalBnahmen) verpflichtende Schutzmallinahmen angeordnet. Fir positiv Ge-
testete bestehen danach eine grundsatzliche Maskenpflicht aul3erhalb der eigenen
Wohnung sowie Tatigkeits- und Betretungsverbote in bestimmten medizinischen
und pflegerischen Einrichtungen sowie Massenunterkiinften. Die Schutzmalinah-
men enden in der Regel friihestens nach Ablauf von flinf Tagen nach Erstnachweis
des Erregers und Symptomfreiheit seit mindestens 48 Stunden, spatestens jedoch
nach Ablauf von zehn Tagen. Zudem gilt die dringende Empfehlung: Wer Symp-
tome hat und krank ist, bleibt daheim, um seine Mitmenschen vor Ansteckung zu
schutzen. Dies gilt auch im Hinblick auf andere Atemwegserkrankungen, wie z. B.
die Grippe.

Dabei ist auch der Vorwurf, die Abschaffung der Isolationspflicht von positiv auf das
Coronavirus SARS-CoV-2 getesteten Personen sei arbeitnehmerunfreundlich, nicht
nachvollziehbar.

Grundsatzlich gilt, dass nach § 28 Abs. 1 Satz 1 Infektionsschutzgesetz (IfSG)
SchutzmalBnahmen getroffen werden, soweit und solange diese zur Verhinderung
der Verbreitung Ubertragbarer Krankheiten erforderlich sind.

Der somit bereits im Tatbestand von § 28 IfSG verankerte Verhaltnismafkigkeits-
grundsatz gilt auch fiir die Anordnung von Isolationspflichten. Uberdies gibt die AV
Corona-Schutzmalinahmen auch den Arbeitnehmern im Vergleich zur friiheren ver-
pflichtenden Isolationsanordnung erweiterte Handlungsmoglichkeiten an die Hand.
So ermoglicht sie Arbeitnehmern — auflerhalb von medizinischen und pflegerischen
Einrichtungen sowie Massenunterklinften mit vulnerablen Personen — eine Wieder-
aufnahme ihrer beruflichen Tatigkeit trotz positiver Testung auf SARS-CoV-2, ohne
dabei die Mdglichkeit auszuschliel3en, sich — insbesondere bei symptomatisch ver-
laufender COVID-19-Erkrankung — wegen daraus resultierender Arbeitsunfahigkeit
nach arztlicher Ricksprache krankzumelden.

Dem Schutz vulnerabler Personengruppen vor einer SARS-CoV-2-Infektion wird in
den Bestimmungen der AV Corona-SchutzmalRhahmen hinreichend Rechnung ge-
tragen. So ordnet Nr. 4.1 AV Corona-Schutzmalinahmen fur positiv getestete Be-
treiber, Beschaftigte, Besucher und ehrenamtlich Tatige von medizinischen und
pflegerischen Einrichtungen nach § 23 Abs. 3 Satz 1 und § 35 Abs. 1 Satz 1 IfSG
sowie von Massenunterkiinften nach § 36 Abs. 1 Nr. 3 bis 6 IfSG ein Betretungs-
und Beschaftigungsverbot an.

Ausnahmen von diesem Betretungs- und Beschaftigungsverbot sind dabei grund-
satzlich auf Bereiche ohne vulnerable Personen, d. h. Personen, die auf Grund ihres
Alters oder ihres Gesundheitszustands ein erhohtes Risiko flir einen schweren oder
todlichen Verlauf von COVID-19 haben, beschrankt.

Soweit die AV Corona-Schutzmalinahmen dartber hinaus in Krankenhausern, Vor-
sorge- und Rehabilitationseinrichtungen, in denen eine den Krankenhausern ver-
gleichbare medizinische Versorgung erfolgt, Rettungsdiensten, Einrichtungen des
Zivil- und Katastrophenschutzes sowie voll- und teilstationaren Einrichtungen zur
Unterbringung und Betreuung behinderter Menschen ein Tatigwerden von positiv
getesteten Betreibern, Beschaftigten und ehrenamtlich Tatigen ermaoglicht, ist diese
Ausnahme auf solches Personal beschrankt, welches planmaRig in Bereichen ohne
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vulnerable Personen eingesetzt ist. Die Bereiche ohne vulnerable Personen sind
dabei durch die betroffenen Einrichtungen selbst in deren Hygieneplanen festzule-
gen und den Beschaftigten bekannt zu geben. Hierdurch wird sichergestellt, dass
bei der Festlegung der betreffenden Bereiche die konkrete Situation der jeweiligen
Einrichtung in der gebotenen Weise beriicksichtigt und dadurch ein mdglichst um-
fassender Schutz von vulnerablen Personen gewahrleistet wird.
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